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Editorial
Liebe Leserinnen, liebe Leser,
unsere Fachzeitschrift „Die Kriminalpolizei“ ist 40 Jahre alt 
geworden. Sie wurde Anfang 1983 vom Landesbezirk Baden-
Württemberg der Gewerkschaft der Polizei (GdP) ins Leben 
gerufen. 1999 haben dann die Bundesgeschäftsstelle der GdP 
und der Verlag Deutsche Polizeiliteratur GmbH die Verantwor-
tung übernommen und damit zugleich die bundesweite Verbrei-
tung maßgeblich gefördert. 

In einem Geleitwort zur ersten Ausgabe hat der damalige Innen-
minister des Landes Baden-Württemberg Prof. Dr. Roman Herzog 
prognostiziert, dass die neue Zeitschrift „einen wichtigen Beitrag 
zur Weiterbildung der Polizeibeamten“ leisten und „einen aner-
kannten Platz auf dem Gebiet der Fortbildungsliteratur“ einneh-
men werde. Und mit dieser Einschätzung hat der spätere Präsi-
dent des Bundesverfassungsgerichts und Bundespräsident ohne 
Zweifel recht gehabt, denn seit vielen Jahren ist „Die Kriminal-
polizei“ aus dem Kanon der polizeispezifischen Fachliteratur 
nicht mehr wegzudenken. Neben engagierten Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern aus Gewerkschaft, Verlag, Redaktion, Gestal-
tung und Technik haben insbesondere zahlreiche fachkompe-
tente Autoren aus Wissenschaft und Praxis zu diesem hohen 
Ansehen beigetragen. Ihnen gebührt ein ganz besonderer Dank.

Seit Begründung unserer Zeitschrift ist viel passiert und die Her-
ausforderungen an eine erfolgreiche präventive sowie repressive 
Kriminalitätsbekämpfung sind ständig gestiegen. Politische, 
gesellschaftliche, technische und wirtschaftliche Umbrüche in 
einer globalisierten Welt sowie zuletzt die Corona-Pandemie und 
der menschenverachtende russische Angriffskrieg in der Ukraine 
sind dafür verantwortlich. In der vor Ihnen liegenden Jubiläums-
ausgabe wollen wir einige dieser Entwicklungsschritte und die 
damit verbundenen Veränderungen in der polizeilichen Aufga-
benwahrnehmung nachzeichnen, analysieren und bewerten.

Im Jahr 1983 hat Roman Herzog in dem genannten Geleitwort 
auf immer neue Erscheinungsformen der Kriminalität und damit 
verbundene wachsende Anforderungen an die Sicherheitsorgane 
hingewiesen. Diese Erkenntnis greift auch Holger Münch in der 
aktuellen Ausgabe unserer Zeitschrift auf. In seinem Beitrag 
„Das Bundeskriminalamt – Zentralstelle der Zukunft“ geht der 
Präsident des Bundeskriminalamtes (BKA) auf die dynamischen 
und komplexen Entwicklungen der Kriminalität in den zurück-
liegenden 40 Jahren ein, spricht von einer „digitalen Revolu-
tion“, die erst ihren Anfang genommen habe, und skizziert das 
wegweisende Konzept seiner Behörde als „Zentralstelle 4.0“, 
das erstmals bei der Herbsttagung des BKA im Jahr 2021 vor-
gestellt und seither kontinuierlich fortgeschrieben worden ist.

Rolf Strehler berichtet von seinem persönlichen Weg durch 
„zwei Systeme“ und gewährt Ihnen, liebe Leserinnen und Leser, 
damit einen Einblick in die Gefühlswelt eines Kriminalbeam-
ten, der sowohl in der Deutschen Volkspolizei als auch in der 
Landespolizei Sachsen-Anhalt tätig war – zuletzt als Kriminal-
hauptkommissar und Fachlehrer für „Kriminalistik“.

Mit ausgewählten sowie für den Polizeivollzugsdienst bedeut-
samen Rechtsfragen befassen sich der als Oberstaatsanwalt 
bei der Generalstaatsanwaltschaft Schleswig-Holstein tätige 

Dr. Sören Pansa und der 
Direktor beim Polizeipräsi-
denten a.D. Prof. Michael 
Knape. Sören Pansa geht 
unter dem Titel „Von 
Hilfsbeamten und Ermitt-
lungspersonen“ auf das 
durch § 152 GVG gekenn-
zeichnete Verhältnis zwi-
schen Staatsanwaltschaft 
und Polizei ein, während 
Michel Knape das „Voll-
zugsrecht im Wandel der 
Zeit“ beleuchtet.

Weitere Fachbeiträge 
beschäftigen sich mit der 
„Geschichte des Links-
extremismus“, der „Ent-
wicklung des Versamm-
lungsrechts im Lichte der 
Föderalismusreform I“, 
der „Polizei im Wandel der 
Zeit“, der „Polizeiausrüs-
tung im Spiegelbild gesell-
schaftlicher Entwicklun-
gen“ sowie den „Gefahren 
im Netz“. Für die Bear-
beitung dieser Themen 
konnten unter anderem 
Dr. Udo Baron, EPHK 
Karsten Bech, KHK Ralf Schmidt und KOK Michél Odenthal 
gewonnen werden.

Eine strafrechtliche Rechtsprechungsübersicht, Aktuelles aus 
dem Netz und Buchbesprechungen runden unsere Zeitschrift 
schließlich wie gewohnt ab.

Liebe Leserinnen und Leser, bereits mit der ersten Ausgabe 
wurde vom damaligen Landesvorsitzenden der GdP Baden-Würt-
temberg Heinrich Meyer das Ziel ausgegeben, „Die Kriminalpo-
lizei“ nicht nur zu einer anspruchsvollen Informationsquelle, 
sondern zugleich auch zu einem Diskussionsforum für alle in 
der Kriminalitätsbekämpfung tätigen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter zu machen. Dieses Ziel stellt auch heute nach 40 Jah-
ren noch unseren Anspruch dar und allein daran wollen wir uns 
messen lassen. 

Wir bedanken uns für die langjährige Treue, wünschen Ihnen 
auch mit dieser erweiterten Jubiläumsausgabe eine anregende 
Lektüre und freuen uns wie immer auf Ihre Rückmeldungen. 

 Bodo Andrae Hartmut Brenneisen
 Geschäftsführer VDP GmbH Verantwortlicher Redakteur
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Liebe Leserschaft,  
liebe Kolleginnen,  
liebe Kollegen,
40 Jahre „Die Kriminalpolizei“: Das sind vier Jahrzehnte umfas-
sende polizeiliche Expertise, Motivation, Engagement sowie 
Fachlichkeit und kriminalistisches Fingerspitzengefühl. Viel zu 
selten wird jedoch erwähnt, dass unser kriminalpolizeiliches 
Fachmagazin im redaktionellen Ehrenamt betreut wird. Mein 
Dank und Respekt überbringe ich daher im Namen der Gewerk-
schaft der Polizei unseren Kripo-Chefredakteuren und den Mit-
arbeitenden ihrer Redaktionsteams. 

Was diese Zeitschrift auszeichnet, ist nicht etwa die Jagd nach 
der schnellen Schlagzeile – im Gegenteil. Unsere Kripo-Fach-
zeitschrift vereint kriminalpolizeiliche Neugierde sowie gewerk-
schaftspolitische Positionen. Die Themen sind hochaktuell, sie 
sind vor allem an den Bedürfnissen der Leserschaft orientiert, 
sie blicken in die Zukunft – über die Entwicklung der Daktylo-
skopie zur Verwendung von KI, von der Bekämpfung der OK bis 
zu NCMEC-Verfahren. Beispiele für eine enorme Themenvielfalt 
und -spanne. 

Wie von einem Fachblatt nicht anders zu erwarten, überzeugen 
die Inhalte durch eine lange Halbwertszeit. Sie sind nachhaltig 
und bieten einen echten Mehrwert für die Arbeit unserer Kol-
leginnen und Kollegen. Als Gewerkschaft der Polizei sind wir 
stolz darauf, eine solch renommierte Publikation unter unse-
rem grünen GdP-Stern zu wissen. 

Was die Zeitschrift „Die Kriminalpolizei“ zudem besonders – 
und in hohem Maße lesenswert – macht, ist die erfolgreiche 
Mischung aus Beiträgen zur polizeilichen Praxis und der kriti-
schen Diskussion sicherheitspolitischer Themen. Nicht zuletzt 
auch deswegen genießt sie seit vielen Jahrzehnten einen aus-
gezeichneten Ruf innerhalb der GdP und in unserer großen 
Blaulichtfamilie. Seit ihrer Gründung ist „Die Kriminalpolizei“ 
eine wichtige Informationsquelle für Experten aus Sicherheits-
behörden und Politik geworden. 

Bereits zur ersten Ausgabe von „Die Kriminalpolizei“ im Jahr 
1983 prognostizierte der damalige baden-württembergische 

Innenminister Roman Herzog in seinem Grußwort: Der Zeit-
schrift werde es gelingen, einen anerkannten Platz auf dem 
Gebiet der Fortbildungsliteratur einzunehmen. 160 Ausgaben 
und vierzig Jahre später ist klar: Herzog sollte Recht behal-
ten. Mit einer vierteljährlichen Auflage von 20.000 Exempla-
ren hat sich die Zeitschrift verdienterweise zu einer bundes-
weit erscheinenden Fachzeitschrift etabliert. Sie ist heute als 
gefragte Informationsquelle und Diskussionsforum nicht mehr 
wegzudenken. 

Mein Dank gilt den Chefredakteuren Manfred Teufel, Herbert 
Klein und Hartmut Brenneisen. Sie haben im vierzigjährigen 
Bestehen dieser Zeitschrift stets ein sicheres Gespür für The-
men bewiesen, die stets am Puls kriminalpolizeilichen Gesche-
hens waren und sind. Mein Dank gilt überdies auch den vie-
len Autoren, die mit ihrer Expertise diese Zeitschrift zu einem 
Aushängeschild der polizeilichen Fortbildungsliteratur gemacht 
haben. 

Ich wünsche der Redaktion alles Gute zum 40. Jubiläum und 
weiterhin viele spannende Themen für die kommenden 40 
Jahre dieser großartigen Zeitschrift. 

Herzlichen Glückwunsch!

Ihr/Euer

Jochen Kopelke
(Bundesvorsitzender der GdP)

Fotos: GdP / Kay Herschelmann

Grußwort
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Das Bundeskriminal-
amt – Zentralstelle der 
Zukunft

Von Holger Münch, Präsident des Bundeskriminalamtes

Liebe Leserinnen, liebe Leser,

wie lesen Sie eigentlich gerade diesen Artikel – noch traditio-
nell auf Papier als gedruckte Ausgabe oder digital auf Ihrem PC, 
Tablet oder Smartphone? 

Zweitere Variante wäre vor 40 Jahren, als diese Fachzeit-
schrift gegründet wurde, noch unvorstellbar gewesen. Vor vier 
Jahrzehnten standen wir gerade einmal am Anfang der digi-
talen Entwicklung, dessen weitreichende Dimensionen wir uns 
noch gar nicht vorstellen konnten. Im BKA wurde damals erst-
mals die Elektronischen Datenverarbeitung (EDV) eingeführt – 
das war zu dieser Zeit geradezu revolutionär.

Gleichzeitig entwickelte und „modernisierte“ sich auch die 
Kriminalität: Die vergangenen 40 Jahre waren durch dynami-
sche und komplexe Entwicklungen, insbesondere durch die Glo-
balisierung, Digitalisierung und digitale Vernetzung geprägt. 
Damit einhergehend haben sich über alle Kriminalitätsphä-
nomene hinweg Modi operandi sowie Täterstrukturen schnell 
und tiefgreifend verändert. Wo bis in die 1990er-Jahre relativ 
gefestigte Gruppierungen das Kriminalitätsgeschehen dominiert 
haben, sehen wir uns heute mit immer differenzierteren, lose-
ren und global agierenden Netzwerken konfrontiert. 

Heute stellt sich nicht mehr die Frage, ob wir uns tech-
nisch weiterentwickeln, sondern nur noch wie und mit welcher 
Geschwindigkeit wir es tun. Im Zeitalter von Cybercrime und 
Massendaten in fast jedem Phänomenbereich müssen wir „Schritt 
halten“ mit einer Kriminalität, die sich moderne Technik zu 
Nutze macht, um schwerste Straftaten zu begehen. Das bedeu-
tet nicht nur, dass die von der Polizei zu bearbeitende Menge an 
Daten enorm steigt, sondern diese Daten ebenfalls größtenteils 
verschlüsselt, anonymisiert und vor allem kurzlebig sind. 

Digitale Beweismittel sind heute oftmals ein zentraler oder 
gar der einzige Ermittlungsansatz. Deshalb braucht es nicht 
nur entsprechende Tools und Know-how in der Polizei, wie die 
Anwendung Künstlicher Intelligenz (KI) und der Einsatz von 
Expertinnen und Experten in der Aufbereitung und Auswer-
tung, sondern auch einen rechtlichen Rahmen, der zunächst 
die Sicherung von Daten ermöglicht. 

Eine weitere Voraussetzung, um Schritt halten zu können, 
ist die Verbesserung und Flexibilisierung unserer polizeilichen 
Instrumente und Prozesse der digitalen Zusammenarbeit. Das 
Konzept des BKA als Zentralstelle 4.0 im Sinne der folgenden 
vier Dimension ist hierfür ein wegweisender Ansatz. 

Erstens: Die Polizei arbeitet im Rahmen der Plattformstra-
tegie an und auf einer gemeinsamen digitalen Plattform mit 
einem Datenhaus und für alle verfügbaren Anwendungen. 
Fähigkeiten werden somit einmal entwickelt und allen Teilneh-
mern zur Verfügung gestellt. Beispielsweise wird die notwen-
dige IT-Architektur für den sicheren Beweismitteltransport im 

Rahmen der Plattformstrategie entwickelt, um ein gemeinsames 
technisches Bund-Länder-Auswertenetzwerkes zur Auswertung 
von Massendaten zu etablieren.

Zweitens: Wir setzen dem Crime-as-a-service ein Crimefighting-
as-a-service entgegen. Das BKA ist hierbei zentraler Service- und 
Solution-Provider für den polizeilichen Verbund und stellt finan-
ziell und technisch anspruchsvolle Lösungen für die Kriminalitäts-
bekämpfung zur Verfügung. Ein Beispiel hierfür ist die Einrichtung 
der Zentralen Clearingstelle Tool- und Methodenentwicklung (ZCS 
TME) im BKA, mit dem Ziel, Doppelarbeit und Insellösungen im 
Bereich der Software-Entwicklung zu vermeiden.

Drittens: Das BKA wird weiter zur digitalen Eingangsstelle 
ausgebaut. Das BKA ist bereits digitale Eingangsstelle für poli-
zeiliche Informationen aus dem Ausland – und wird es künftig 
zunehmend auch für definierte Bereiche im Inland sein.

Viertens: Die bereits dargestellten Dimensionen verfolgen 
auch das Ziel durch beispielsweise Standardisierung und – wo 
erforderlich – Zentralisierung einen Lastenausgleich zu errei-
chen. Zusätzlich ist es Teil des Aufgabenverständnisses des 
BKA im Sinne einer modernen Zentralstelle 4.0 die betroffenen 
Polizeibehörden bei besonderen Herausforderungen technisch 
und personell zu unterstützen. Das bedeutet in Einzelfällen 
auch die Übernahme von Ermittlungsverfahren mit besonderer 
Tragweite. 

Dieses Konzept wurde erstmals auf der Herbsttagung 2021 
vorgestellt und wird seither stetig ausgebaut. Unser Ziel ist 
es, die polizeiliche Zusammenarbeit im Verbund so zu optimie-
ren, dass jede Polizeidienststelle in Deutschland Zugriff auf die 
für sie relevanten Daten und Tools hat. Die Cybertoolbox ist 
ein erfolgreiches Beispiel für eine solche neue Form der agilen 

Bundeskriminalamt, Standort Wiesbaden.
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Ein Weg durch zwei Sys-
teme – Eine Karriere in 
der Kriminalpolizei

Von KHK a.D. Rolf Strehler, Aschersleben

Zunächst möchte ich unserer Fachzeitschrift „Die Kriminalpo-
lizei“, herzlich zum 40. Geburtstag gratulieren. Es ist mir eine 
Ehre, dass ich mich zum wiederholten Mal zum Kreis der Auto-
ren zählen darf. Dieser Beitrag soll rückblickend den Weg durch 
eine kriminalpolizeiliche Karriere im „Land der Frühaufsteher“1, 
beschreiben. Die kleine Zeitreise beginnt im Jahr 1980 und endet 
im November 20172. Sie führt durch die spannenden und rasant 
verlaufenen Evolutionsprozesse der Polizei in Sachsen-Anhalt, 
einem sog. „neuen“ Bundesland. Die Einflüsse und Auswirkun-
gen dieser Entwicklungen auf einen persönlichen Lebenslauf in 
der Landespolizei sollen dabei im Mittelpunkt stehen. Der Fokus 
wird auf meine prägenden Verwendungen, einerseits als Fach-
lehrer an einer Polizeischule und andererseits auf verschiede-
nen Dienstposten in der Kriminalpolizei gerichtet sein. Um dem 
Thema gerecht zu werden, seien mir zunächst einige Gedanken 
auf die ersten Etappen meines Lebenslaufes und auf die Polizei-
karriere in der zusammengebrochenen DDR, gestattet.

1  Bis 1990: Angehöriger der Deutschen 
Volkspolizei

Die 37 Jahre meiner persönlichen Laufbahn verliefen in zwei 
grundsätzlichen Etappen. Die ersten 10 Jahre war ich Angehöriger 
der Deutschen Volkspolizei. Ich bin mir bewusst, dass man einige 
Bemerkungen über diese Zeit von mir erwarten darf, wenngleich 
hier nur grundlegende Überlegungen Platz finden können. Als 
Sohn eines Polizisten war ich 1980 in die Transportpolizei3 ein-
getreten. Als 23-jähriger Dienstanfänger wollte ich Kriminalist 
werden. Damals hätte ich mir niemals vorstellen können, dass die 
DDR nach nur zehn Jahren im Desaster untergehen würde. Am 9. 
November 1989, meinem 32. Geburtstag, fiel die Berliner Mauer. 
Gewaltlos! Ein revolutionärer Aufbruch, der, mit unaufhaltsamer 
Wucht, letztlich zum Untergang des politischen Systems der DDR 
und in die deutsche Einheit führte, war entflammt. Für die erste 
meiner beiden Laufbahnetappen war das Ende besiegelt. Durch 

Zusammenarbeit und ist damit Ausdruck des neuen Zentralstel-
lenverständnisses im BKA. Es geht dabei um die Erfassung von 
„digitalen Spuren“, die sogenannten Cyber-Entitäten. 

Im analogen Bereich werden Spuren und Hinweise wie Finger-
abdrücke, DNA oder sonstige biometrische Daten erhoben oder 
sichergestellt und im polizeilichen Informationsverbund erfasst, 
um diese Daten auch anderen Verbundteilnehmern zugänglich 
zu machen. Bei entsprechender Abfrage ergeben sich dann Tref-
fer, die weitere Ermittlungsansätze liefern können. 

Der Vorteil von digitalen Spuren, wie E-Mail-Adressen, IP-
Adressen, User-Accounts, ist, dass es sie in der digitalen Welt nur 
einmal gibt und sie überwiegend auch immer nur von einer Per-
son genutzt werden. In der analogen Welt würde die Polizei diese 
nun – meistens zeitversetzt – im Informationsverbund erfassen, 
damit andere Kolleginnen und Kollegen danach suchen und auf 
vorhandene Erkenntnisse treffen. Eine Alternative wäre, so früh 
wie möglich danach zu fragen, ob jemand anders diese digitalen 
Spuren bereits „gesichert“ hat. Fragen werden bisher mit Wissen 
– den erfassten Daten der Polizei – abgeglichen: 

Was aber, wenn wir Fragen mit Fragen abgleichen würden? 
Dann wären wir als Zentralstelle in der Lage, Kolleginnen und 
Kollegen mit gleichen Informationsbedürfnissen und über-
lappender Spurenlage miteinander zu verknüpfen. Alle rele-
vanten Erkenntnisse können zusammengeführt und unnötige 
Aufwände vermieden werden. Dies wird in modernen Prozess-
beschreibungen als Deconfliction bezeichnet und bereits in der 
Abteilung Cybercrime des BKA mit der Cybertoolbox umgesetzt 
– auch in Bezug auf Social Media Accounts. Dadurch steigen die 
Erfolgschancen, den Täter zu identifizieren und Doppelarbeit 

wird vermieden, indem quasi die „Schwarm-Intelligenz“ der 
Polizei aktiviert wird. Das beweisen die Nutzungszahlen: Mehr 
als 20.000 registrierte User, knapp 20.000 Suchen nach Social 
Media Accounts und dabei über 3.000 Deconflictions. 

Um eine digitale Zusammenarbeit auch technisch ressour-
censchonend zu ermöglichen, muss die Cybertoolbox zudem 
an bestehende polizeiliche Informationssysteme angeschlossen 
werden. Deshalb bereiten wir über ein Tool, das im Programm P 
20 entwickelt wird, den Anschluss der polizeilichen Vorgangs-
bearbeitungssysteme an die Cybertoolbox vor. Dieses Beispiel 
zeigt, dass wir bereits auf dem richtigen Weg hin zu einer digi-
talisierten und vernetzten Polizeiarbeit sind.

Vor 40 Jahren hätten wir uns diese Entwicklung noch nicht 
ansatzweise vorstellen können. Im Jahr 2023 ist dies unser 
aller Realität – und wir stehen noch immer erst am Anfang 
einer digitalen Revolution, bei der sich Entwicklungen mit 
einer enormen Geschwindigkeit vollziehen. In 40 Jahren, im 
Jahr 2063, wird uns der heutige Stand der Technik wahrschein-
lich stark veraltet vorkommen. Daher ist „Schritt halten“ das 
Motto der Stunde – auch in Zukunft müssen wir für jede techni-
sche Entwicklung bereit und am besten der Kriminalität immer 
einen Schritt voraus sein. Dazu braucht es eine moderne Orga-
nisation der Polizei im Sinne des Konzeptes der Zentralstelle 
4.0 sowie einen an die digitalisierte Kriminalität angepassten 
rechtlichen Rahmen. Denn die Polizei kann sich eine ressour-
cenintensive Kriminalitätsbekämpfung im digitalen Raum nicht 
mehr leisten.

Bildrechte: Bundeskriminalamt.
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diese tiefgreifenden Zäsuren hatte auch die „Deutsche Volkspolizei“ 
ihre Existenzberechtigung verloren. Damit war auch die Abwick-
lung meiner damaligen Dienststelle, die ehemalige „Offiziersschule 
des Ministeriums des Innern der DDR“ in Aschersleben, verbunden. 
Die Konsequenzen waren tiefgreifend. Die Liegenschaft der Schule 
und das verbliebene Personal wurden nur noch verwaltet und alle 
noch laufenden Lehrgänge abgebrochen. Zahlreiche Funktionen 
im Verwaltungsbereich standen zur Disposition. Es folgte eine 
ungewisse Zeit zwischen rasant verlaufenden politischen Entwick-
lungen. Unsere persönlichen Lebensfundamente waren aus dem 
Gleichgewicht geraten. Die Angehörigen der Volkspolizei der DDR 
standen plötzlich vor einer Situation, auf die sie nicht vorbereitet 
gewesen waren. Auch ich musste Entscheidungen treffen, die sehr 
stark vom Verlauf des Vereinigungsprozesses abhängig waren. Wie 
geht es weiter? Bleibst du bei der Polizei? Was wird aus Deiner 
Familie? Damals war noch nicht abzusehen, dass es für mich zu 
einem Start in eine neue Etappe kommen würde. Der Übergang in 
mein zweites Lebenssystem war mehr als nur ein gewaltiger Para-
digmenwechsel. Er gestaltete sich als ein kompletter Neuanfang. 

2 Lehrer an der Polizeischule Aschersleben4

Von 1982 bis 1984 studierte ich in einer Spezialklasse für 
zukünftige Kriminalisten, an der Offiziersschule in Aschersleben, 
der späteren Landespolizeischule Sachsen-Anhalt. Ich schloss das 
Studium mit dem obligatorischen Titel „Staatswissenschaftler“ 
und dem Dienstgrad „Leutnant der Kriminalpolizei“5 ab. Bereits 
im 3. Semester hatte ich das Angebot angenommen, als sog. 
Lehrassistent für Strafrecht/Strafverfahrensrecht, an der Schule 
zu verbleiben. Voraussetzung für die Zuweisung eines entspre-
chenden Dienstpostens als Fachlehrer war allerdings ein Hoch-
schulstudium. Um in die höhere Laufbahn6 aufzusteigen, absol-
vierte ich deshalb, neben meiner dienstlichen Tätigkeit als Lehr-
kraft und Klassenleiter, ein 6-jähriges juristisches Fernstudium 
an der Humboldt-Universität zu Berlin.7 

Nach etwa zwei Studienjahren (um 1985/86) begannen die 
Krisenerscheinungen in Staat und Gesellschaft unübersehbar zu 
werden. Wir jungen Lehrkräfte verspürten eine zunehmend tiefe 
Verunsicherung. Es war offensichtlich, dass bei Partei und Regie-
rung auf die Öffnungspolitik Gorbatschows keine Zustimmung zu 
erwarten war. Besonders durch die Montagsdemonstrationen hatte 
sich der Druck auf die politische Entwicklung in einem atembe-
raubenden Tempo aufgebaut. Zum Glück haben alle Seiten, auch 
die Einsatzzüge der Polizeischule Aschersleben, in Leipzig die Ner-
ven behalten, so dass dieser Prozess gewaltlos verlaufen ist. Viel 
Zeit zum Nachdenken blieb uns damals nicht. Plötzlich, im Alter 
von 33 Jahren, fand ich mich in einer nebulösen persönlichen 
und beruflichen Warteschleife wieder. Ich hatte mein Fernstudium 
abgeschlossen und am 5.7.1990 meine Urkunde als „Diplom-Jurist“ 
erhalten. Mein Weg zur Uni führte durch das Stadtzentrum von 
Berlin und war von Straßenhändlern gesäumt, die bereits Reli-
quien des untergegangenen „Arbeiter- und Bauern-Staates“ feil-
boten. Die Befürchtung, dass man die Humboldt-Universität und 
damit auch mein Studium ohne Abschluss abwickeln könnte, 
hatte sich zum Glück nicht bewahrheitet. Eine neue Ungewiss-
heit machte sich indes breit. Welchen Wert wird dieser Abschluss 
haben? Die Sorge um die eigene berufliche Zukunft war bis zum 
Prozess der Verbeamtung ein ständiger Begleiter. 

In dieser Phase der Ungewissheit und offener Fragen traf ich 
die Entscheidung, einen Neustart in der Polizei zu wagen. Ich 
verblieb also an der Polizeischule und fing an, mich auf die 
neue Zeit vorzubereiten. Zunächst Übergangsweise im Ange-
stelltenverhältnis wurde ich 1991 zum Kriminalkommissar z.A. 
ernannt. Nach dreijähriger Probezeit wurde ich Beamter auf 

Lebenszeit des Landes Sachsen-Anhalt. Somit war mein Über-
gang in ein völlig anderes System „de facto“ gelungen und „de 
jure“ besiegelt. Einer zweiten kriminalpolizeilichen Karriere, 
zunächst als Lehrkraft, stand nichts mehr im Wege.

3 Die Suche nach Verwendungsbreite

Ich hatte im Verlaufe meiner aktiven Dienstzeit oft die For-
derung nach „Verwendungsbreite der Beamten“ vernommen. 
Gemeint war wohl weniger die Spezialisierung und Motivation 
für bestimmte Fachbereiche, als vielmehr die Fähigkeit, über-
all eingesetzt werden zu können. Ich verstehe darunter eher 
ein solides allgemeines Fachwissen, um vielseitig kompetent zu 
sein. Der „Universalkriminalist“ wird aber bei hochkomplexen 
Verfahren oder bei Spezialkenntnissen erfordernden Sachver-
halten schnell an seine Grenzen stoßen. Das galt auch schon, 
als Internet und Digitalisierung noch nicht die Welt verän-
dert hatten. Spezialisierung und Verwendungsbreite müssen in 
einem ausgewogenen Verhältnis stehen. Da die Schule eine Art 
theoretische Insel darstellt, ist es aus meiner Sicht gerade für 
einen Polizeilehrer unerlässlich, starke Impulse aus der poli-
zeilichen Praxis zu erhalten. Darin habe ich ein dominieren-
des Motiv für die meisten meiner Verwendungswechsel gesehen. 
Ein erfolgreiches Comeback an der Polizeischule auf der Basis 
umfassender und selbst erlebter praktischer Erfahrungen war 
das langfristige Ziel. Allerdings kam einiges anders, als es in 
meinem persönlichen Planentwurf vorgesehen gewesen war. 

Die entscheidende Zäsur meiner Zeitreise ist der historische Tag 
der Deutschen Einheit. Alles war irgendwie auf „Reset“ gestellt, 
wir warteten ungeduldig und gespannt auf richtungsweisende 
Signale und Aktionen. Dann traf die Nachricht ein, dass die 
Polizeischule in einer neuen Form fortbestehen würde. Aus der 
ehemaligen zentralen Einrichtung würde die Landespolizeischule 
des Landes Sachsen-Anhalt hervorgehen. Ich hätte mir damals 
gut vorstellen können, dass die Einrichtung eine gemeinsame 
Schule für alle fünf Länder des Beitrittsgebietes werden könnte. 
Das stand jedoch offenbar nie ernsthaft auf der Tagesordnung. 
Somit hatte ich eine erste entscheidende Lektion gelernt. Poli-
zei ist Ländersache! Meine beruflichen und gewerkschaftlichen 
Erfahrungen sollten mich jedoch in den Folgejahren auch zu 
einer weiteren Erkenntnis führen. Das föderalistische System mit 
der jeweils eigenen Landespolizei hat zwar historisch begründete 
Ursachen, weist jedoch auch einige gewichtige Nachteile auf. 

Eines war völlig klar, auf dem Territorium aller „neuen“ Bun-
desländer, also auch in Sachsen-Anhalt, musste die Innere Sicher-
heit durch eine funktionierende Polizei gewährleistet werden. Man 
überprüfte also den vorhandenen Personalbestand auf „Altlasten“, 
die eine Übernahme in die Landespolizei ausschließen würden. 
Ein Teil wurde deshalb „gegauckt“8, während einer beträchtlichen 
Anzahl ehemaliger Volkspolizisten die Chance auf einen Neuan-
fang geboten wurde. Der Aufbau einer neuen Polizei hatte begon-
nen. Auf die Polizeischule kamen gleichzeitig gewaltige Aufgaben 
zu, wovon einige unverzüglich angepackt werden mussten. 

4  Beschulung von „Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft“

Basierend auf den einschlägigen Rechtsgrundlagen ging aus dem 
„Einigungsvertrag“, zwingend hervor, dass der Status „Hilfsbe-
amter der Staatsanwaltschaft“9 nur an diejenigen Polizisten mit 
Vollzugsaufgaben vergeben werden darf, die eine gültige Aus-
bildung nachweisen konnten. Im Wesentlichen waren damit die 
entsprechende Befähigung und Ermächtigung zur Wahrnehmung 



KR
IM

IN
AL

IT
ÄT

8 Die Kriminalpolizei Nr. 2 | 2023

˘˘˘ Ein Weg durch zwei Systeme

besonderer Anordnungskompetenzen gemeint. Also entwickelten 
wir schnellstmöglich ein System von Tageslehrgängen, um sicher-
zustellen, dass alle Polizisten im Vollzugsdienst in die polizeilichen 
und strafprozessualen Eingriffsrechte eingewiesen werden konn-
ten und somit handlungsfähig wurden. Als Lektor und Autor für 
die Beschulungsunterlagen war ich unmittelbar an diesem Prozess 
beteiligt. Es galt zu berücksichtigen, dass viele „neue“ Rechtsnor-
men und die „alten“, also die bisher bei uns geltenden, sich auf 
den ersten Blick sehr stark ähnelten. Das galt auch für Eingriffs-
rechte. Die juristisch relevanten Unterschiede und die rechtsstaat-
lichen Hintergründe mussten unmissverständlich dargestellt wer-
den, was nicht so ganz einfach war. Am Ende der Veranstaltungen 
wurden die Kenntnisse der Teilnehmer mittels „Multiple-Choice-Ver-
fahren“ geprüft und Zertifikate ausgestellt. Das war eine äußerst 
spannende Zeit, getragen von einer unglaublichen Dynamik! 

5 Anpassungsfortbildung

Unabhängig davon war es dringend notwendig, den übernomme-
nen Polizeibeschäftigten des Landes die Intuition des Grundgesetzes 
sowie die polizeirelevanten Gesetze zu vermitteln. An der ehemali-
gen Polizeischule in Aschersleben erschien eine Gruppe Beamter aus 
dem benachbarten Niedersachsen. Ihre Hauptaufgabe bestand darin, 
dem gesamten Personalbestand einer kompletten Landespolizei 
schnellstens Rechts- und Handlungssicherheit zu vermitteln. Neben 
optimistischer Aufbruchsstimmung, schwangen auch auf beiden Sei-
ten Vorurteile und Misstrauen mit. Man raufte sich aber zusammen 
und lernte sich gegenseitig zu respektieren. Der Abbau der unsicht-
baren Mauer in den Köpfen hatte erst angefangen.

In einem Basislehrgang wurden Lehrkräfte, darunter auch 
ich, zu Multiplikatoren ausgebildet. Nachdem das abgeschlos-
sen war, wurden zwei Fachbereiche, jeweils für den gehobenen 
und den mittleren Dienst, aufgebaut. In einem Zeitraum von 
etwa drei Jahren war der gesamten Polizei Sachsen-Anhalts 
ein tragfähiges Basiswissen für rechtsstaatliches Handeln 
zu vermitteln. Insbesondere Polizeirecht, Staats- und Ver-
fassungsrecht, Strafrecht/Strafprozessrecht, Verkehrsrecht 
sowie Beamtenrecht waren die Schwerpunktfächer. Die Lehr-
gänge waren vergleichbar mit einer polizeilichen Grundaus-
bildung und endeten mit einer entscheidenden schriftlichen 
Abschlussprüfung. Nachdem ich meine Prüfung erfolgreich 
bestanden hatte, durfte ich mich Multiplikator nennen und 
wurde Leiter einer Lehrgruppe für den mittleren Dienst. Die 
spannende Mission „Anpassungsfortbildung“, die wir unter 
vorgehaltener Hand „Umerziehung“ genannt hatten, nahm 
ihren Lauf. Nach ca. 2,5 Jahren hatten wir lückenlos die 
gesamte Polizei des Landes auf ein akzeptables fachlich-recht-
liches Grundniveau geführt. Mir war es vorbehalten, im letz-
ten Lehrgang die verbliebenen „Restanten“ zu beschulen. Bei 
dem Gedanken, dass ich einem großen Prozentsatz der Polizei-
angehörigen rechtliches Rüstzeug für ihren Dienst vermitteln 
durfte, schwang schon ein wenig Stolz mit. Es gab aber natür-
lich auch noch andere Hürden zu nehmen.

6  Ortsgruppe der „Gewerkschaft der Deutschen 
Volkspolizei“

Eine spezielle Polizeigewerkschaft hatte in der DDR nicht existiert. 
Wir hielten es jedoch für dringend notwendig uns zu organisieren, 
um unsere Interessen zu vertreten. Es ging damals u.a. um solche 
fundamentalen Dinge wie die Anerkennung unserer Abschlüsse, 
Vordienstzeiten oder die unmittelbare Sicherung von Arbeitsplät-
zen. Wir hatten deshalb an der Polizeischule eine Ortsgruppe der 
„Gewerkschaft der Deutschen Volkspolizei“ gegründet, die sich für 
eine relativ kurze Übergangszeit um unsere Sorgen gekümmert 
hat, bevor wir uns zumeist der Gewerkschaft der Polizei (GdP) 
angeschlossen haben. Ich hatte mich damals auf der Gründungs-
veranstaltung für Einigkeit und Sachlichkeit eingesetzt. Bei den 
ersten Personalratswahlen trat ich für die GdP-Liste an. Wir gewan-
nen die meisten Stimmen, was für mich das vorläufige Ende mei-
ner Zeit als Lehrer bedeutete. Ich wurde Personalratsvorsitzender 
der Fachhochschule Polizei Sachsen-Anhalt, mit 100% Freistellung, 
was angesichts der vielen unklaren Problemstellungen auch nötig 
war. Wir waren damals selbständiger Personalrat, mit allen Mitbe-
stimmungsrechten ausgestattet, was sich für uns wie ein Sprung 
in kaltes Wasser anfühlte. „Learning by doing“ war das Gebot der 
Stunde. Völlig unerfahren im Personalvertretungsrecht und im 
Öffentlichen Dienstrecht stellten wir uns der Verantwortung und 
haben viele Sachverhalte zu einem guten Ergebnis gebracht. Dar-
unter waren Mitbestimmungsfälle zu zahlreichen Einzelschicksa-
len und existenziell grundlegende Entscheidungen zu bestimmten 
Beschäftigtengruppen, die wir zu bewältigen hatten. Die vertrau-
ensvolle Zusammenarbeit mit der Dienststelle war ein spannen-
des Feld, mit vielen neuen Erfahrungen – für beide Seiten. Es ist 
uns damals auch weitestgehend gelungen, mit den Vertretern der 
DPolG und des BDK fair zusammenzuarbeiten und ich habe es in 
den vielen Jahren bis zu meiner Pensionierung niemals verstan-
den, warum es eine Konkurrenz geben muss.

Nach Abschluss der Anpassungsfortbildung entwickelte sich die 
Schule in den Folgejahren zur heutigen Fachhochschule Polizei 
Sachsen-Anhalt. Hier werden die Laufbahngruppen I und II aus-
gebildet sowie die Fortbildung zentral organisiert. Auch der Aus-
wahldienst ist hier angesiedelt. Ich war für etwa ein Jahr Leiter 
des Bereiches Grundausbildung (m.D.). Der große Anteil an Bewer-
berinnen für den Polizeidienst und die Tatsache, dass auch minder-
jährige Anwärter und Anwärterinnen unmittelbar nach Abschluss 
ihrer Schulzeit in der Ausbildung waren, stellten uns täglich vor 
anspruchsvolle Aufgaben, die wir so noch nicht kannten. 

Im Zeitraum 2006/2007 wurde die Schule grundlegend umor-
ganisiert, um für die Anforderungen der nächsten Jahre auf-
gestellt zu sein. Der Lehrbereich Grundausbildung war davon 
insofern betroffen, dass er einem anderen Bereich zugeordnet 
wurde. Mein Dienstposten war dadurch weggefallen. Für mich 
ergab sich, neben anderen Alternativen, die Option ein Prakti-
kum in der Kriminalpolizei zu absolvieren. Da ich ohnehin die 
Absicht hatte, Praxisluft zu schnuppern und meine kriminal-
polizeilichen Kompetenzen auf eine sichere Basis zu stellen, 
nutzte ich die diese Veränderungschance.

7 Mein Weg in die Kriminalpolizei

Die Polizei Sachsen-Anhalt war damals in fünf Direktionen (PD) 
gegliedert. Ich wurde auf eigenen Wunsch in die PD Halberstadt10 
versetzt. Dies passierte zu einer Zeit, da Einsatzblätter noch von 
Hand geschrieben wurden und Computer mit ihren monströsen 
Monitoren noch geheimnisvolle Maschinen waren. Handarbeit mit 
Schreibmaschinen war noch angesagt. Ein landesweit vernetztes 
System der Informationserfassung und Vorgangsbearbeitung war Campus der Fachhochschule Polizei Sachsen-Anhalt.
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Zukunftsmusik. Ich landete im Zentralen Kriminaldienst, im 1. 
Fachkommissariat (FK). Zu meinen Hauptgebieten gehörten die 
PKS, die Kriminalaktenhaltung sowie die Operative Informations-
verarbeitung und -auswertung. Riesige Drucker spuckten ellen-
lange und für mich unverständliche Datensätze aus, die es den-
noch zu interpretieren galt. Viel Zeit der Einarbeitung hatte ich 
allerdings nicht, da ich nach kurzer Zeit den Kommissariatsleiter 
für viele Monate ersetzen musste. Dennoch dauerte es eine Weile, 
bis ich genügend Einblick in die Materie gewonnen hatte. Der 
Wechsel vom Fachlehrer in die kriminalpolizeiliche Praxis hatte 
zwar mit trockener Statistik begonnen, er wurde dennoch zu 
einer gewaltigen, spannenden Umstellung. Die Einblicke in die 
Welt der PKS und polizeilichen Datenverarbeitung haben meinen 
kriminalistischen Horizont sehr erweitert. Beispielsweise lernte 
ich, die nebulös-sensible Kausalbeziehung zwischen Aufklä-
rungsquote und Personalstärke zu verstehen. Zahlen, egal wie 
sie entstanden sind, dienten als Entscheidungsgrundlage. Diese 
spannende Erkenntnis sollte mir im Verlauf meiner Karriere hel-
fen, den Hintergrund scheinbar unverständlicher Personal- und 
Strukturmaßnahmen der Polizeiführung zu erahnen. Das galt 
auch für den Einfluss statistischer Eckzahlen auf eigene Ent-
scheidungen. Da ich in vielen Bereichen praktische Erfahrun-
gen sammeln wollte, die ich ggf. später, nach einer möglichen 
Rückkehr an die Polizeischule, nutzen könnte, wechselte ich 
in das 3. FK. Damit war ich in der „richtigen“ Kriminalpolizei 
angekommen. Ich bearbeitete Ermittlungsvorgänge, vornehmlich 
im Bereich der Raub- und Erpressungsdelikte, Bandenkrimina-
lität und schwere Fälle der Eigentumskriminalität. Erschwerend 
war für mich, dass ich während der Jahre des Aufbaus und der 
Anpassungsfortbildung kaum etwas von der realen Entwicklung 
im Vollzugsdienst mitbekommen hatte. Der Unterschied zwischen 
Schultheorie und realer polizeilicher Praxis ist nicht zu unter-
schätzen. Deshalb dauerte es eine Weile, bis ich mich sicher und 
angekommen fühlte. 

Im Jahr 2001 wurde mir die Leitung einer temporären Ermitt-
lungsgruppe übertragen. Die Fokussierung auf einen Vorgang und 
der enge Kontakt zum LKA waren für mich wichtige Erkenntnis-
quellen. Ich hatte teilweise Zugang zu den damals modernsten 
Ermittlungs- und Auswertungsmethoden. In diese Zeit fiel auch der 
erste DNA-Treffer meiner Karriere, der direkt zum Täter führte. Nicht 
zuletzt die Intensität und Komplexität in diesem Ermittlungsverfah-
ren haben dazu beigetragen, dass ich mir zutraute, Leitungsfunktio-
nen in der Kriminalpolizei zu übernehmen. Die beabsichtigte Rück-
kehr in meine frühere Verwendung trat damit in den Hintergrund. 
Ich fühlte mich zunehmend wohl in der Praxis, wenngleich in der 
näheren Zukunft weder mit beständigen Polizeistrukturen noch mit 
einem kalkulierbaren Karriereverlauf zu rechnen war. 

8  Gewerkschaftsarbeit im Fachausschuss 
Kriminalpolizei

Daneben arbeitete ich lange als Vorsitzender des Fachausschus-
ses Kriminalpolizei bei dem Geschäftsführenden Landesbezirks-
vorstand (GLBV) der GdP. In dieser Funktion war ich naturgemäß 
bei den gewerkschaftlich bedeutungsvollen Problemen inner-
halb der Polizei, insbesondere der Kriminalpolizei, involviert. 
Wir spürten, dass uns eine lange Phase bevorstand, geprägt von 
zahlreichen Veränderungen der Polizeistruktur. Nach jeder Land-
tagswahl wechselte der Innenminister, was grundsätzlich eine 
Strukturreform bedeutete. Diese Eingriffe in das funktionierende 
polizeiliche Getriebe, zielten im Wesentlichen auf „Verschlan-
kung“. Kostenreduzierung, Personalabbau, Einstellungsstopp, 
Beförderungsstau und mehrfache Herabstufung ganzer Dienst-
stellen waren einige Symptome dieser Entwicklung. Aus der 

polizeilich-sicherheitspolitischen Situation war die Notwendig-
keit zu derartig einschneidenden Veränderungen meines Erach-
tens nicht zu rechtfertigen. Man hat es dennoch getan, ohne 
dem Widerspruch und den sachlichen Argumenten der (leider 
uneinigen) Polizeigewerkschaften ernsthaft Gehör zu schenken. 
Unser Fachausschuss Kriminalpolizei hatte einige mahnende The-
senpapiere erarbeitet. 

Leider gab es sowohl in „meiner“ GdP als auch bei der Kon-
kurrenz zu viele Hardliner, die nicht bereit waren, ihre Positio-
nen aufzugeben. Ich halte das für einen entscheidenden Grund, 
warum wir es nicht geschafft haben, „einige besonders dicke 
Bretter zu bohren“ und schmerzhafte Einschnitte zu verhindern. 
Die Polizei wurde regelmäßig radikalen Umbrüchen ausgesetzt. 
Es wurde besonders am Personal gespart, koste es was es wolle. 
Darin und nicht in strategisch-polizeilichen Erwägungen lag aus 
meiner Sicht der Hauptgrund für sämtliche Umwälzungen in der 
Polizei, die der Dienstherr „liebevoll“ Strukturreformen nannte. 

Diese Veränderungen im Rhythmus der Wahlperioden bedeute-
ten für viele Polizeibeamte einschneidende Konsequenzen. Man 
war wiederholt gezwungen, sich um Dienstposten in neuen Struk-
turen zu bewerben. Das führte z.B. dazu, dass ausgewiesene Fach-
leute in der Kriminalpolizei, in der Hoffnung irgendwann beför-
dert zu werden, sich auf völlig sachfremde Dienstposten beworben 
haben, was einen großen Kompetenzverlust zur Folge hatte. In 
diesem Prozess wechselte ich vom Zentralen Kriminaldienst der PD 
auf die Ebene Polizeirevier. Ich wurde 2003 Sachgebietsleiter im 
Kriminaldienst des zusammengeführten Polizeireviers Aschersle-
ben-Staßfurt. Im Jahr 2008, in Folge der nächsten Strukturreform, 
wurden Aschersleben und Staßfurt – beide ehemals eigenständige 
Reviere – wieder getrennt und nunmehr in zwei Polizeikommissa-
riate verwandelt. Dieser gefühlte Abstieg hatte natürlich Auswir-
kungen auf den Etat. Ich wurde für fünf Jahre Leiter Kriminal-
dienst im Kommissariat Staßfurt. Ungeachtet der Personalknapp-
heit blieb der Erfolgsdruck dennoch hoch, die vorgegebenen Kenn-
zahlen mussten erreicht werden und Kreativität war gefragt- In 
dieser Zeit lernte ich, wie wichtig es ist, Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter fair zu behandeln und vertrauensvoll im Team zusammen-
zuarbeiten. Dies war nicht einfach, da wir uns seit Jahren in einem 
Beförderungsstau befanden, dessen Auswirkungen auf die Moti-
vation unübersehbar waren. Den „Verdacht“, das Beurteilungssys-
tem könnte damit in einem Zusammenhang stehen, bin ich nie 
losgeworden. Nach der nächsten Landtagswahl trat eine erneute 
Strukturreform in Kraft. Die beiden Polizeireviere der ehemali-
gen Kreisstädte Aschersleben und Staßfurt wurden nunmehr, für 
mich völlig unverständlich, ersatzlos als selbständige Dienststel-
len abgewickelt. Sie teilten das Schicksal weiterer Dienststellen, 
die über viele Jahrzehnte Revierstatus hatten. Mein Dienstposten, 
Leiter Kriminalpolizei, ging dabei mit unter. So schlossen sich im 
Jahr 2014 unfreiwillig mein allgemeiner beruflicher Lebenskreis 
und meine Beamtenkarriere.

9 Rückkehr an die Polizeischule

Ich holte also meinen alten Plan, noch einmal Lehrer an der Poli-
zeischule zu werden, wieder ins Blickfeld. Da gerade dringend 
Lehrkräfte gebraucht wurden, stimmte man einer Versetzung zu. 
Mein Comeback wurde doch noch Realität. Für die letzten drei 
Jahre bis zur Pensionierung unterrichtete ich als Fachlehrer „Kri-
minalistik“. Diese Zeit war von einer „Wiederaufrüstung“ der Per-
sonalstärken in der Polizei gekennzeichnet, was auch dringend 
erforderlich war. Man stelle sich einen Fußballverein vor, der 
über viele Jahre keinen Nachwuchs generiert hatte und nun, mit 
einer überalterten Mannschaft und gerade einmal sieben einsatz-
fähigen Spielern, dem unvermeidlichen Abstieg entgegenstürzt. 
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Nun steuert man gegen und ist froh über jeden jungen Spie-
ler. Ob die Zugänge wirklich über siegversprechende Tugenden 
verfügen, wird sich zeigen. Inwieweit die „Vereinsstruktur“ den 
zukünftigen Anforderungen nachhaltig genügen kann, ist eine 
weitere Frage, die sich stellt. Alte und erfahrene Teamplayer sind 
inzwischen abgedankt und können das Geschehen nur noch aus 
einer skeptischen Distanz verfolgen. 

10 Hilfe, ich werde pensioniert

Im Frühjahr 2017 kam meine Pensionierung unaufhaltsam 
näher. Der Unterricht machte mir Spaß, ich fühlte mich fit. 
Auch der morgendliche Blick in meinen Spiegel gaukelte mir 
regelmäßig ein positives Feedback vor. Also unterbreitete ich 
der Polizeischule das Angebot, noch ein bis zwei Jahre anzu-
hängen. Obwohl man jede Lehrkraft brauchte und mein Antrag 
befürwortet wurde, bekam ich einen ablehnenden Bescheid 
aus dem Innenministerium. So erging es meines Wissens allen 
Beamten des Jahrganges 1957, die eine Verlängerung ihrer 
Dienstzeit beantragt hatten.

Am 30.11.2017, um 23.59 Uhr, trat ich beamtenrechtlich 
in den Ruhestand. Der Karriereweg durch zwei Systeme hatte 
sich geschlossen. Als Honorarlehrkraft erteilte ich jedoch wei-
terhin Unterricht! Im November 2020, wegen der beispiello-
sen Pandemie-Krise, sah ich mich jedoch gezwungen, diese 
Tätigkeit endgültig zu beenden. Niemand ist eben allein 
Schmied seines Glückes, vielmehr hängt ein persönlicher 
Lebensweg auch von Zufällen und äußeren Umständen ab, die 
man nur bedingt oder gar nicht beeinflussen kann. Das spürt 
man besonders, wenn man von einem System in ein anderes 
wechselt.

Ein Polizeiseelsorger aus Niedersachsen sagte 1990, in der 
Phase der politischen und persönlichen Orientierungsfin-
dung, einen sehr klugen Satz zu mir, der mir damals sehr gehol-
fen hat und den ich mit den Jahren immer besser verstanden 
habe. Er lautet sinngemäß: „Junger Mann, Sie müssen lernen, 
aus den vielen Übeln des Lebens das für sie geringste heraus-
zufinden. Auf den Idealfall werden sie niemals treffen.“ Recht 
hat er gehabt!

Bildrechte: Fachhochschule Polizei Sachsen-Anhalt.

Anmerkungen

1 Mit diesem Slogan hatte das Land Sachsen-Anhalt lange Zeit für sich geworben.
2 Eintritt des Autors in den Ruhestand.
3 Die Transportpolizei wurde nach der deutschen Vereinigung ersatzlos aufgelöst. Die 

Aufgaben gingen an den Bundesgrenzschutz über. Die Zuständigkeitsbereiche waren 
deckungsgleich mit den Reichsbahndirektionen.

4 Die Offiziersschule des Ministeriums des Innern „Wilhelm Pieck“ war die zentrale Aus-
bildungsstätte für zukünftige Offiziere der Deutschen Volkspolizei (vergleichbar mit 
dem gehobenen Dienst).

5 Vergleichbar mit „Kommissar“ (gehobener Dienst, in LSA Laufbahngruppe II).
6 Entspricht dem „höheren Dienst“.
7 Der Abschluss „Diplom-Jurist“ wurde im „Einigungsvertrag“ dem Ersten Juristischen 

Staatsexamen gleichgestellt. 
8 Dieser Begriff wurde hinter vorgehaltener Hand verwendet. Er steht für die Entlas-

sung wegen nachgewiesener Tätigkeit für das Ministerium für Staatssicherheit (Stasi) 
und geht auf den ehemaligen Beauftragten für die „Stasiunterlagen“ und späteren 
Bundespräsidenten Joachim Gauck zurück. 

9 Das war die damalige Bezeichnung für „Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft“.
10 Der Zuständigkeitsbereich erfasste die sachsen-anhaltinische Harzregion. 
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Von Hilfsbeamten und 
Ermittlungspersonen –

Die Anordnungsbefugnis der 
Staats anwaltschaft i.S.d. § 152 GVG

Von Oberstaatsanwalt Dr. Sören Pansa, Schleswig1

1 Einleitung

In den vergangenen vierzig Jahren waren Funktion und Auf-
treten der Polizei nicht unerheblichen Wandlungen unter-
worfen. Hierauf hat der Gesetzgeber unter anderem im Jahr 
2004 reagiert und den Wortlaut des § 152 Abs. 1 GVG mit 
folgender Begründung geändert: „Der Begriff der ‚Hilfsbeam-
ten der Staatsanwaltschaft‘ wird der heutigen Funktion der 
Polizei im Ermittlungsverfahren sprachlich wie tatsächlich 
nicht mehr gerecht. Zwar obliegt die Sachleitungsbefugnis im 
Ermittlungsverfahren weiterhin uneingeschränkt der Staatsan-
waltschaft. Im Hinblick auf den inzwischen erreichten Aus- 
und Fortbildungsstand der Polizeibeamten und der daraus fol-
genden Tatsache, dass die Polizei aus einer lediglich unterge-
ordneten Hilfsfunktion herausgewachsen ist, wird durch die 
Ersetzung des nicht mehr zeitgemäßen Begriffs der ‚Hilfsbe-
amten‘ durch den Begriff ‚Ermittlungspersonen‘ das heutige 
Verhältnis zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei zutreffend 
charakterisiert und der Ermittlungswirklichkeit Rechnung 
getragen“.2 Das Jubiläum der „Kriminalpolizei“ bildet daher 
einen hervorragenden Anlass, sich der Norm des § 152 GVG 
sowie dem Verhältnis von Staatsanwaltschaft und Polizei zu 
widmen. 

2  Wer ist Ermittlungsperson der 
Staatsanwaltschaft

Die Regelung des § 152 GVG selbst definiert den Begriff der 
Ermittlungsperson nicht. Vielmehr eröffnet § 152 Abs. 2 GVG den 
Regierungen der Bundesländer die Möglichkeit, mittels Rechts-
verordnung festzulegen, welche Personen dem Regelungsbereich 
unterfallen sollen. Hiervon haben alle Bundesländer Gebrauch 
gemacht. Erfasst werden dabei nahezu sämtliche Polizeibeamten 
der Landespolizei. Unterschiede ergeben sich lediglich bezüglich 
der Frage, ob auch Beamte im höheren Dienst als Ermittlungsbe-
amte gelten.3 Hieraus resultieren jedoch für die „Praxis“ keine 
wesentlichen Unterschiede, da in allen Bundesländern die Lei-
ter einer selbständigen Dienststelle von der Regelung des § 152 
GVG ausgenommen sind.4 Ferner existieren für das Bundeskrimi-
nalamt5, die Bundespolizei6 und die Zollfahndung7 Vorschriften, 
welche die tätigen Personen als solche i. S. d. § 152 GVG qualifi-
zieren, wenn sie Aufgaben der Strafverfolgung wahrnehmen. 

Die Eigenschaft als Ermittlungsperson ist ferner mit einer 
Erweiterung der Zuständigkeit in sachlicher und örtlicher Hin-
sicht verbunden. Soweit Ermittlungspersonen aus eigener Ent-
schließung tätig werden, ergibt sich die Zuständigkeit allein 
aus dem Hauptamt. Liegt jedoch eine staatsanwaltschaftliche 
Weisung vor, bestimmt sich die örtliche und sachliche Zustän-
digkeit nach der staatsanwaltschaftlichen.8 Ferner sieht die 
Strafprozessordnung verschiedene Befugnisse vor, welche 
neben dem Richter nur durch die Staatsanwaltschaft sowie 
deren Ermittlungspersonen vorgenommen werden dürfen9. Die 
Frage der personalen Reichweite des § 152 GVG dürfte auf-
grund der bezeichneten detaillierten Regelungen daher kaum 
zu Problemen führen. Anders gestaltet sich dies bezüglich der 
sachlichen Reichweite der staatsanwaltschaftlichen Anord-
nungsbefugnis, auf welche im Folgenden eingegangen werden 
soll.

3  Reichweite der staatsanwaltschaftlichen 
Anordnungsbefugnis

Die Staatsanwaltschaft verfügt grundsätzlich über keine 
ausreichenden personellen Ressourcen, erforderliche 
Ermittlungen selbst vorzunehmen. Zwar sieht Nr. 3 Abs. 
1 der Richtlinien für das Straf- und Bußgeldverfahren 
(RiStBV) vor, dass der Staatsanwalt bei bedeutsamen oder 
in rechtlich oder tatsächlich schwierigen Fällen den Sach-
verhalt vom ersten Zugriff an selbst aufklären, namentlich 
den Tatort selbst besichtigen, die Beschuldigten und die Blick in die Bibliothek der FHöVPR Mecklenburg-Vorpommern.
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wichtigsten Zeugen selbst vernehmen soll. Die regelmä-
ßige Durchführung derart umfangreicher Ermittlungshand-
lungen würde jedoch sicherlich bald die originär staats-
anwaltschaftlichen Tätigkeiten in Form der Erhebung der 
öffentlichen Klage oder der Beteiligung an Hauptverhand-
lungen zum Erliegen bringen. Insofern ist die Mitwirkung 
von Polizeibeamten bei den Ermittlungen unerlässlich. Die 
Staatsanwaltschaft ist daher auch, sicherlich etwas über-
spitzt, als Kopf ohne Hände bezeichnet worden.10 Ande-
rerseits ist sie die Herrin des Ermittlungsverfahrens.11 Die-
ser Rolle kann sie naturgemäß nur gerecht werden, wenn 
eine umfassende Möglichkeit besteht, auf die polizeili-
chen Ermittlungen Einfluss zu nehmen. Detaillierte Rege-
lungen hierzu sind jedoch nur vereinzelt vorhanden. Auch 
Gerichte befassen sich selten mit dieser Materie. Anhalts-
punkte für die Ausgestaltung der Anordnungsbefugnis fin-
den sich jedoch in der RiStBV. So sieht Nr. 3 Abs. 2 RiStBV 
vor, dass die Staatsanwaltschaft auch im Fall der Delegie-
rung der Ermittlungstätigkeiten, diese zu leiten, zumindest 
aber ihre Richtung und ihren Umfang zu bestimmen hat. 
Hierbei können auch konkrete Einzelweisungen zur Art und 
Weise der Durchführung einzelner Ermittlungshandlungen 
erteilt werden. Gemäß Nr. 11 Abs. 1 RiStBV sind staats-
anwaltschaftliche Ermittlungsanweisungen detailliert zu 
formulieren. Wendungen wie „zur Erörterung“, „zur weite-
ren Aufklärung“ oder „zur weiteren Veranlassung“ sind zu 
vermeiden. Des Weiteren regelt die Strafprozessordnung in 
§ 163 Abs. 1 auch eigene Ermittlungsbefugnisse der Polizei 
hinsichtlich der Erforschung von Straftaten. In der „Praxis“ 
dürfte es bezüglich einer Vielzahl von Straftaten sicher-
lich die Regel darstellen, dass insbesondere in einem frü-
hen Stadium des Verfahrens allein polizeiliche Ermittlun-
gen erfolgen, wobei die Staatsanwaltschaft noch gar keine 
Kenntnis von dem Sachverhalt hat. Von ihrer Sachleitungs-
befugnis kann sie dann naturgemäß noch keinen Gebrauch 
machen. Dies führt aber nicht zum Vorliegen eines (vor-
übergehenden) polizeilichen Ermittlungsverfahrens. Viel-
mehr liegt in jedem Verfahrensabschnitt stets ein staatsan-
waltschaftliches Verfahren vor. Bezüglich Massen- und All-
tagskriminalität werden die Akten der Staatsanwaltschaft 
jedoch typischerweise erst nach Abschluss der polizeilichen 
Ermittlungen vorgelegt. Die Sachleitung wird in diesen Fäl-
len durch allgemeine Ermittlungsweisungen für bestimmte 
Deliktsformen, die Kontrolle der durchgeführten polizeili-
chen Ermittlungen auf Vollständigkeit und Rechtmäßigkeit 
und die Veranlassung oder Eigenvornahme etwaiger Nacher-
mittlungen ausgeübt.12 Unabhängig hiervon ist die Polizei 
verpflichtet, in sämtlichen Fällen, in denen ein Interesse 
der Staatsanwaltschaft an sofortiger Unterrichtung beste-
hen kann, dieser unverzüglich Mitteilung über die erlang-
ten Kenntnisse hinsichtlich einer potentiellen Straftat zu 
machen. Denn nur auf diese Weise kann die stete Befähi-
gung der Staatsanwaltschaft zur Leitung des Ermittlungs-
verfahrens garantiert werden. 

Die staatsanwaltschaftliche Anordnungsbefugnis ist dabei 
in sachlicher und personaler Hinsicht umfassend. Es kann 
also zum einen die Durchführung bestimmter Ermittlungs-
handlungen gefordert, zum anderen aber auch bei Bedarf der 
Einsatz einer bestimmten Ermittlungsperson hierfür vorge-
sehen werden.13 Die den Ermittlungspersonen vorgesetzten 
(Polizei-)Beamten sind im Rahmen der Durchführung dies-
bezüglicher Ermittlungen auf Maßnahmen der Dienstaufsicht 
beschränkt. Die Fachaufsicht übt allein die Staatsanwaltschaft 
aus. Insbesondere eine eigenmächtige Entscheidung darü-
ber, ein Ermittlungsverfahren durch vollständigen Abzug der 

Ermittlungspersonen zugunsten anderer anhängiger Ermitt-
lungsverfahren faktisch auf Dauer einzustellen, steht weder 
den Ermittlungspersonen noch deren Vorgesetzten zu. In 
Fällen einer Verhinderung des polizeilichen Sachbearbeiters 
ist deshalb regelmäßig zunächst dessen Vertretung zu orga-
nisieren. Sind indes die Ressourcen der beauftragten Polizei-
dienststelle für die Erfüllung sämtlicher bei ihr anhängiger 
Ermittlungsverfahren unzureichend, haben die Ermittlungs-
personen dies der Staatsanwaltschaft unverzüglich anzuzei-
gen. Dies gilt auch, wenn die Verknappung der Ressourcen aus 
einer durch den Dienstvorgesetzten veranlassten Organisati-
onshandlung resultiert.14 Derart weitreichende staatsanwalt-
schaftliche Befugnisse sind zweifellos erforderlich, da Fehler 
bei der Durchführung der Ermittlungen zu Beweisverwertungs-
verboten führen können, welche den Bestand des gesamten 
Verfahrens bedrohen.15

Abschließend soll noch auf zwei besondere Konstellati-
onen eingegangen werden: Die Anwendung unmittelba-
ren Zwanges sowie das Zusammentreffen von repressiven 
Ermittlungstätigkeiten und Maßnahmen der Gefahrenab-
wehr durch Ermittlungspersonen; denkbar etwa bei einer 
Geiselnahme. Für beide Fälle sehen die Richtlinien über die 
Anwendung unmittelbaren Zwanges durch Polizeibeamte 
auf Anordnung des Staatsanwalts (Anlage A zur RiStBV) 
konkrete Verhaltensregeln vor. So sollen sich Weisungen 
zur Art und Weise der Ausübung des unmittelbaren Zwangs 
grundsätzlich auf allgemeine Ausführungen beschränken. 
Im Bereich der reinen Gefahrenabwehr ist für staatsan-
waltschaftliche Anordnungen kein Raum. Beim Zusammen-
treffen präventivpolizeilicher und strafverfolgender Auf-
gabenerfüllung wird auf ein möglichst einvernehmliches 
Vorgehen hingewirkt („In einem solchen Falle ist eine enge 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen Staatsanwalt-
schaft und Polizei in ganz besonderem Maße erforderlich. Die 
partnerschaftliche Zusammenarbeit gebietet es, dass jede 
Stelle bei der Wahrnehmung ihrer Aufgaben auch die Belange 
der übrigen sich aus dem Lebenssachverhalt stellenden Auf-
gaben berücksichtigt.“). Kann in derartigen Konstellationen 
ein Einvernehmen nicht herbeigeführt werden und ist Eil-
bedürftigkeit gegeben, entscheidet die Polizei über die zu 
treffenden Maßnahmen.16

4  Empfehlungen für die Zusammenarbeit zwi-
schen Polizei und Staatsanwaltschaft

Der Verfasser ist nun schon, eine erschreckende Erkenntnis, 
„langjährig“ im Justizwesen tätig, war in verschiedenen Behör-
den und Bundesländern mit unterschiedlichen Aufgaben betraut 
und hat daher zahlreiche Situationen erlebt, in welchen die 
Zusammenarbeit mit der Polizei hervorragend funktionierte. Aber 
leider auch einige wenige, bei denen dies nicht der Fall gewe-
sen ist. Oftmals liegt etwaigen Differenzen ein Kommunikations-
defizit zugrunde, da die Beteiligten sich ausschließlich mittels 
Vermerken und Verfügungen in den Akten verständigen. Solche 
Akten offenbaren dem geneigten Leser typischerweise mit Fort-
gang des Verfahrens zunehmend „explizite“ Formulierungen und 
einen erkennbaren Anstieg des Eskalationsniveaus. Dass dies 
dem erfolgreichen Abschluss der Ermittlungen kaum förderlich 
sein dürfte, ist einleuchtend. Kommt es in solchen Verfahren zur 
Erhebung der öffentlichen Klage, werden in den Akten ausgetra-
gene Konflikte ferner seitens der Verteidigung dankbar aufge-
griffen, um die ersichtliche Uneinigkeit der Ermittlungsbehör-
den als deutliches Indiz für die Haltlosigkeit des Tatvorwurfes 
heranzuziehen. Derartige Verhaltensweisen sind daher unbedingt 
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zu vermeiden. Das wirksamste Mittel, einen Streit beizulegen, 
beziehungsweise bereits dessen Entstehung zu verhindern, ist 
nach wie vor ein direktes Gespräch. Auch der RiStBV lässt sich 
diese Empfehlung in Nr. 11 Abs. 2 entnehmen: „Ist zu erwar-
ten, dass die Aufklärung einer Straftat schwierig sein wird oder 
umfangreiche Ermittlungen erforderlich werden, empfiehlt es sich, 
die durchzuführenden Maßnahmen und deren Reihenfolge mit den 
beteiligten Stellen zu besprechen“. 

Ferner kann hierdurch eine erhebliche Beschleunigung 
der Ermittlungen erreicht werden. Ein typisches Beispiel 
hierfür ist die seitens der Staatsanwaltschaft erbetene 
Vernehmung eines Zeugen, zwecks deren Durchführung 
die Akten an die Polizei übersandt werden. Ist der Zeuge 
seitens der Polizei erfolglos geladen worden, so könnten 
die Akten im schlechtesten Fall schlicht an die Staats-
anwaltschaft unter Hinweis auf das Ausbleiben des Zeu-
gen zurückgesandt werden. Der Staatsanwalt ist dann so 
schlau wie zuvor und es dürften erfahrungsgemäß etwa vier 
Wochen verschwendet worden sein. Wenn es sich jedoch um 
einen für das Verfahren wichtigen Zeugen handelt, hätte 
der Staatsanwalt vor Übersendung der Akten mit dem Poli-
zeibeamten fernmündlich Rücksprache halten und einen 
Vermerk bezüglich der Ladung im staatsanwaltschaftlichen 
Auftrag gemäß § 163 Abs. 3 S. 1 StPO17 fertigen sollen. Der 
polizeilichen Ladung hätte dann bereits eine entsprechende 
Belehrung beigefügt werden können. Beim unentschuldig-
ten Ausbleiben des Zeugen könnte der Staatsanwalt dann 
auf die fernmündliche Anfrage des Polizeibeamten gemäß 

§§ 163 Abs. 3 S. 2, Abs. 4 S. 1 Nr. 4, 51 Abs. 1 S. 3 StPO 
die zwangsweise Vorführung des Zeugen anordnen. Mittels 
wenigen Mehraufwandes und steter Kommunikation kann 
dann eine effiziente Nutzung der personellen und zeitli-
chen Ressourcen erreicht werden.

Die staatsanwaltschaftliche Anordnungsbefugnis i.S.d. 
§ 152 GVG ist zwar sehr weitreichend. Hieraus sollte jedoch 
keinesfalls seitens der Staatsanwaltschaft der Schluss gezo-
gen werden, grundsätzlich nach dem Prinzip „Befehl und 
Gehorsam“ vorzugehen. Andererseits muss bei der Polizei das 
Bewusstsein vorhanden sein, dass die Entscheidungsbefugnis 
hinsichtlich der Vornahme von Ermittlungen der Staatsan-
waltschaft zusteht, welche auch die Einteilung der eingesetz-
ten Polizeibeamten beinhaltet. Möchte also etwa die Staats-
anwaltschaft im Bereich des Wohnungseinbruchsdiebstahles 
umfangreich ermitteln, kann ihr dies seitens der Leitenden 
Polizeibeamten grundsätzlich nicht mit dem Hinweis verwehrt 
werden, dass man sich für die Aufklärung von Betrugsdelik-
ten im Innenstadtbereich entschieden und deshalb zahlreiche 
Kräfte umgruppiert habe.

Die Bedeutung einer steten Kommunikation für eine erfolg-
reiche Zusammenarbeit zwischen Staatsanwaltschaft und Polizei 
kann daher kaum überschätzt werden. Ferner ist es erfahrungs-
gemäß hilfreich, wenn sich die Beteiligten regelmäßig daran 
erinnern, dass sie für die Erreichung der selben Ziele arbeiten: 
Straftaten aufzuklären und die Täter zur Rechenschaft zu ziehen. 

Bildrechte: Redaktion.

Anmerkungen

1 Dr. Sören Pansa ist bei der Generalstaatsanwaltschaft Schleswig-Holstein tätig. Der 
Beitrag gibt ausschließlich die persönliche Auffassung des Verfassers wieder.

2 BT-Drucksache 15/3482, S. 25.
3 So etwa in Nordrhein-Westfalen mit der Verordnung über die Ermittlungspersonen der 

Staatsanwaltschaft vom 30. April 1996, GV. NRW. 1996, 180; diesbezüglich ablehnend 
bspw. Schleswig-Holstein mittels der Landesverordnung über Ermittlungspersonen der 
Staatsanwaltschaft vom 2. Mai 2022, GVOBl. 2022, 604.

4 Vgl. statt vieler etwa im Freistaat Bayern die Verordnung über die Ermittlungsperso-
nen der Staatsanwaltschaft vom 21. Dezember 1995, GVBl. 1996 S. 4 und im Saarland 
die Verordnung über die Ermittlungspersonen der Staatsanwaltschaft vom 11. Juli 
1996, Amtsblatt 1996, 784.

5 § 37 Abs. 1 S. 2 des Gesetzes über das Bundeskriminalamt und die Zusammenarbeit 
des Bundes und der Länder in kriminalpolizeilichen Angelegenheiten (BKAG).

6 § 12 Abs. 5 S. 1 des Gesetzes über die Bundespolizei (BPolG).
7 § 52 S. 2 des Gesetzes über das Zollkriminalamt und die Zollfahndungsämter (ZFdG).
8 Vgl. statt vieler BayObLG, Urteil vom 20. Oktober 1953 – RevReg. 2 St 608/52 –, NJW 

1954, 362.
9 Vgl. etwa § 81a Abs. 2 S. 1 StPO (körperliche Untersuchung des Beschuldigten), § 98 

Abs. 1 S. 1 StPO (Beschlagnahme) und § 105 Abs. 1 S. 1 StPO (Anordnung der Durch-
suchung bei dem Beschuldigten).

10 So etwa Roxin, DRiZ 1969, 385 (388).
11 So bereits BVerfG, Beschluss vom 26. November 1975 - 2 BvR 883/75 -, NJW 1976, 231.
12 Vgl. mit weiteren Nachweisen: Weingarten in Karlsruher Kommentar, StPO, 9. Aufl. 

2023, § 163 Rdnr. 2f.
13 So bereits OVG Hamburg, Urteil vom 27. Februar 1970 - OVG Bf. I 2/69 -, NJW 1970, 1699.
14 BGH, Beschluss vom 29. April 2021 – 6 BGs 19/21 –, NStZ-RR 2021, 287.
15 BGH, Beschluss vom 27. Mai 2009 – 1 StR 99/09 –, NJW 2009, 2612.
16 Vgl. hierzu auch Franke in Löwe-Rosenberg, StPO, 26. Aufl. 2010, § 152 GVG Rdnr. 39ff.
17 Vgl. hierzu Weingarten in Karlsruher Kommentar, StPO, 9. Aufl. 2023, § 163 Rdnr. 34f.

Vollzugsrecht im Wandel 
der Zeit

Von Prof. Michael Knape, Berlin1

1 Einführung

Das Recht zum Vollzug hoheit-
licher Maßnahmen war nicht 
nur auf den unterschiedli-

chen Rechtsgebieten der Gefahrenabwehr, Strafverfolgung 
und Erforschung bzw. Verfolgung von Ordnungswidrigkeiten 
polizeilichen Handelns, sondern vor allem auch hinsicht-
lich des Vollzugs in den zurückliegenden Jahren einem in 
vielerlei Hinsicht bemerkenswerten Wandel unterworfen. 

Vollzugsrecht umfasst eine breite gesetzliche Palette von 
Vorschriften, man denke hierbei z.B. nur an das Verwaltungs-
Vollstreckungsrecht (VwVG) des Bundes und der Länder, das 
in den meisten Polizeigesetzen der Länder ganz überwie-
gend integraler Bestandteil ist. Die Befugnis zur zwangs-
weisen Durchsetzung von Maßnahmen ergibt sich daher aus 
den Verwaltungs-Vollstreckungsgesetzen des Bundes und der 
Länder und zum großen Teil direkt aus den Polizeigesetzen 
der Länder;2 soll strafprozessuales Handeln mit unmittelba-
ren Zwang durchgesetzt werden, regeln die Art und Weise 
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– also das „Wie“ und nicht das „Ob“ – die Vorschriften über 
die Anwendung unmittelbaren Zwanges, die alle als beson-
dere Ausprägungen des Grundsatzes der Verhältnismäßig-
keit i.w.S., also i.S.d. Übermaßverbots, zu verstehen sind. 
Insoweit spielt – anknüpfend an das VwVG – das Recht der 
Anwendung unmittelbaren Zwanges durch Polizeivollzugsbe-
amte (PVB) eine vorrangige Rolle.

Blick man diesbezüglich auf die unterschiedlichen recht-
lichen Ausprägungen des Bundes und der Länder, sticht 
dem unbefangenen Leser vor allem die absolut bemerkens-
werte Änderung des abschließend geregelten Waffenkatalogs 
sowie die offene, nicht abschließend normierte Regelungs-
lage betreffend die Hilfsmittel der körperlichen Gewalt ins 
Auge. Die „sonstigen Hilfsmittel“ dürfen jedoch im Verhält-
nis zu den im Gesetz über die Anwendung unmittelbaren 
Zwanges gesetzlich genannten Hilfsmittel in ihrer Gefähr-
lichkeit – aus Gründen des Grundsatzes der Verhältnismä-
ßigkeit i.w.S., dem Übermaßverbot – keineswegs erkennbar 
außer Verhältnis zur Erreichung des polizeilichen Ziels ste-
hen. Folgerichtig setzt sich der weitere Beitrag mit dem Wan-
del der Bewaffnung deutscher Polizeien auseinander, wobei 
der Fokus – nicht zuletzt wegen der besonderen Rechtslage 
Berlins vor der 1990 erlangten Vereinigung beider deutschen 
Staaten – explizit auf der Bewaffnung 
der Berliner Polizei liegen soll; inso-
weit ist von (speziellen) Vorbehalten 
der Alliierten in der geteilten Stadt 
bis zur Erlangung der vollen Souverä-
nität der Bundesrepublik Deutschland 
am 3.10.1990 – Tag der Deutschen 
Einheit – die Rede.

2  Bewaffnung der Berliner 
Polizei im Lichte der alliier-
ten Schutzmächte

Im letzten Millennium war die Berli-
ner Polizei im Westteil der Stadt – ins-
besondere noch zu Zeiten des „Kalten 
Krieges“ – bis zum Ende der 70er-
Jahre paramilitärisch ausgerüstet. Sie 
wurde auch i.d.S. aus- und fortgebil-
det. Die Angehörigen der Ausbildungs-
züge wurden zweieinhalb Jahre lang 
nicht nur auf den polizeilichen Einzel-
dienst vorbereitet, sondern vor allem 
auch für die Bereitschaftspolizei (BP) 
und deren unterschiedlichen Einsatzvarianten ausgebildet. 
Insoweit spielten neben der Ausbildung für den sog. „Kleiner 
Sicherheits- und Ordnungsdienst“ („KSOD“ = Einzeldienst), der 
sog. „Große Sicherheits- und Ordnungsdienst“ („GSOD“ = Ver-
mittlung von Grundlagen für die Bewältigung von Demons-
trationslagen in den Einsatzeinheiten der BP) und der sog. 
„Außergewöhnliche Sicherheits- und Ordnungsdienst“ („ASOD“ 
= Vermittlung von Grundlagen für die bewaffnete Verteidigung 
von Berlin [West] im Falle eines Angriffs bewaffneter Organe 
der DDR und Sowjetrusslands) eine grundlegende Rolle. Letz-
terer („ASOD“) war eng mit einer paramilitärischen Ausbil-
dung verbunden.3 Dies den Auszubildenden überzeugend und 
nachhaltig zu vermitteln, fiel dem Ausbildungspersonal nicht 
immer leicht. Häufig dröhnte das laute Kommando der Ausbil-
der-Gruppenführer im Übungsgelände sowohl bei den Ausbil-
dungszügen als auch während der Unterführer-/Gruppenfüh-
rerlehrgänge: „Volle Deckung, Tieffliegerangriff von vorn!“ Was 

für ein Quatsch, was für ein völliger Irrsinn! Ein absolut ver-
queres Verständnis polizeilicher Aufgabenwahrnehmung offen-
barte sich an dieser Stelle polizeilicher Ausbildung, die eigent-
lich schon damals in erster Linie und zuvörderst dem Schutz 
von Bürgerinnen und Bürger vor Kriminalität, der Abwehr von 
Gefahren für die grundgesetzlich verbürgten Grundrechte als 
wesentliche Wertentscheidungen des unmittelbar geltenden 
höchsten Rechts polizeilichen Handelns sowie vor den Gefah-
ren des Straßenverkehrs zu dienen bestimmt war.

Nicht geringen Einfluss auf die Ausrüstung – Bewaffnung 
– der Berliner Polizei nahmen die westlichen Schutzmächte 
der Stadt. Sie sahen die Berliner Polizei in den drei Westsek-
toren quasi als „viertes Bataillon“ an, ohne dass Polizeivoll-
zugsbeamte in einer militärischen Auseinandersetzung mit 
den Streitkräften der Volksarmee der DDR oder Sowjetunion 
einen wie auch immer gearteten Kombattantenstatus besaßen 
oder diesen bei Gefechten hätten erhalten können. Bei Gefan-
gennahme wären sie womöglich wie Partisanen behandelt wor-
den und hätten im schlimmsten Falle standrechtlich erschos-
sen werden dürfen. Vollübungen bei den Ausbildungszügen 
der Berliner Polizei im Verbund mit den Hundertschaften der 
Berliner BP und Einheiten der drei Westalliierten – Amerika-
ner, Briten und Franzosen – standen dennoch häufig auf dem 

Dienstplan und unter dem Motto, dass 
z.B. in den frühen Morgenstunden 
bewaffnete Betriebskampfgruppen der 
DDR die Spree überquert hätten, um 
Berlin (West) anzugreifen.4 Zwangs-
läufige Folge waren zudem jährliche 
Inspektionen der Westalliierten an 
den Standorten der drei Berliner BP-
Einsatzabteilungen im Stadtgebiet.5 
Entsprechend angepasst war deren 
Bewaffnung. Nicht selten stellten 
konstruktiv kritische Köpfe innerhalb 
der Berliner Polizei die Frage, wie und 
ob diese kriegsähnlichen Übungen 
überhaupt mit dem Regelungswerk 
des ASOG Bln im Einklang stünden, 
nicht zuletzt auch aufgrund der alli-
ierten Sicherheitsgarantien für das 
freie Berlin (West) und angesichts des 
geltenden Nato-Vertrags.6 Die Frage 
zielte darauf ab, unter welchen recht-
lichen Rahmenbedingungen derarti-
ges polizeiliches Handeln dem Grunde 
nach zu rechtfertigen sei. Die Antwort 
war so kurz wie einfach: Die Westal-

liierten erwarteten und verlangten, dass die Berliner BP auf 
derartige Einsatzlagen vorbereitet und in Berlin (West) einen 
entsprechenden Schutzbeitrag in Zeiten des „Kalten Krieges“ 
zu leisten imstande ist.7 Der damalige Waffenkatalog nach 
§ 2 Abs. 4 UZwG Bln8 umfasste in Übereinstimmung mit den 
damaligen zahlreichen Polizeigesetzen der Länder9 und des 
UZwG (Bund)10 folgende Waffen:
1) allgemeine Waffen:

a)  Schusswaffen: Pistolen, Gewehre, Karabiner, Maschinen-
pistolen (MP)

b) Hiebwaffen: Schlagstöcke
c)  Reizstoffe: Tränengas (Chloracetophenon [CN]; CS durfte 

in Berlin [West] z.B. im Rahmen von Demonstrationsein-
sätzen nicht gebraucht werden)11

2) besondere Waffen:
a) Maschinengewehre (MG MR A 3)
b) Handgranaten12
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Hinweis: Gemäß AV Pol UZwG Bln Nr. 10 zu § 2 UZwG Bln 
zählten Sprengmittel lediglich zu den Hilfsmitteln der kör-
perlichen Gewalt. Sie durften nur zur Anwendung unmittel-
baren Zwanges gegen Sachen eingesetzt werden. Als Spreng-
mittel wurden „Donarit“ und „TNT“ verwendet. Das moderne 
BbgPolG regelt dies heutzutage in gleicher Weise wie frü-
her das UZwG Bln. Zum Sprengen bestimmte explosionsfä-
hige Stoffe (Sprengmittel) werden im § 61 Abs. 2 BbgPolG 
als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt eingestuft, im Unter-
schied dazu in § 61 Abs. 3 BbgPolG als Waffen, soweit es 
sich um besondere Explosivmittel, die regelmäßig von einem 
festen Mantel umgeben sind, handelt. Mit § 69 BbgPolG exis-
tiert für den Gebrauch von Spreng- und Explosivmitteln eine 
spezielle Vorschrift, die für den Gebrauch dieser Einsatzmit-
tel enge gesetzliche Grenzen setzt. Erst mit dem Änderungs-
gesetz vom 25.2.1992 (GVBl. S. 61) wurde die Ausrüstung 
der Berliner Polizei kraft des UZwG Bln auf Waffen einer bür-
gernahen Polizei reduziert. § 2 Abs. 4 UZwG Bln lautete wie 
folgt:

Waffen sind die dienstlich zugelassenen Schusswaffen (Pis-
tolen, Gewehre, MP), Hiebwaffen (Schlagstöcke) und Reiz-
stoffe (Tränengas). Die nicht polizeitypischen Waffen (MG und 
Handgranaten) kamen im Land Berlin – im Unterschied zum 
Land Bayern13 und bei der BPOL14 – unter keinen rechtlichen 
Gesichtspunkten mehr in Betracht.

Im Land Bayern konnten und können auch heute noch 
die weiterhin dienstlich zugelassenen nicht polizeitypi-
schen Waffen (MG und Handgranaten) unter den besonde-
ren Bedingungen des Art. 69 Abs. 1 PAG und – wenn über-
haupt – nur durch die mit diesen Waffen ausgerüsteten und 
hierfür besonders ausgebildeten Polizeieinheiten (Spezi-
aleinsatzkommando: SEK) zum Einsatz kommen.15 Das Land 
NRW hatte bspw. für seine PVB den Waffenkatalog längst 
verfassungskonform reduziert.16 § 58 Abs. 5 PolG NRW sah 
und sieht jedoch auch heute noch vor, dass, soweit der BGS 
– jetzt BPOL – im Land NRW zur Unterstützung der Poli-
zei in den Fällen des Art. 35 Abs. 2 Satz 1 oder des Art. 
91 GG eingesetzt wird, für die Einsatzkräfte des BGS/BPOL 
die besonderen Waffen – MG und Handgranaten – zugelassen 
sind. Diese Waffen durften bzw. dürfen aber nur nach den 
Vorschriften des PolG NRW eingesetzt werden. Wäre der BGS/
BPOL nicht zur Unterstützung des Landes NRW, sondern aus 
eigenem Recht tätig geworden,17 hätten sich seine Befug-
nisse nach dem BGSG/BPolG gerichtet; diese Rechtslage gilt 
auch heute noch so in gleicher Weise. Für den unmittelbaren 
Zwang gilt dann das Gesetz über den unmittelbaren Zwang 
bei Ausübung öffentlicher Gewalt durch Vollzugsbeamte des 
Bundes (UZwG [Bund]).18

3  Polizeitypische Einsatzmittel – der  
modifizierte Waffenkatalog

Die den Länderpolizeien zur Verfügung stehenden Waffen 
lassen sich in polizeitypische und militärische unterschei-
den. Polizeitypische Waffen sind solche, mit denen unmit-
telbarer Zwang in seiner schärfsten Art und Weise ausge-
übt werden kann. Sie ist jedoch nicht automatisch mit der 
hohen Wahrscheinlichkeit des Todes des Täters verbunden. 
Kennzeichen ist die Kontrollierbarkeit ihrer Wirkungen 
auf den Betroffenen. Hierzu zählen neben den Hiebwaf-
fen auch Pistolen, Revolver und grds. die in den Ländern 
gängigen MP. Rein militärische Waffen (MG, Handgrana-
ten) bezwecken in erster Linie die physische Vernichtung 
des Angreifers.19 Dabei ist die Kontrollierbarkeit ihrer 

Wirkungen allenfalls von nur sekundärer Bedeutung. Das 
BayPAG erlaubt weiterhin, also auch heute noch (!), in der 
gesetzlich vorgesehen Form, dem Musterentwurf eines ein-
heitlichen Polizeigesetzes aus dem Jahre 1977 (VE ME PolG) 
folgend, zusätzlich den Einsatz von MG und Handgranaten. 
Insoweit beruhen die unterschiedlichen Regelungen auf 
unterschiedliche Beurteilungen der Lage/Sicherheitslage 
durch den jeweiligen Gesetzgeber.20

Im Einklang mit dem Leitbild einer bürgernahen, moder-
nen Polizei, basierend auf einer zeitgemäßen Führungs- und 
Einsatzlehre sowie unter strikter Beachtung der gesetzlichen 
Vorgaben polizeilicher Aufgabenerfüllung, kurzum ihres ver-
fassungsgemäßen Auftrags, vollzog sich spätestens Anfang 
des neuen Millenniums, also beginnend ab dem Jahr 2000, 
in den meisten Ländern der Bundesrepublik Deutschland 
endgültig ein Wandel in der Führungskultur, einhergehend 
mit einem völlig neuen Verständnis polizeilicher Aufgaben-
erfüllung und Innerer Sicherheit, zudem getragen von einer 
modernen andersartigen inneren Führung innerhalb der Poli-
zei.21 Aus Sicht des Autors war es ein Segen, dass das MG 
und die Handgranaten im Land Berlin aus dem Waffenka-
talog des § 2 Abs. 4 UZwG Bln gestrichen wurden. Insoweit 
passte sich die Berliner Rechtslage die der anderen Länder 
– mit Ausnahme des Landes Bayern und des Bundes (BPOL) 
– an. Auch die veränderte Beurteilung der Bedrohungslage 
nach dem 11.9.2001 und der vom amtierenden Bundeskanz-
ler ausgerufenen Zeitenwende seit dem 24.2.2022 hat auf 
der Ebene der Landespolizeigesetze zu keiner Erweiterung 
des Katalogs zulässiger Waffen geführt. Die Frage, mit wel-
chen Mitteln etwaige terroristische Bedrohungsszenarien 
wirksam abgewehrt werden können, wird vor allem i.Z.m. der 
Diskussion um den Einsatz der Bundeswehr (BW) im Innern 
geführt.22 Abgesehen davon, dass die BPOL (früher: BGS) 
besondere Waffen zum Einsatz bringen kann, wenn sie in 
den Fällen des Art. 35 Abs. 2 GG die Landespolizeien unter-
stützt (z.B. § 69 Abs. 5 NPOG, § 58 Abs. 5 PolG NRW, § 58 
Abs. 5 POG RP), wird vereinzelt von der obersten Landes-
behörde auch die Möglichkeit eingeräumt, Spezialeinheiten 
(SEK) mit besonderen Waffen auszustatten (z.B. § 68 Abs. 4 
ThürPolG).23

Wenngleich auch mit Blick auf die Spezialeinheiten des 
LKA (im Land Berlin: Abt. 6 des LKA, u.a. mit dem dort 
angesiedelten Präzisionsschützenkommando) das Gewehr im 
Waffenkatalog weiterhin Bestand hat – dies in Übereinstim-
mung mit allen anderen gesetzlichen Regelungen des Bundes 
und der Länder –, war dennoch der Verzicht betreffend die 
Ausbildung der Schutzpolizei für den mittleren und geho-
benen Dienst in Hinblick auf den Einsatz des Gewehrs nur 
folgerichtig und konsequent zugleich. Neue andere Einsatz-
mittel kamen stattdessen hinzu. Vor allem galt es, die große 
Lücke zwischen Pfefferspray und Schlagstock einerseits 
sowie Schusswaffe (Pistole, MP) andererseits zu schließen. 
Seit 2001 ist das SEK mit dem Distanz-Elektroimpulsgerät 
(kurz: Taser) ausgerüstet. In ausgesuchten Basisdienststellen 
der Berliner Schutzpolizei lief seit 2017 ein auf drei Jahre 
angelegter Testlauf mit dem Taser, der von der damaligen 
Senatsverwaltung für Inneres, Sport und Digitalisierung 
mangels valider Zahlen, Fakten, Daten bis 2022 verlängert 
wurde. Ein Abschlussbericht des Testlaufs ist laut Senatsin-
nenverwaltung für das Jahr 2023 avisiert. Ob der Taser – 
ein sehr nützliches und wichtiges Einsatzmittel für die Poli-
zeien aller Länder (!) – letztendlich tatsächlich in größerem 
Umfang im Land Berlin eingeführt werden wird, insbesondere 
den Beamtinnen und Beamten des täglichen Dienstes, aber 
auch denen der Einsatzhundertschaften der BP letztlich als 



˘˘˘ Vollzugsrecht im Wandel der Zeit
RE

CH
T 

U
N

D 
JU

ST
IZ

16 Die Kriminalpolizei Nr. 2 | 2023

Einsatzmittel – Waffe und nicht etwa nur als Hilfsmittel der 
körperlichen Gewalt24 – zur Verfügung gestellt wird, bleibt 
abzuwarten.25 Hier ist sich die zuständige Senatsinnenver-
waltung noch nicht einig. Bevor der Taser tatsächlich den 
PVB als Einsatzmittel zur Verfügung gestellt wird, muss der 
Berliner Gesetzgeber diesbezüglich jedoch noch aktiv werden 
und das UZwG Bln i.S. der Wesentlichkeitstheorie – gefordert 
sind wesentliche Entscheidungen durch den Gesetzgeber26 – 
entsprechend novellieren.27 Eine Einstufung von Tasern und 
die Bestimmung, unter welchen tatbestandlichen Vorausset-
zungen diese eingesetzt werden dürfen, obliegt allein dem 
Gesetzgeber.28 Der Waffengebrauch selbst muss also nach 
Art. 2 Abs. 2 GG nicht nur die Zulässigkeit des Waffenein-
satzes, sondern auch die zulässigen Waffen selbst bestim-
men. Erst wenn diese gesetzlichen Bestimmungen geschaffen 
sind, kann der einzelne PVB oder polizeiliche Einheitsführer 
„auf Grund“ dieses Gesetzes nach Art. 2 Abs. 2 Satz 3 GG 
in das Grundrecht auf Leben und körperliche Unversehrtheit 
eingreifen.29

Die Herabstufung der Reiz- und Betäubungsstoffe (z.B. 
Pfefferspray) von ehemals Waffen auf Hilfsmittel der kör-
perlichen Gewalt i.S.d. § 2 Abs. 3 UZwG Bln ist durchaus 
sachgerecht und entspricht daher allgemeiner bundesweiter 
Regelungssystematik. Neben dieser Nennung im UZwG Bln 
existiert mit § 21b UZwG Bln jedoch immerhin eine inhalt-
lich knappe formalgesetzlich Vorschrift, welche zumindest 
in groben Zügen die Voraussetzungen für den Einsatz die-
ser Stoffe regelt. Eine ausführlich gefasste Verwaltungsvor-
schrift der AV Pol UZwG Bln ergänzt als Orientierungshilfe, 
keinesfalls etwa i.S. einer gesetzlichen Grundlage, zudem 
in Nr. 80b zu § 21b UZwG Bln für den Rechtsanwender die 
Voraussetzungen, unter denen dieser von diesen Einsatz-
mitteln Gebrauch machen kann.

Daher reicht es nicht aus, Distanz-Elektroimpulsgeräte, 
von deren Gebrauch für Betroffene eine weitaus größere 
Gefahr als beim Einsatz von Reiz- und Betäubungsstoffen 
im o.a. Sinne ausgeht, nur in den jeweiligen Begriffsbe-
stimmungen der einschlägigen Vorschriften zu nennen. So 
stuft der Gesetzgeber des Landes Brandenburg z.B. in § 61 
Abs. 3 BbgPolG Distanz-Elektroimpulsgeräte – im Übrigen 
wegen ihrer Gefährlichkeit (!) – völlig zu Recht als Waffen 
ein.30 Gleichwohl versäumt er es jedoch, z.B. in einer ande-
ren Vorschrift des BbgPolG die tatbestandlichen Vorausset-
zungen für deren Einsatz zu regeln, etwa i.S.d. § 67 Abs. 1 
Nr. 1 BbgPolG. Dies verlangt der Bestimmtheitsgrundsatz, 
getragen vom Vorbehalt des Gesetzes. Eine solche Regelung 
muss vorrangig vom Gedanken der Gefahrenabwehr – wie 
z.B. i.S.d. § 67 Abs. 1 BbgPolG – getragen sein. Hier darf 
der Landesgesetzgeber aus Gründen der Rechtsstaatlichkeit 
keine Reglungslücke entstehen lassen.31

Während z.B. bei Demonstrationseinsätzen mit Pfeffer-
spray gezielt in die gewalttätige Störermenge hinein gesprüht 
wird,32 ist der Einsatz des Tasers sehr viel komplizierter. Dies 
belegen die spezifischen Einsatzsituationen des polizeilichen 
Alltags der Vergangenheit. Daher muss der Einsatz des Tasers 
unter einsatztaktischen Gesichtspunkten ständig geübt wer-
den, damit sein Gebrauch zum gewünschten polizeilichen 
Erfolg führt: Angriffsunfähigkeit i.S.d. UZwG Bln bzw. in den-
jenigen Zwangsvorschriften jener Polizeigesetze, in denen die 
Voraussetzungen für die Anwendung unmittelbaren Zwanges 
– und auch speziell für den Taser (!) – integraler Bestandteil 
des jeweiligen Polizeirechts der Länder ist. Unbedingtes Ziel 
des polizeilichen Einsatzes muss sein, beim Angreifer unter 
gleichzeitiger Beibehaltung seines Lebens und seiner Gesund-
heit kurzfristig dessen Angriffsunfähigkeit herbeizuführen, 

damit PVB ihn gefahrlos überwältigen und fixieren können. 
Das muss in einem modernen demokratischen Rechtsstaat 
oberste Handlungsmaxime, kurzum das vorrangige Ziel poli-
zeilicher Intervention sein, soweit die Voraussetzungen für 
den Einsatz des Tasers vorliegen. Deshalb ist es so wichtig, 
dass diese tatbestandlichen Voraussetzungen in einer speziel-
len Vorschrift des Vorschriftenkompendiums über die Anwen-
dung unmittelbaren Zwanges durch PVB existieren.33

Insoweit müssen darüber hinaus im Rahmen des einsatz-
bezogenen Trainings der Polizei unterschiedliche Einsatz-/
Fallvarianten trainiert und intensiv besprochen werden. Es 
genügt nicht, wenn die PVB nur während ihres Vorberei-
tungsdienstes an den Polizeischulen des Bundes und der 
Länder oder während ihres Studiums an den Hochschulen 
der BPOL, des BKA oder der Länderpolizeien auf solche – 
Stress beladenen – Einsatzlagen vorbereitet werden, um 
in Krisensituationen professionell und handlungssicher 
– rechtlich wie taktisch – operieren zu können. Wie das 
Schießen mit Pistole und MP (sog. Jahresschießleistungs-
programm) sollte auch der Gebrauch des Tasers unter Auf-
sicht von erfahrenen Einsatztrainern der Polizei ständig 
geübt und situationsbezogen diskutiert bzw. ausgewertet 
werden. Diesbezüglich muss ein PVB den Taser führen und 
diesen noch außerhalb des Einwirkungsradius des Angrei-
fers – man denke z.B. an Messerattacken und dergleichen 
– einsetzen, während ihn ein oder zwei PVB mit der Pistole 
am langen Arm – Rohrmündung auf den Boden gerichtet – 
sichern (sog. Sicherungshaltung). Die Absprache, wer den 
Taser gebraucht und wer den Taser führenden PVB sichert, 
muss in der konkreten Einsatzsituation schnell, unverzüg-
lich und reibungslos erfolgen. Sollte der Angreifer durch 
den Einsatz des Tasers nicht außer Gefecht gesetzt wer-
den können (z.B. wegen entsprechend dicker Winterbeklei-
dung), kann einer der beiden sichernden PVB diesen dann 
immer noch aus kürzerer Entfernung durch einen oder zwei 
gezielte Schüsse in Arme oder Beine angriffsunfähig schie-
ßen. Womöglich könnte eine ganze Reihe angetrunkener 
oder geistig verwirrter Angreifer, die sich zum Zeitpunkt 
des Polizeieinsatzes in einem die freie Willensbestimmung 
ausschließenden Zustand befanden, heute noch leben. Man 
denke – abgesehen von einer ganzen Reihe anderer ver-
gleichbarer Fälle im Land Berlin – z.B. nur an den berühm-
ten „Neptunbrunnenfall“ in Berlin Mitte am 28.6.2013, als 
ein offenbar geistig verwirrter junger nackter Mann – mit 
einem 20 cm langen Sägemesser bewaffnet – noch im Wasser 
des Brunnens stehend PVB angriff und sodann von einem 
der rückwärts gehenden PVB aus dessen Dienstwaffe – Pis-
tole – erschossen wurde. Auch der Fall in der Dortmunder-
Nordstadt, der sich am 8.8.2022 ereignete, wirft ein – wie 
auch immer geartetes – durchaus zwiespältiges Licht auf 
den Polizeieinsatz, somit auf die eingesetzten PVB. Sach-
verständige Gutachter kommen insoweit zu einem sehr kri-
tischen Ergebnis des Einsatzgeschehens. Der Geschehensab-
lauf scheint – mehr oder weniger – zwischenzeitlich voll 
umfänglich ermittelt worden zu sein. Der Innenminister 
des Landes NRW kündigte bereits an, den Einsatz der Poli-
zei gründlich und umfassend aufzurollen, um anschließend 
dann die notwendigen und zwingend gebotenen Schlüsse 
für die Aus- und Fortbildung sowie für spätere Einsätze 
vergleichbarer Art zu ziehen. Da es eine der wichtigsten 
Aufgaben der Polizei ist, Leben und Gesundheit zu schüt-
zen, können Schusswaffenunfälle und Schießirrtümer nicht 
einfach hingenommen werden; Polizei-, Sozialwissenschaf-
ten und Psychologie erarbeiten dazu exakte Hinweise.34 
Was war passiert? Ein 16-jähriger Senegalese, bewaffnet 
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mit einem Messer und offensichtlich in suizidaler Absicht 
handelnd, wurde von einem PVB mit einer MP (Einstellung: 
Dauerfeuer [!]) mit fünf von sechs Schüssen in den Kör-
per getroffen und getötet. Die eingesetzten PVB glaubten 
offenbar, dass der junge Senegalese sie angreifen würde. 
Die Body-Cams aller PVB waren ausgeschaltet, Pfefferspray 
wirkte nicht und der Gebrauch des Tasers war nicht von 
Erfolg gekrönt. Das Ergebnis des polizeilichen Einsatzes ist 
höchst bedauerlich und lehrt einmal mehr, wie wichtig der 
geübte und professionelle Umgang mit dem Taser gerade 
gegen offenbar in suizidaler Absicht agierende, geistig ver-
wirrte Personen ist.

Zum Ende der 80er- und mit Beginn der 90er-Jahre des letz-
ten Millenniums nahm die Diskussion im Land Berlin Fahrt 
auf, den Mehrzweckschlagstock35 (kurz: Tonfa) nicht nur bei 
den Spezialeinheiten (SEK), sondern – quasi flächendeckend 
– auch bei den Einsatzeinheiten der BP und im Basisdienst, 
mithin den PVB des Täglichen Dienstes, zur Verfügung zu stel-
len. Die Entscheidung, alle Bedienstete im Polizeidienst damit 
ausrüsten, fiel im Land Berlin nach langer Pro- und Contra-
Diskussion mit der Senatsinnenverwaltung und der Polizeifüh-
rung dann endlich Anfang 2000, also im neuen Millennium. 
Der Tonfa impliziert aufgrund seiner Bauart vielfältige Ein-
satzmöglichkeiten, mit ihm muss aber ständig trainiert wer-
den (einsatzbezogenes Training), damit eine sichere Hand-
habung durch die Einsatzkräfte gewährleistet ist. Aufgrund 
seiner speziellen Bauart kann er einerseits als Schlagstock 
und somit als Hiebwaffe36 gebraucht werden. Diese Einsatz-
art wird ganz überwiegend in notwehrähnlichen Situationen 
in Betracht kommen. Andererseits kann der Mehrzweckschlag-
stock aber auch als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt zum 
Einsatz kommen. Seine spezielle Bauart bietet die hervorra-
gende Möglichkeit, renitente Störer bzw. (Straf-)Täter im sog. 
Kreuzfesselgriff mit dessen Hilfe problemlos ab-/wegzufüh-
ren. So fixiert, können solche Störer keinen Widerstand mehr 
leisten. PVB der Einsatzeinheiten der BP praktizieren diese 

Einsatzart in geradezu vorbildlich professioneller Art und 
Weise schonend z.B. während bzw. am Ende von Demonstra-
tionseinsätzen, wenn erkannte (Straf-)Täter von der Straße 
zum Gefangentransportwagen geführt werden müssen. Hier 
wird mittels des Tonfas die körperliche Gewalt, die der PVB 
durch unmittelbare körperliche Einwirkung auf Personen auf-
bringen muss, lediglich verstärkt bzw. unterstützt. Da es sich 
bei allen Reglungen – sei es im UZwG Bln oder UZwG (Bund), 
sei es um Reglungen innerhalb des allgemeinen Polizei- und 
Ordnungsrechts/Polizeirecht als implementierte Vorschriften 
über den unmittelbaren Zwang – im Unterschied zum Waffen-
katalog um einen nicht abschließenden, sondern nur beispiel-
haft gefassten Katalog aufgezählter Hilfsmittel handelt, ist 
diese Art und Weise seines Einsatzes unproblematisch zulässig 
und rechtmäßig zugleich, weil auch grds. verhältnismäßig.37 
Dies ist bundesweite Regelungssystematik. Die Einsatzweise 
des Tonfas wird in allen Einsatzeinheiten der BP des Bundes 
(BPOL) und der Länder in nahezu gleicher Weise geübt, trai-
niert, insoweit praktiziert.

4 Schlussbemerkungen

Die vorangestellten Ausführungen zeigen, dass die Berliner Poli-
zei in allen nur erdenklichen Bereichen innerhalb der letzten 
40 Jahre einen markanten Wechsel weg von einer eher parami-
litärisch geprägten Aus- und Fortbildung sowie Strukturierung 
der BP hin zu einer modernen, bürgernahen demokratischen 
Aspekten gerecht werdenden Polizeiorganisation vollzogen hat. 
Die Eingrenzung des Waffenkatalogs auf rein polizeitypische 
Waffen ist dafür beredtes Zeugnis. Ausschlaggebend waren und 
sind dafür aber auch die Gewerkschaften der Polizei.38 Eng ver-
knüpft mit diesem grundlegenden Wandel ist der Name „Klaus 
Hübner“, der von 1969 bis 1987 Polizeipräsident in Berlin war.

Bildrechte: Redaktion.

Anmerkungen

1 Professor Michael Knape ist Direktor beim Polizeipräsidenten a.D.; der Autor ist heute 
als Gutachter, Lehrbeauftragter sowie Herausgeber u. Autor von Fachpublikationen 
tätig.

2 Vgl. statt vieler z.B. den gesetzlich abgeschlossenen dreistufigen Aufbau des Bbg-
PolG v. 19.3.1996 (GVBl. I S. 74), zul. geä. durch Gesetz v. 16.12.2022 (GVBl. I 
Nr. 3), insoweit Kap. 1 u. 2 einerseits sowie Kap. 4 andererseits. Anders hingegen 
die Gesetzeslage im Land Berlin: Dem Allgemeinen Polizei- und Ordnungsrecht für 
Berlin (ASOG Bln), i.d.F. der Bekanntmachung v. 11.10.2006 (GVBl. S. 930), zul. 
geä. durch Gesetz v. 3.1.2023 (GVBl. S. 6), folgt das eigenständige Verwaltungs-
Vollstreckungsrecht des Bundes (VwVG) v. 27.4. 1953 (BGBl. I S. 157), zul. geä. 
durch Gesetz v. 10.8.2021 (BGBl. I S. 3436), das kraft § 8 Abs. 1 Satz 1 BlnVwVfG 
inkorporiertes Landesvollstreckungsrecht darstellt. Dahinter steht – soweit unmit-
telbarer Zwang als schärfstes Zwangsmittel anzuwenden ist – das Gesetz über die 
Anwendung unmittelbaren Zwanges bei der Ausübung öffentlicher Gewalt durch 
Vollzugsbeamte des Landes Berlin (UZwG Bln) v. 22.6.1970 (GVBl. S. 921), zul. 
geä. durch Gesetz v. 22.3.2021 (GVBl. S. 318). Vergleichbar ist die Gesetzeslage im 
Bundesrecht, insb. hinsichtlich hoheitlichen Handelns der BPOL; auch hier gilt ein 
dreistufiger gesetzlicher Aufbau; vgl. Heesen/Hönle/Peilert/Martens, Bundespoli-
zeigesetz/Verwaltungs-Vollstreckungsgesetz/Gesetz über den unmittelbaren Zwang, 
5. Aufl. (2012). Nicht anders stellt sich die Rechtslage für Vollzugsbeamte des BKA 
dar (BKAG – VwVG [Bund] u. UZwG [Bund]).

3 Vorgehen in „Schützenreihe“ oder „Schützenkette“ sowie das in Stellung gehen wur-
den akribisch u. intensiv geübt, wobei jede der drei Gruppen eines Zuges in sog. 
Gruppenbewaffnung operierte, d.h. die Schützen eins bis drei bildeten den sog. 
MG-Trupp (Schütze 1 trug das MG, Schütze 2 die Munitionskästen u. das Reserve-
rohr, Schütze 3 ein Gewehr G 3, um die Schützen 1 u. 2 zu sichern), die PVB vier 
bis acht waren mit dem Gewehr G 3, PVB neun mit einer MP ausgerüstet. Die Muni-
tion für das MG u. G 3 waren identischen Kalibers, wobei das G 3 Einstellungen für 
Einzelfeuer u. Dauerfeuer besaß. Ein Zug, bestehend aus drei Gruppen, hatte somit 
eine enorme Feuerkraft, berücksichtigt man die vier prall gefüllten Maschinenge-
wehrgurte des Schützen 2 in den mitgeführten Munitionskästen sowie jeweils zwei 
Magazine für jene PVB, die mit dem G 3 ausgerüstet waren, jedes Magazin gefüllt 
mit 18 Patronen.

4 Das UZwG Bln v. 22.6.1970 (GVBl. S. 921), geä. durch Gesetz v. 13.7.1973 (GVBl. S. 
1015), ergä. durch Gesetz v. 26.11.1974 (GVBl. S. 2746), regelte in einer Sondervor-
schrift – dem § 17 UZwG Bln – den Schusswaffengebrauch im Bereich der Demarkati-
onslinie, der später ersatzlos gestrichen wurden; § 17 UZwG Bln ist durch keine neue 
Regelung ersetzt worden, so z.B. auch nicht für den Einsatz des Distanz-Elektroim-
pulsgeräts (Taser); vgl. dazu Knape, Ein Plädoyer für Distanz-Elektroimpulsgeräte – 
Standardausrüstung für die Berliner Polizei ? –, DIE POLIZEI 2015, 135 (138), ders., 
Waffen der Berliner Polizei – Rechtslage: Taser als neue Polizeiwaffe –, DIE POLIZEI 
2017, 204 (206).

5 Der Autor war ab 1973 nach Absolvierung des sog. Unterführerlehrgangs Gruppen-
führer bei einer der zwölf Hundertschaften der Berliner BP u. sodann in der Ausbil-
dungsabteilung der Berliner Polizei tätig; dort fungierte er nach seinem Studium an 
der Fachhochschule für Verwaltung u. Rechtspflege einige Jahre als Zugführer von 
Ausbildungszügen des mittleren Polizeivollzugsdienstes.

6 Vgl. Art. 5 der Nato-Charta („Verteidigungsfall“ beim Angriff feindlicher Kräfte z.B. 
aus Osteuropa, insoweit des damals noch bestehenden Warschauer Paktes).

7 Grund: Die Stadt verfügte über keine Einheiten des BGS!
8 UZwG Bln v. 22.6.1970, a.a.O.
9 In Art. 61 Abs. 4 des Bayerischen Polizeiaufgabengesetz (PAG) galten 2004 als dienst-

lich zugelassene Waffen Schlagstock, Pistole, Gewehr, Maschinenpistole u. immer 
noch MG sowie Handgranate, wobei für den Einsatz der besonderen Waffen (Maschi-
nengewehre u. Handgranaten) mit Art. 69 PAG eine besondere Regelung galt; vgl. 
dazu z.B. Honnacker/Beinhofer/Samper, Polizeiaufgabengesetz – PAG – 18. Aufl. 
(2004); bemerkenswert ist, dass der liberal ausgerichtete VE ME PolG 1977 in § 36 
Abs. 4 als Waffen Schlagstock, Pistole, Revolver, Gewehr, MP u. – man höre u. staune 
– MG u. Handgrante zuließ; vgl. Kniesel/Vahle, VE ME PolG – Text und amtliche 
Begründung, Kriminalistik Verlag – Heidelberg (1990).

10 Vgl. UZwG (Bund) v. 10.3.1961 (BGBl. I S. 165), zul. geä. durch Art. 3 des Geset-
zes v. 2.3.2023 (BGBl. I 2023 Nr. 56) Das Gesetz regelte zwar nur, dass Waffen die 
dienstlich zugelassenen Hieb- u. Schusswaffen, Reizstoffe u. Explosivmittel sind, 
das BMI hatte aber die Ausstattung des BGS u. des BKA mit Waffen in der damals 
geltenden UZwVwV speziell festgelegt (s. Abschn. VI), vgl. dazu Heesen/Hönle/
Peilert, a.a.O., Rn. 8 zu § 2 UZwG (Bund): Für den BGS in den Verbänden: Schlag-
stöcke, Reizstoffe, Pistolen, Revolver, Gewehre, MP, MG, Schusswaffen, aus denen 
Sprenggeschosse verschossen werden können u. Explosivmittel. Der Grenzschutz-
einzeldienst war nur mit Schlagstöcken, Pistolen u. MP ausgerüstet.
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Zur Entwicklung des 
Versammlungsrechts  
im Lichte der  
Föderalismusreform I

Von Prof./LRD a.D. Hartmut Brenneisen, Preetz/Worms1

1 Grundlegung

Die verfassungsrechtliche Bedeutung der Versammlungsfrei-
heit ist hoch, stellt sie doch oft die einzige Artikulationsmög-
lichkeit für Unzufriedene und damit eine wichtige Ventilfunk-
tion sowie ein Element demokratischer Offenheit dar. Insbe-
sondere in parlamentarischen Repräsentativsystemen hat sie 
die Bedeutung eines grundlegenden Funktionselements.2 Die 
Versammlungsfreiheit wird in der Bundesrepublik Deutschland 
verfassungsrechtlich durch Art. 8 GG gewährleistet. Danach 
haben alle Deutschen das Recht, sich ohne Anmeldung oder 
Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu versammeln. Die 
Grundrechtsnorm schützt Veranstalter, Leiter und Teilnehmer 
von Versammlungen, soweit sie sich mit ihren Aktivitäten 
innerhalb der Schranken der Versammlungsfreiheit bewegen. 
Nach h.M.3 umfasst der verfassungsrechtliche Schutz nicht 
allein die eigentliche Veranstaltung, sondern auch die Vor- 
und Nachphase. Müsste ein Grundrechtsträger darauf gefasst 
sein, nicht ungehindert einen Veranstaltungsort erreichen 
oder verlassen zu können, so läge ein Eingriff in seine Wil-
lensfreiheit und damit in Art. 8 GG vor. Der hohe Rang der 
Verfassungsnorm gebietet es, auch die Entschlussfreiheit zu 
berücksichtigen.

2  Das Versammlungsgesetz des Bundes (BVersG)

Als eine der wesentlichen Problemstellungen im Demonstrationsge-
schehen haben sich die Unvollständigkeit und fehlende Bestimmt-
heit des versammlungsrechtlichen Normengefüges herauskristalli-
siert.4 Die Adressaten hoheitlicher Eingriffsakte, aber auch Verwal-
tung und Gerichtsbarkeit, sind bei der Auslegung und Anwendung 
der fragmentarischen Bestimmungen häufig bereits gesetzessyste-
matisch überfordert. Über grundlegende Aspekte herrscht tiefgrei-
fende Uneinigkeit. Dabei hat das BVerfG bereits in seinem „Brok-
dorf-Beschluss“5 die Lückenhaftigkeit des BVersG aus dem Jahr 1953 
bemängelt und klarstellende Regelungen angemahnt. Allerdings 
ohne durchgreifenden Erfolg, denn alle Novellierungsversuche bis 
hin zum Gesetz zur Zusammenführung der Regelungen über befrie-
dete Bezirke für Verfassungsorgane des Bundes vom 8.12.20086 stel-
len Kompromissentscheidungen und defizitäre Insellösungen dar. 
Das Rechtsstaats- und Demokratieprinzip fordert indes zwingend, 
dass die wesentlichen Fragen exekutiver Befugnisse vom Gesetzge-
ber eindeutig zu lösen sind. Durch konkrete Vorgaben sollen Gleich-
mäßigkeit und Neutralität im Widerstreit der Interessen gesichert 
werden. Es muss aus einer Befugnisnorm unmissverständlich her-
vorgehen, wie umfassend die Gestaltungsfreiheit der Exekutive ist. 
Bereits seit den 1970er-Jahren wurde über eine Novellierung des 

11 Zur Bekämpfung von Schwerstkriminalität ist der Einsatz von o-Chlorbenzylidenma-
londinitril (CS) i.S.d. Ausführungsvorschrift (AV Pol UZwG Bln) Nr. 12 zu 2 UZwG Bln 
i.V.m. Nr. 80b zu § 21b UZwG Bln nach Anordnung des Einsatzleiters zulässig.

12 Anm.: Bis Ende der 70er-Jahre des letzten Millenniums wurden Dienstanfänger der Ber-
liner Polizei auf einer Polizeiübungsanlage in Berlin im Zünden u. Werfen von Handgra-
naten trainiert/ausgebildet (bei den Handgranaten handelte es sich um Gips-Handgra-
naten); bis Ende der 60-er Jahre fuhren Züge der Berliner BP regelmäßig nach Nieder-
sachsen, um dort auf BW-Gelände das Schießen mit Granatwerfern zu üben.

13 Vgl. Art. 61 Abs. 4 i.V.m. Art. 69 Abs. 1 u. Art. 67 Abs. 1 Nrn. 1, 2 u. 5 BayPAG, 
verknüpft mit dem Zustimmungsvorbehalt des Staatsministers des Innern oder eines 
von ihm im Einzelfall Beauftragten; vgl. dazu Honnacker/Beinhofer/Samper, a.a.O.

14 Vgl. dazu nur Heesen/Hönle/Peilert/Martens, a.a.O., Rn. 15 zu § 2 UZwG (Bund) 
i.V.m. Fn. 39 der Kommentierung unter Hinw. auf die Ausstattung von Spezialein-
heiten der BPOL.

15 Vgl. dazu z.B. Honnacker/Beinhofer/Samper, a.a.O., Rn. 1 zu Art. 69 BayPAG.
16 § 58 Abs. 4 PolG NRW lautete: Als Waffen sind Schlagstock, Pistole, Revolver, Gewehr 

u. MP zugelassen; vgl. z.B. Heise/Tegtmeyer, Polizeigesetz Nordrhein-Westfalen, 7. 
Aufl. (1990).

17 Vgl. z.B. Art. 91 Abs. 2 GG.
18 Vgl. Heise/Tegtmeyer, a.a.O., Rn. 15 zu § 58 PolG NRW.
19 Vgl. schon Graulich, in: Lisken/Denninger, Handbuch des Polizeirechts, 7. Aufl. 

(2021), E. 974.
20 Dazu schon Graulich, a.a.O., E. 974.
21 Man denke z.B. an Berndt/Altman, Führungslehre (Band 1 u. 2) bereits erhältlich ab 

Mitte der 80er-Jahre.
22 Das Vorhandensein gepanzerter Einsatzfahrzeuge älterer (SW 4) u. neuerer Bauart 

(Survivor) bei der Polizei für den Einsatz gegen bewaffnete Täter/Terroristen (deren 
„Bekämpfung“) ändert an diesem Befund nichts.

23 So schon Graulich, a.a.O., E. 973.

24 Vgl. Knape, DIE POLIZEI 2017, 204 ff; dazu klar u. eindeutig § 61 Abs. 3 BbgPolG.
25 Vgl. Knape, Ein Plädoyer für Distanz-Elektroimpulsgeräte – Standardausrüstung für 

die Berliner Polizei? –, DIE POIZEI 2015, 135 ff.
26 Der in Art. 20 Abs. 3 GG verankerte allgemeine Vorbehalt des Gesetzes zwingt den 

Gesetzgeber dazu, losgelöst vom Merkmal des Eingriffs, im Bereich der Grundrechts-
ausübung – soweit dieser staatlicher Regelung überhaupt zugänglich ist – alle 
wesentlichen Entscheidungen selbst zu treffen; er bestimmt damit das „Ob“ u. das 
„Wie“ gesetzgeberischen Handelns; vgl. dazu BVerfGE 49, 89 (126); E 77, 170 (230 
f.); E 77, 381 (403).

27 Vgl. Knape, DIE POLIZEI 2017, 204 ff.
28 I.d.S. sind wohl auch die Erläuterungen in Heesen/Hönle/Peilert/Martens, a.a.O., Rn. 

10 zu § 2 UZwG (Bund) zu verstehen.
29 Vgl. Knape, DIE POLIZEI 2017, 204 ff.; ferner Heesen/Hönle/Peilert/Martens, a.a.O., 

Rn. 12 zu § 2 UZwG (Bund).
30 So auch AV Pol UZwG Bln Nr. 11 zu § 2 UZwG Bln.
31 Vgl. Knape, DIE POLIZEI 2017, 204 ff.
32 Vgl. gewalttätige Aktionen i.S.d. PDV 100, 5.7, insb. 5.7.1.1.
33 Nahezu mustergültig ist hier die Regelung in § 258a LVwG SH.
34 So Bristow, Prof. für Polizeiwissenschaft am California State College L.A., in: Stam-

mel, Mit gebremster Gewalt (2. Aufl.) 1974, 79.
35 Dieser spezielle Schlagstock findet aktuell bei den deutschen Polizeien als Teleskop-

stock u. als starrer Mehrzweckschlagstock Anwendung.
36 Vgl. nur § 2 Abs. 4 UZwG Bln v. 22.6.1970 (GVBl. S. 921), zul. geä. durch Gesetz v. 

22.3.2021 (GVBl. S. 318).
37 Vgl. nur statt vieler Heesen/Hönle/Peilert/Martens, a.a.O., Rn. 3 zu § 2 UZwG (Bund).
38 Vgl. Hoffmann, Mitbestimmung beim Beschaffen von Schusswaffen, BVerwG, 5 P 

7/20, DP 10/22, S. 18 ff., wobei die GdP insoweit stets eine tragende Rolle spielte 
u. spielen wird.
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Versammlungsrechts diskutiert. Vor dem Hintergrund zunehmen-
der Demonstrationen rechtsextremer Gruppen an symbolträchtigen 
Orten empfahl die IMK schließlich am 24.11.2000 eine umfassende 
Novellierung des BVersG.7 Zur Klärung zentraler Fragen holte das 
Bundesinnenministerium daraufhin zunächst ein Rechtsgutach-
ten8 ein, legte darauf aufbauend am 12.5.2003 ein Eckpunktepa-
pier (sog. „Schily-Papier“) vor und regte zugleich die Einrichtung 
einer länderoffenen Arbeitsgruppe zur fachlichen Vorbereitung einer 
Novellierung an. Dem folgte sodann ein erster Diskussionsentwurf 
der Arbeitsgruppe vom 17.11.2003, den die IMK zustimmend zur 
Kenntnis nahm und mit Beschluss vom 18./19.11.2004 das Fachmi-
nisterium bat, ein förmliches Gesetzgebungsverfahren zur Änderung 
des VersG einzuleiten. Unter dem Eindruck einer für den 8.5.2005 
geplanten NPD-Demonstration am Brandenburger Tor in Berlin hat 
der Bundesgesetzgeber dann jedoch partiell verbesserte Eingriffs-
ermächtigungen gegenüber rechtsextremistischen Versammlungen 
vorgezogen. Neben der Modifizierung des § 130 StGB („Volksverhet-
zung“) ist durch das Änderungsgesetz vom 24.3.20059 die zentrale 
Bestimmung des § 15 VersG ergänzt worden. Danach ist das Vorha-
ben einer Generalrevision seitens des Bundes mit Rücksicht auf die 
Verhandlungen über die Verlagerung der Gesetzgebungszuständig-
keit auf die Länder nicht weiterverfolgt worden. Mit dem Gesetz zur 
Änderung des Grundgesetzes vom 28.8.2006 („Föderalismusreform 
I“10) wurde das Versammlungsrecht sodann aus der konkurrierenden 
Gesetzgebungskompetenz des Bundes entlassen und den Ländern 
übertragen. 

3 Föderalismusreform I

Durch die Föderalismusreform I wurden die Gesetzgebungskompe-
tenzen zwischen Bund und Ländern neu geregelt. So erhielten die 
Länder bspw. die Zuständigkeit für den Bereich des Strafvollzugs, 
das Laufbahn-, Besoldungs- und Versorgungsrecht der Landes- und 
Kommunalbeamten sowie das Versammlungsrecht.11 Welche Folgen 
dies für Rechtsvorschriften hat, die auf fortgefallene Kompetenzen 
gestützt wurden, wird in Art. 125a GG geregelt. Die Norm betrifft 
Bundesrecht, das aufgrund einer Änderung der bestehenden Rege-
lungen nicht mehr als solches erlassen werden könnte. Sie entfaltet 
sowohl für die Verfassungsänderungen von 1994 und 2006 als auch 
für künftige Änderungen Wirkung und damit auch für den Wegfall 
der Bundeszuständigkeit für das Versammlungsrecht aus Art. 74 Abs. 
1 Nr. 3 GG (a.F.). Gem. Art. 125a Abs. 1 GG gelten versammlungs-
spezifische Rechtsnormen als Bundesrecht fort. Sie können durch 
Landesrecht ersetzt werden, sie müssen es aber nicht. Über den 
unmittelbaren Wortlaut der Vorschrift hinaus ist der Bund zur Fort-
schreibung des Bundesrechts und seiner Anpassung an geänderte 
Verhältnisse ermächtigt, sofern die wesentlichen Elemente erhalten 
bleiben. Diese Kompetenz ist indes eng auszulegen. Sie endet für 
den Bereich eines Landes, sobald dieses von seiner Ersetzungsbefug-
nis Gebrauch gemacht hat.12 Die Landesgesetzgeber haben in ihrer 
Entscheidung zu beachten, dass der Verfassungsgeber von „Erset-
zung“ und nicht von „Änderung“ spricht. Allerdings dürfte auch 
eine partielle „Teilersetzung“ zulässig sein. So hat der VerfGH Ber-
lin13 festgestellt, dass diese weder in der Rechtsprechung noch in 
der Literatur grundsätzlich in Zweifel gezogen werde.14 In der Ent-
scheidung ging es um die Verfassungsmäßigkeit des Gesetzes über 
Aufnahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton bei Versamm-
lungen unter freiem Himmel und Aufzügen Berlin vom 23.4.2013.15

4 Umsetzung in den Ländern

Nachdem die Länder das Recht zur Gesetzgebung für den 
Bereich des Versammlungswesens erhalten haben, stellt sich 

die Frage nach der Umsetzung dieser neuen Kompetenz. Hier 
ist ein ausgesprochen uneinheitliches Bild festzustellen, das 
keinesfalls durch wünschenswerte Harmonisierungsbestrebun-
gen geprägt ist. Insbesondere die dem MEVersG16 nachgebilde-
ten und sehr liberalen VersFG in Schleswig-Holstein, Berlin und 
Hessen heben sich als ausgewiesenes „Grundrechtsgewährleis-
tungsrecht“ z.T. deutlich von den übrigen Rechtsnormen ab.17

4.1 Bayern (BayVersG)

Am zügigsten ist die vollständige Umsetzung des Gesetzes-
vorbehalts in Bayern erfolgt, wo eine erste Fassung des Bay-
VersG bereits am 1.10.2008 in Kraft getreten ist.18 Allerdings 
wurde dagegen Verfassungsbeschwerde erhoben und durch die 
Regierungsbeteiligung der FDP in der 16. LP schien die Zukunft 
des Gesetzes vollkommen offen. Die Koalitionsvereinbarung 
stellte zumindest konkrete Änderungen in Aussicht. Durch den 
Erlass einer einstweiligen Anordnung wurde durch das BVerfG 
am 17.2.2009 sodann die Anwendung mehrerer Bestimmun-
gen des BayVersG eingeschränkt.19 Folgerichtig hat daraufhin 
der Landesgesetzgeber ein Änderungsgesetz verabschiedet, das 
am 1.6.2010 in Kraft trat und eine deutliche Liberalisierung 
der legislatorischen Vorgaben darstellt.20 Am 23.11.201521 ist 
schließlich eine weitere Anpassung des bereichsspezifischen 
Normengefüges erfolgt. Damit war nunmehr u.a. eine Verschär-
fung des Schutzwaffen- und Vermummungsverbotes verbunden. 
Schließlich kam es durch Gesetze vom 26.3.2019 und 23.7.2021 
zu redaktionellen Anpassungen.22

4.2 Berlin (VersFG BE)

In Berlin wurde mit der Verabschiedung des Gesetzes über Auf-
nahmen und Aufzeichnungen von Bild und Ton bei Versamm-
lungen unter freiem Himmel und Aufzügen vom 23.4.201323 
zunächst ein Sonderweg beschritten und lediglich § 19a BVersG 
ersetzt. Die Notwendigkeit dazu ergab sich nicht zuletzt aus 
der Rechtsprechung,24 durch die eine Bildübertragung nach 
dem Kamera-Monitor-Prinzip mangels Ermächtigungsgrundlage 
als rechtswidrig bewertet wurde. Trotz bestehender Zweifel an 
der Verfassungsmäßigkeit dieser systematischen Verschrän-
kung25 hat der VerfGH Berlin die grundsätzliche Zulässigkeit 
bestätigt.26 Dennoch ist ihre Sinnhaftigkeit fraglich. Mit dem 
Koalitionsvertrag für die 18. LP wurde daher folgerichtig die 
Schaffung eines Vollgesetzes vereinbart. Das VersFG BE wurde 
schließlich am 11.2.2021 verabschiedet.27 Diese Entschei-
dung stellt einen schlüssigen und zukunftsweisenden Schritt 
für Berlin dar. Die alleinige Normierung informationeller Ein-
griffsakte in einem fragmentarischen Teilgesetz hatte zuvor zu 
einer rechtlichen Gemengelage geführt und wurde berechtigt 
kritisiert. Dies gilt gerade für die Bundeshauptstadt Berlin, die 
zugleich treffend als „Demo-Hauptstadt“ Deutschlands bezeich-
net wird.28 Das vorliegende Gesetz ist klarer gefasst als das 
überkommene BVersG sowie die meisten vorliegenden LVersG. 
Dennoch kann von dem angestrebten Modellcharakter keine 
Rede sein, weil inhaltliche und redaktionelle Mängel nicht zu 
übersehen sind. Hinzu kommt, dass mit einigen Regelungen 
wie z.B. der Veröffentlichungspflicht nach § 12 Abs. 8 VersFG 
BE ein problematischer Weg beschritten und der vorliegende 
sowie der föderalen Staatsordnung geschuldete Flickenteppich 
ohne Not ausgeweitet wird.29 Im Koalitionsvertrag für die 19. 
LP30 ist nunmehr u.a. eine Evaluation des VersFG BE bis Mitte 
2024 sowie eine Aufnahme des Schutzgutes der „öffentlichen 
Ordnung“ angekündigt worden.31
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4.3 Brandenburg (BbgGräbVersammlG)

Brandenburg hatte als erstes Land auf die neue versammlungsrecht-
liche Option reagiert, mit dem GräbVersammlG allerdings lediglich 
einen unbedeutenden Teilbereich geregelt und ausschließlich § 16 
BVersG durch Landesrecht ersetzt.32 Durch § 1 Abs. 1 BbgGräbVer-
sammlG wurden das Verbot für öffentliche Versammlungen und 
Aufzüge auf Gräberstätten und in deren unmittelbarer Nähe aus-
gesprochen und durch § 1 Abs. 2 BbgGräbVersammlG der zuständi-
gen Behörde Ausnahmeregelungen von diesem Verbot ermöglicht. 
Die Regelung steht insofern in unmittelbarer Nähe zu Aspekten der 
Erlaubnisfreiheit und Zulässigkeit von Versammlungen auf öffentli-
chen Verkehrsflächen im Privateigentum. Zu weiteren Änderungen 
liegen bisher keine öffentlich zugänglichen Aussagen vor.

4.4 Hessen (HVersFG)

Am 4.11.2022 ist durch die Hessische Landesregierung der Ent-
wurf zu einem HVersFG vorgelegt worden.33 Nach Erster Lesung im 
Landtag wurde der Gesetzentwurf dem Innenausschuss überwie-
sen, der nach Durchführung eines Anhörungsverfahrens und unter 
Berücksichtigung mehrerer Änderungsanträge34 am 9.3.2023 eine 
Beschlussempfehlung ausgesprochen hat.35 Am 21.3.2023 kam es 
zur Zweiten Lesung mit nachfolgender Verabschiedung. Das am 
4.4.2023 in Kraft getretene und bis zum 31.12.2030 befristete 
Gesetz36 versteht Versammlungen in Anlehnung an den MEVersG 
sowie die liberalen Normen in Schleswig-Holstein und Berlin als 
besonderen Ausdruck der Freiheitsausübung und das Regelungs-
gefüge nicht allein als Gefahrenabwehr- sondern auch als Grund-
rechtsgewährleistungsrecht.37 Dies ergibt sich bereits aus den 
abgestuften Eingriffsvoraussetzungen sowie der deutlichen Hin-
wendung zu einer Entkriminalisierung des Versammlungsgesche-
hens. Dennoch können auch im letzten bisher verabschiedeten 
bereichsspezifischen Landesgesetz nicht alle Regelungen voll-
ständig überzeugen.38 Zudem wurde bereits während der Zweiten 
Lesung Klage vor dem Staatsgerichtshof angekündigt.39

4.5 Niedersachsen (NVersG)

Am 5.10.2010 hat der Niedersächsische Landtag von seiner Erset-
zungsbefugnis aus Art. 125a GG Gebrauch gemacht und ein als Voll-
gesetz ausgestaltetes NVersG verabschiedet.40 Eine Verfassungsbe-
schwerde wurde nicht zur Entscheidung angenommen.41 Von beson-
derer Relevanz ist, dass ergänzend Art. 8 GG in § 10 NPOG zitiert wird 
und damit eine subsidiäre Anwendung des allgemeinen Polizeirechts 
im Versammlungsgeschehen in Betracht kommt.42 Durch Gesetz vom 
6.4.2017 wurde das NVersG fortgeschrieben43 und damit ausweislich 
der Koalitionsvereinbarung für die 17. LP das Ziel verfolgt, „das Ver-
sammlungsrecht noch bürgerfreundlicher zu gestalten.“44 U.a. stellte 
die Missachtung einer vollziehbaren Anordnung zum Vermum-
mungsverbot nur noch Verwaltungsunrecht gem. § 21 Abs. 1 Nr. 15 
NVersG dar. Allerdings wurde von den regierungstragenden Fraktio-
nen der 18. LP das NVersG am 20.5.2019 erneut modifiziert45 und im 
Hinblick auf das Vermummungsverbot die ursprüngliche Fassung aus 
dem Jahr 2010 wiederhergestellt.

4.6 Nordrhein-Westfalen (VersG NRW)

Dem Koalitionsvertrag für die 17. LP folgend hat die Landesregie-
rung am 21.1.2021 den Entwurf zur Einführung eines VersG NRW 
eingebracht.46 Zuvor war bereits die Fraktion der SPD mit dem 
Entwurf eines VersFG NRW initiativ geworden.47 Beide Vorlagen 

enthalten überzeugende Ansätze und stellen Verbesserungen dar. 
Dabei ist die Vorlage der Landesregierung eher restriktiv gefasst 
und betrachtet die Sanktionierung von Rechtsverstößen als 
bedeutsames Instrument im Versammlungsgeschehen. Ahndungs-
normen werden als wichtiges Mittel bezeichnet, um „jedenfalls 
nachträglich die Verbindlichkeit der Verwaltungsakte und sonstigen 
behördlichen Ge- und Verbote zu verdeutlichen“.48 Inhaltlich weicht 
der Entwurf im Gegensatz zur SPD-Vorlage indes von den freiheits-
betonenden Landesgesetzen in Schleswig-Holstein, Berlin und 
Hessen ab. Nach Anhörungsverfahren und Ausschussberatungen 
erfolgte am 15.12.2021 in der Zweiten Lesung die Ablehnung der 
SPD-Vorlage, während der Entwurf der Landesregierung in der Fas-
sung der Beschlüsse des Innenausschusses49 angenommen wurde. 
Das Gesetz ist seit dem 18.12.2021 geltendes Recht. Es stellt ein 
Normengefüge mit Licht und Schatten dar. Überzeugend sind z.B. 
der konkret definierte Regelungsbereich einschließlich der Wirk-
samkeit bei nichtöffentlichen Versammlungen (§ 2 VersG NRW), 
eine eingefügte Transferklausel in das allgemeine Polizeirecht 
(§ 9 VersG NRW), die Berücksichtigung von öffentlichen Verkehrs-
flächen in Privateigentum (§ 21 NRW) sowie eine Berichts- und 
Evaluierungsklausel (§ 34 VersG NRW).50 Erkennbare Schwächen 
liegen hingegen insbesondere in der widersprüchlichen und nicht 
verfassungsrechtlichen Standards entsprechenden Begrenzung 
des zeitlichen Anwendungsbereichs (§ 9 Abs. 4 VersG NRW), einer 
fehlenden Regelung über die Anwesenheit und Legitimation von 
Polizeikräften bei Versammlungen unter freiem Himmel51 sowie 
der pauschalen Suspendierung von Versammlungen auf Bundes-
autobahnen (§ 13 Abs. 1 VersG NRW). Sehr kritisch sind zudem 
die restriktiv ausgerichteten und teilweise unabgestimmten Straf-
rechtsnormen (§ 27 VersG NRW) zu bewerten, die obrigkeitsstaat-
licher Tradition entsprechen, mit denen entgegen der Gesetzes-
begründung52 durchaus Einschüchterungspotenzial verbunden ist 
und die der Polizei nur wenig Handlungsspielraum eröffnen. Damit 
wird aber zugleich die hohe Bedeutung der Versammlungsfreiheit 
verkannt und der repressive Teil des Gesetzes zu stark betont. An 
dieser Bewertung ändert auch der Hinweis auf die Zuständigkeit 
des Gesetzgebers für die Festlegung von Ahndungsvorschriften 
nichts,53 denn der Charakter eines „Grundrechtsgewährleistungsge-
setzes“ geht weitgehend verloren.54

4.7 Sachsen (SächsVersG)

Mit dem SächsVersG vom 20.1.2010 ist zunächst das BVersG weit-
gehend übernommen und lediglich § 15 SächsVersG eigenständig 
formuliert worden.55 An der Auslegung dieser Bestimmung ent-
zündete sich indes die Kritik und der im Verfahren der abstrak-
ten Normenkontrolle angerufene SächsVerfGH hat in seiner Ent-
scheidung vom 19.4.2011 die Verfassungswidrigkeit des Gesetzes 
bestätigt, sich dabei allerdings allein mit der formellen Recht-
mäßigkeit beschäftigt.56 Die harsche Kritik von Scheidler57 ist in 
diesem Zusammenhang berechtigt, denn durch den Spruchkörper 
ist festgestellt worden, dass die Abgeordneten quasi über eine 
Vorlage befunden haben, die ihnen nicht oder zumindest nicht 
vollständig vorlag. Am 25.1.2012 wurde dann ein leicht modifi-
ziertes Gesetz verabschiedet, das nunmehr den formalen Anfor-
derungen entsprach.58 Durch Änderungsgesetz vom 17.12.2013 
wurden schließlich insbesondere die Datenverarbeitungsnormen 
(§§ 12, 20 SächsVersG) neu gefasst und durch eine Befugnis für 
offene Übersichtsbildübertragungen ergänzt.59 Basierend auf dem 
Entwurf60 der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen, der eine deutliche 
Liberalisierung des bereichsspezifischen Rechts beinhaltet, sollte 
das SächsVersG erneut novelliert werden. Diese Vorlage scheiterte 
jedoch nach Zweiter Lesung.61 Dafür wurden durch das Gesetz zur 
Neustrukturierung des Polizeirechtes vom 11.5.201962 kleinere 
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Änderung vorgenommen und mit § 34 SächsVersG insbesondere 
klarstellende Befugnisse zur Datenverarbeitung geschaffen, so 
dass zurzeit die vierte Version vorliegt. In der aktuellen 7. LP soll 
ein erneuter Anlauf stattfinden. So ist im Koalitionsvertrag63 fest-
gelegt, dass das Versammlungsrecht insbesondere „praxisgerechter 
und verständlicher“ gestaltet werden soll.

4.8 Sachsen-Anhalt (VersammlG LSA)

Am 8.10.2009 ist in der 64. Sitzung des Landtages das Ver-
sammlG LSA verabschiedet und am 3.12.2009 ausgefertigt wor-
den.64 Entgegen des ursprünglichen Regierungsentwurfs verfügt 
damit auch das Land Sachsen-Anhalt grundsätzlich über ein 
Vollgesetz. Dieser Weg ist beschritten worden, „um verfassungs-
rechtliche Risiken zu vermeiden, denen der Landesgesetzgeber aus-
gesetzt wäre, wenn er die Vorschriften des Bundes ohne Weiteres 
übernommen hätte.“65 Allerdings ist das VersammlG LSA in vie-
len Punkten dem überkommenen Bundesrecht nachgebildet und 
enthält zudem inhaltliche und redaktionelle Unstimmigkeiten.66 

4.9 Schleswig-Holstein (VersFG SH)

Am 5.10.2010 ist durch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
ein erster Entwurf zu einer bereichsspezifischen Norm in Schles-
wig-Holstein vorgelegt, kurze Zeit später konkretisiert und am 
2.11.2011 in das Gesetzgebungsverfahren eingebracht worden.67 
Bis zum März 2012 wurden eine Erste Lesung im Landtag, die 
Beratung im Innen- und Rechtsausschuss sowie ein schriftliches 
Anhörungsverfahren durchgeführt.68 Mit der Landtagswahl am 
6.5.2012 kam es dann nicht nur zu veränderten politischen Mehr-
heiten, sondern es war auch das Diskontinuitätsprinzip zu beach-
ten und die Vorlage galt damit gem. § 77 LTGO als erledigt. Zu 
Beginn der nachfolgenden 18. LP wurde jedoch ein Gesetzentwurf 
der nunmehr in der Opposition befindlichen FDP-Fraktion einge-
bracht, der parteiübergreifenden Zuspruch erfuhr.69 In der Folge 
wurden verschiedene Änderungsanträge verfasst70 und erneut ein 
Anhörungsverfahren eingeleitet. Der recht differenzierte Antrag 
der Regierungskoalition unterstützte dabei die Struktur des FDP-
Entwurfs sowie die darin enthaltenen Grundentscheidungen wie 
die Einfügung einer Transferklausel in das allgemeine Gefahren-
abwehrrecht und die Hinwendung zu einer weitgehenden Entkri-
minalisierung des Versammlungsgeschehens. Nach weiteren Ände-
rungsanträgen71 fanden am 21.5.2014 und 11.6.2014 mündliche 

Anhörungen im Innen- und Rechtsausschuss statt.72 Nach Auf-
bereitung der Stellungnahmen kam es am 21.5.2015 zur Zweiten 
Lesung mit nachfolgender Verabschiedung des VersFG SH.73 Das am 
1.7.2015 in Kraft getretene Gesetz74 stellt eine deutliche Liberali-
sierung der legislatorischen Vorgaben im Versammlungsgeschehen 
dar. Zugleich ist es klarer gefasst als das bestehende BVersG und 
auch als die bis dahin in Kraft getretenen Vollgesetze in Bayern, 
Niedersachsen, Sachsen und Sachsen-Anhalt.75 Dennoch ist bei 
einzelnen Regelungen noch „Luft nach oben“ vorhanden.76

4.10  Diskussionsstand in den übrigen Ländern

Zuletzt hat die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in der Bre-
mischen Bürgerschaft mehrere Entwürfe zu einem BremVersFG 
erstellt,77 diese jedoch nicht bis zum Ende der 20. LP in das for-
male Gesetzgebungsverfahren eingebracht.78 Mit einer erneuten 
Initiative ist zu Beginn der 21. LP zu rechnen. Bereits länger 
zurückliegende Gesetzgebungsaktivitäten sind schließlich aus 
Baden-Württemberg, Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und 
Thüringen bekannt, die allerdings bisher nicht zur Verabschie-
dung eines eigenen Landesgesetzes geführt haben.79 In den 
übrigen Ländern gibt es – soweit öffentlich bekannt – zurzeit 
keine konkreten Überlegungen zur Schaffung eigener Gesetze. 

5 Befund

Die Entwicklung und Verabschiedung bereichsspezifischer Voll-
gesetze für das Versammlungswesen ist eine schlüssige Folge der 
Föderalismusreform I und ein zukunftsweisender Schritt der Län-
der. Kritisch sind jedoch die erheblichen Unterschiede zwischen 
den Normen zu bewerten, die bereits heute festzustellen sind. So 
ist gerade das VersG NRW deutlich restriktiver gefasst als die libe-
ralen „Grundrechtsgewährleistungsgesetze“ in Schleswig-Holstein, 
Berlin, Hessen und wohl künftig auch in Bremen. Gerade bei län-
derübergreifenden Einsatzlagen sind damit aber Probleme vor-
programmiert. Ein wesentliches Ziel im freiheitlichen Rechtsstaat 
muss es stets sein, umfassende Rechtssicherheit zu gewährleisten. 
Neben der gebotenen Normenklarheit sind daher abgestimmte und 
unmittelbar an vorliegenden Musterschriften orientierte Regelun-
gen zu fordern, die bundesweit einheitliche Sicherheitsstandards 
gewährleisten und eine „Zersplitterung des Rechts“ verhindern.80 
Es geht um viel, denn es geht um die Rechtssicherheit der Grund-
rechtsträger, der Versammlungsbehörden und der Polizei.
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REZENSION
Schmidbauer/Steiner, Polizeiauf-
gabengesetz, Polizeiorganisati-
onsgesetz; Kommentar. 6. Auf-
lage 2023

Der nunmehr bereits in der 6. Auf-
lage vorliegende Kommentar zum 
bayerischen Polizeirecht stellt 
durch die ausgesprochen gut gelun-
gene Verbindung zwischen Wissen-
schaft und Praxis ein empfehlens-

wertes Grundlagenwerk dar. 
Schwerpunkt der Bearbeitung ist das Polizeiaufgabengesetz 
(PAG) mit den Allgemeinen Vorschriften, Befugnissen der 
Polizei, Datenverarbeitungsregeln, der Vollzugshilfe, den 
Vollzugsregelungen einschließlich des unmittelbaren Zwan-
ges, Entschädigungs-, Erstattungs- und Ersatzansprüchen 
sowie Schlussbestimmungen. Zudem wird in der Kommen-
tierung auch das vollständige Polizeiorganisationsgesetz 
(POG) berücksichtigt und in angemessenem Umfang erläu-
tert. Rechtsprechung und Literatur sind bis Oktober 2022 
sorgfältig ausgewertet worden.
Der Kommentar wird maßgeblich durch Dr. Wilhelm Schmid-
bauer geprägt. Der Landespolizeipräsident Bayern a.D. und 
Professor an der Universität Regensburg hat den überwie-
genden Teil der Normen selbst bearbeitet. Lediglich die 
Erläuterungen zu den Art. 7 und 8 PAG (Verantwortlich-
keit für das Verhalten von Personen und den Zustand von 
Sachen) sind durch den Richter des Bundesverfassungsge-
richts a.D. und Professor em. an der Universität Regensburg 
beigesteuert worden. Dies allerdings ebenfalls in sehr über-
zeugender Qualität.
Die Autoren orientieren sich an der grundsätzlichen Frage, 
wieviel Schutz der Staat den Menschen gewähren sollte und 

fordern eine breite gesellschaftliche Diskussion über die tat-
sächliche Bedrohung der verfassten Freiheitsrechte. Nur so 
wären ausgewogene Antworten zu finden.
Inhaltlich überzeugt der Kommentar auf ganzer Linie und 
geht deutlich über ein Nachschlage- und Orientierungswerk 
für den Freistaat Bayern hinaus. Beispielhaft soll nur auf 
die hervorragende Auseinandersetzung mit den Allgemei-
nen Befugnissen (Art. 11, 11a PAG), den Kontrollmaßnah-
men im Rahmen der Identitätsfeststellung (Art. 13 PAG), 
der Ingewahrsamnahme (Art. 17 ff. PAG), den Datenverar-
beitungsnormen (Art. 30 ff. PAG) und dem unmittelbaren 
Zwang (Art. 77 ff. PAG) hingewiesen werden. Lediglich im 
Einzelfall sind kleinere Ungenauigkeiten festzustellen. So 
wird beispielsweise bei der Sicherstellung von Druckwerken 
(Art. 25 PAG) immer noch auf die §§ 111m, n StPO Bezug 
genommen und damit das Gesetz zur Reform der strafrecht-
lichen Vermögensabschöpfung nicht vollständig berücksich-
tigt. Dies stellt jedoch lediglich einen kleinen Schönheits-
fehler des ansonsten sehr überzeugenden Werkes dar.
In der Gesamtschau gilt der Kommentar zurecht als wichti-
ges Standardwerk, das eine wertvolle Hilfestellung bei allen 
gefahrenabwehr- und vollzugsrechtlichen Fragen im Stu-
dium und in der Verwaltungspraxis bietet.

Hartmut Brenneisen, Preetz/Worms
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Kleine Geschichte des 
Linksextremismus – 
1983 bis 2023

Von Dr. Udo Baron, Hannover1

1 Einleitung

Ob Deutsche Kommunistische Partei (DKP), Marxistisch-Leninisti-
sche Partei Deutschlands (MLPD), Interventionistische Linke (IL) 
oder … umsGanze!kommunistisches Bündnis (uG) – der Links-
extremismus in der Bundesrepublik hat vielfältige Gesichter. Sie 
unterscheiden sich in erster Linie nach ihren primären Hand-
lungsformen, dazu gehören organisationspolitische, parteiori-
entierte, subkulturelle und – in ihrer extremsten Ausprägung 
– terroristische Varianten wie sie die Rote Armee Fraktion (RAF) 
verkörperte. 

Eine verbindliche Definition des Linksextremismus gibt es 
bislang nicht. In Anlehnung an den Politikwissenschaftler 
Armin Pfahl-Traughber könnte man den Begriff als eine Sam-
melbezeichnung für politische Auffassungen und Bestrebun-
gen, die die Normen und Regeln eines modernen demokrati-
schen Verfassungsstaates ablehnen und diesen durch eine ega-
litäre Gesellschaft ersetzen wollen, definieren.2 Alle Formen 
des Linksextremismus verbindet, dass sie den demokratischen 
Rechtsstaat auch auf revolutionärem Wege überwinden wollen, 
wobei Gewalt als ein Mittel der Konfliktlösung mitgedacht wird. 
Sie unterscheiden sich aber in der Ausgestaltung der nachrevo-
lutionären Gesellschaft. Während Marxisten zunächst eine Dik-
tatur des Proletariats mit einem starken, von einer kommunis-
tischen Partei geführten Staat als Vorstufe für eine klassenlose 
Gesellschaft ohne Staat und Privateigentum anstreben, lehnen 
Autonome bzw. Postautonome den Staat, seine Institutionen 
und Repräsentanten kategorisch ab. Sie wollen unmittelbar 
nach der Revolution eine herrschaftsfreie Gesellschaft ohne 
staatliche Strukturen und Organisationen errichten.

Vor dem Hintergrund des 40. Geburtstags der „Kriminalpoli-
zei“ lässt der folgende Beitrag die vier Jahrzehnte seit ihrem 
erstmaligen Erscheinen an Hand ausgewählter Beispiele aus 
dem bundesrepublikanischen Linksextremismus und Linkster-
rorismus Revue passieren. Von der Rolle der DKP in der Ausei-
nandersetzung um die atomaren Mittelstreckenraketen im Jahr 
1983 über die Entstehung der Autonomen und der aus ihnen 
hervorgegangenen Postautonomen bis hin zu den Wiedergän-
gern des sozial-revolutionären Linksterrorismus à la RAF wer-
den die bedeutendsten linksextremistischen und linksterroris-
tischen Phasen und dessen Auswirkungen bis in die Gegenwart 
hinein kurz vorgestellt und analysiert. 

2 Das „Raketenjahr“ 1983

Die „Kriminalpolizei“ erschien erstmalig im Jahr 1983, das 
auch als das „Raketenjahr“ in die Geschichte der Bundesre-
publik Deutschland eingegangen ist. Ausgangspunkt für diese 

Bezeichnung war der 12. Dezember 1979. An diesem Tag hatte 
die NATO als Antwort auf die sowjetische Vorrüstung mit ato-
maren Mittelstreckenraketen vom Typ SS-20 ihren Doppelbe-
schluss auf den Weg gebracht. Er sah die Aufstellung westli-
cher atomarer Mittelstreckenraketen vom Typ Pershing II und 
Cruise Missiles ab Herbst 1983 in der Bundesrepublik und in 
Westeuropa bei erfolglosen Abrüstungsverhandlungen mit der 
Sowjetunion vor. Unmittelbar nach der Entscheidung der NATO 
formierte sich eine neue Friedenbewegung u.a. in Westdeutsch-
land, die die weit verbreitete „German Angst“ vor einem Dritten 
Weltkrieg und die damit einhergehenden Weltuntergangsfanta-
sien von einem „atomaren Holocaust“ aufgriff und in die Mitte 
der Gesellschaft transportierte. Vor allem parteiorientierte und 
dogmatische Linksextremisten versuchten von einer als exis-
tentieller Bedrohung empfundenen Situation und den damit 
einhergehenden globalen Ängsten zu profitieren. Im Rahmen 
ihres von der Sowjetunion und der DDR vorgegebenen „Kampfes 
um den Frieden“ war es vor allem die DKP, welche Ende der 
1970er-, Anfang der 1980er-Jahre versuchte, steuernden Ein-
fluss auf die westdeutsche Friedensbewegung zu nehmen, um 
sie in eine ausschließlich gegen die westlichen Atomraketen 
gerichtete Bewegung zu verwandeln. 

Die 1968 gegründete DKP war bis zur friedlichen Revolution 
in der DDR 1989/90 der westdeutsche Interventionsapparat der 
Sozialistischen Einheitspartei Deutschlands (SED). Streng mar-
xistisch-leninistisch ausgerichtet, versuchte sie – ideologisch 
angeleitet und finanziert von der DDR – mit Hilfe zahlreicher 
Tarn- und Vorfeldorganisationen wie der Sozialistischen Deut-
schen Arbeiterjugend (SDAJ) oder der Deutschen Friedens-Union 
(DFU) Einfluss auf die politisch-gesellschaftliche Ausrichtung 
der Bundesrepublik zu nehmen. Vor allem das mit Hilfe der 
DKP 1980 gegründete Krefelder Forum mit seinem angeblich 
von mehr als fünf Millionen Menschen unterschriebenen Krefel-
der Appell entwickelte sich dabei schnell zum bis dato erfolg-
reichsten Ausfluss der kommunistischen Einflussnahme in der 
Bundesrepublik. Trotz der massiven Unterstützung seitens der 
DDR und der Sowjetunion gelang es der DKP aber nicht, die 
Umsetzung des NATO-Doppelbeschluss und somit die Statio-
nierung atomarer Mittelstreckenraketen in der Bundesrepublik 
Deutschland und in Westeuropa zu verhindern. Erst recht ver-
fehlte sie ihr darüber hinaus gehendes Ziel, die Bundesrepub-
lik nachhaltig zu destabilisieren und aus der westlichen Wer-
tegemeinschaft herauszulösen. Es gelang ihr aber, Einfluss auf 
die politische Bewusstseinsbildung von Teilen der bundesrepu-
blikanischen Bevölkerung zu nehmen, deren Reflexe bis heute 
spürbar sind. So griff sie auf bereits vorhandene Feindbilder 
wie den Antiamerikanismus zurück und setzte Westdeutsch-
land dem permanenten Faschismusverdacht aus. Zugleich half 
sie mit, den Antifaschismus östlicher Prägung anstelle des 
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Antinationalsozialismus zu etablieren und den demokrati-
schen Anti-Kommunismus in einen Anti-Anti-Kommunismus zu 
verwandeln. 

Der dogmatische, partei- und somit auf feste Strukturen ori-
entierte Linksextremismus wie ihn die DKP bis heute verkör-
pert, fristet aber seit dem Untergang der DDR und der Sow-
jetunion nur noch ein Randdasein. Allen Erwartungen zum 
Trotz haben zwar die DKP und einige ihrer Vorfeldorganisatio-
nen diese historische Zäsur politisch überlebt. Sie müssen aber 
heute ohne die Gelder und die ideologische Anleitung der SED 
auskommen, zudem sind Ihre Mitglieder deutlich überaltert. 
Ihr Personenpotenzial hat sich von in der Spitze bis zu 40.000 
auf etwa 3.000 drastisch reduziert. Dennoch steht sie weiterhin 
für die Orthodoxie und den Dogmatismus der kommunistischen 
Bewegung und versucht mit ihren heute eher bescheidenen 
Mittel weiterhin Einfluss zu nehmen auf soziale Bewegungen 
wie z.B. auf die Klimaschutzbewegung.

3 Vom Autonomen zum Postautonomen

3.1 Die „Schlacht um das Bremer Weserstadion“ 
und die „Geburtsstunde“ der Autonomen

Es war der 6. Mai 1980 als der damalige Bundespräsident Karl 
Carstens eine öffentliche Rekrutenvereidigung im Bremer 
Weserstadion vornahm. Während im Weserstadion gefeiert 
wurde, demonstrierten etwa 10.000 Menschen vor dem Veran-
staltungsort gegen die erste öffentliche Gelöbnisfeier der Bun-
deswehr. Plötzlich lösten sich bis zu 1.000 vermummte und 
teilweise behelmte Demonstranten aus der Demonstration und 
begannen, Pflastersteine und Molotowcocktails auf die Polizei 
und die anwesenden Soldaten zu werfen. Bei den darauf folgen-
den gewalttätigen Auseinandersetzungen zwischen Demonstrie-
renden und der Polizei gingen Bundeswehrfahrzeuge in Flam-
men auf, ganze Straßenzüge wurden verwüstet. Mehrfach ver-
suchten Demonstranten das Stadion zu stürmen. Verantwortlich 
dafür war ein neues subkulturelles Milieu, das sich parallel zum 
dogmatischen Linksextremismus seit Ende der 1970er-, Anfang 
der 1980er-Jahre in der alten Bundesrepublik entwickelte und 
an diesem Tag seine mediale Geburtsstunde erlebte: die sich 
dem undogmatischen, subkulturellen Linksextremismus zuge-
hörig fühlenden Autonomen.

Von Italien aus kommend, hatte sich der autonome Gedanke 
in den 1970er-Jahren über Westeuropa ausgebreitet. Aus dieser 
Zeit stammt auch die Selbstbezeichnung der Autonomen. Ihr 
Name steht für Eigenständigkeit und Selbstbestimmung. Etymo-
logisch setzt sich der Begriff „Autonome“ aus den griechischen 
Wörtern „auto“ für selbst und „nomos“ für Gesetz zusammen. 
Wörtlich übersetzt bedeutet er so viel wie „diejenigen, die sich 
ihre eigenen Gesetze geben.“ Historisch bezieht er sich auf die 
Erfahrungen der militanten italienischen Arbeiter- und Studen-
tenbewegung, der Autonomia Operaia. Diese militante „Arbei-
terautonomie“ propagierte Ende der 1960er-Jahre den Kampf 
gegen die Fabrikarbeit und wandte sich gezielt gegen die etab-
lierten Gewerkschaften und die Kommunistische Partei Italiens 
(KPI), denen sie Anpassung, Bevormundung und Verbürgerli-
chung vorwarf. Lang andauernde wilde Streiks, vor allem in der 
Automobilproduktion, Entführung von Managern, gewaltsame 
Auseinandersetzungen mit der Polizei und Sabotageakte in Fab-
riken prägten ihre Aktivitäten. 

Auch in der alten Bundesrepublik begannen nunmehr Grup-
pierungen und Personen sich als Autonome zu bezeichnen und 
eine eigenständige Subkultur zu entwickeln. Die meisten von 

ihnen stammten aus undogmatischen, linksradikalen Gruppie-
rungen, insbesondere aus der Sponti-Bewegung3 sowie den mili-
tanten Teilen der Hausbesetzerszene und der Anti-Atomkraftbe-
wegung. Sie organisierten sich zumeist über lockere, undogma-
tische Personenzusammenschlüsse, sog, Kleingruppen, die über 
persönliche Kennverhältnisse und themenbezogene Anlässe 
zustande gekommen waren.

Den Staat, seine Institutionen und Regeln lehnen Autonome 
kategorisch ab. Sie brechen aber nicht nur mit dem Staat, son-
dern auch mit der bestehenden Gesellschaft und wollen diese 
durch eine herrschaftsfreie ersetzen. Das politische Selbstver-
ständnis von Autonomen zeichnet sich durch eine radikale Ver-
neinung des Bestehenden aus und ist in erster Linie von Anti-
Einstellungen geprägt. Autonome verstehen sich gemeinhin vor 
allem als antifaschistisch, antikapitalistisch, antirassistisch und 
antimilitaristisch. Der Kampf gegen (vermeintliche) staatliche 
Repression, gegen einen ihrer Meinung nach staatlich geför-
derten Faschismus, Rassismus und Militarismus sowie für selbst 
verwaltete Freiräume und in jüngster Zeit für den Klimaschutz 
bilden ihre zentralen Aktionsfelder. Damit greifen sie Themen 
auf, die bis weit in die Mitte der Gesellschaft anschlussfähig 
sind und bei denen sie sich im Einklang mit der Mehrheitsge-
sellschaft wähnen.

Autonome kennzeichnet ein hohes Maß an Gewaltbereit-
schaft. Auch wenn nicht jeder von ihnen selber Gewalt ausübt, 
so befürworten sie in der Regel deren Einsatz und betrachten 
sie als legitimen Weg zur Lösung von Konflikten. Als Militanter 
gilt daher nicht nur der aktiv Handelnde, sondern auch derje-
nige, der Gewalt billigend in Kauf nimmt bzw. mit gewaltsa-
men Aktionen sympathisiert. Die autonome Gewaltbereitschaft 
basiert dabei auf einem klaren Feindbild, zu dessen tragenden 
Säulen der Staat und seine Repräsentanten sowie die ihn nach 
autonomer Auffassung stützenden Rechtsextremisten bzw. die-
jenigen, die Autonome dafür halten, zählen. Ihrem Verständ-
nis nach bedingen sich Staat und Rechtsextremisten gegen-
seitig. Autonome zielen deshalb mit ihren sog. antifaschisti-
schen Aktivitäten zugleich immer auch auf den demokratischen 
Rechtstaat, den sie überwinden wollen. Um dieses Ziel zu errei-
chen, halten sie alle Widerstandsformen bis hin zum Einsatz 
von Gewalt für legitim. Autonome suchen aus diesem Grunde 
gezielt den Konflikt mit den Sicherheitskräften und bereiten 
diesen mit einschlägigen Übungen wie Blockade- und Aktions-
training vor. 

Ein Autonomer als Zeichen des Protests zu sein war zeitweise 
in extremistischen Kreisen so populär, dass auch Rechtsextre-
misten unter der Bezeichnung „Autonome Nationalisten“ ver-
suchten, die Linksautonomen teilweise zu kopieren. So klei-
deten sie sich nicht nur wie ihr linksextremistisches Pendant, 
sondern übernahmen auch deren Strategien und Taktiken. Eine 
Querfront, d.h. eine Zusammenarbeit von Rechts- und Linksex-
tremisten gegen den demokratischen Rechtsstaat, die zumin-
dest manche Rechtsextremisten sich vorstellen konnten, hat 
sich daraus allerdings (zum Glück!) bislang nicht erkennbar 
entwickelt.

3.2 Der G7-Gipfel von Heiligendamm und die 
„Geburtsstunde“ der Postautonomen

Es ist der 2. Juni 2007. In Rostock demonstrierten unter dem 
Motto „Eine andere Welt ist möglich“ nach Angaben der Poli-
zei etwa 30.000 Personen, nach Angaben des Veranstalters bis 
zu 80.000 Menschen. Anlass war der 33. Weltwirtschaftsgip-
fel der acht führenden Wirtschaftsnationen der Welt, der sog. 
G8-Gipfel,4 der unter deutschem Vorsitz vom 6. bis 8. Juni 
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2007 im Grand Hotel Kempinski des mecklenburgischen See-
bades Heiligendamm stattfand. Während der zunächst weitge-
hend friedlich verlaufenen Demonstration bildeten etwa 2.000 
schwarz gekleidete Autonome einen sog. antiimperialistischen 
Schwarzen Block, aus dem heraus Steine gegen ein Sparkas-
sengebäude und ein am Wegesrand gelegenes Hotel geworfen 
wurden. Im Rostocker Stadthafen eskalierte dann die Situa-
tion. Parkende Fahrzeuge wurden umgestürzt und teilweise 
in Brand gesetzt, Polizisten mit Pflastersteinen und Molotow-
cocktails attackiert. Mehr als 400 Polizisten erlitten teilweise 
schwere Verletzungen, mehr als 100 Randalierer konnten fest-
genommen werden. Organisiert wurden die Gegenproteste von 
einem breiten zivilgesellschaftlichen Bündnis, dem neben 
nichtextremistischen Organisationen auch sog. Postautonome 
angehörten, darunter federführend die Interventionistische 
Linke (IL). Sie erfuhr in diesen Tagen erstmalig bundesweite 
mediale Aufmerksamkeit.

Doch wer waren und sind diese Postautonomen? Ungelöste 
Organisationsdebatten und eine theoretische Orientierungslo-
sigkeit haben seit den 1990er-Jahren dazu geführt, dass Teile 
der autonomen Szene damit anfingen, für konkrete Projekte 
Gruppenstrukturen und Netzwerke aufzubauen. Die Politik die-
ser sich selbst als postautonom bezeichnenden Gruppierungen 
ist langfristiger angelegt und verfolgt eine Strategie der klei-
nen Schritte. Postautonome wollen strategische Bündnisse mit 
den Autonomen und aktionsbezogene mit dem demokratischen 
Spektrum schließen. Deshalb betreiben sie eine breite Öffnung 
bis in die Mitte der Gesellschaft, um dort für einen Bruch mit 
dem Kapitalismus zu werben. Zwei Bündnisse dominieren dabei 
die postautonome Szene: die IL und das Bündnis …ums Ganze! 
Kommunistisches Bündnis (uG).

Die IL als gegenwärtig bedeutendste postautonome Organi-
sation entwickelte sich zunächst zu einem bundesweit agie-
renden Netzwerk aus linksextremistischen Gruppierungen 
und Einzelaktivisten und schließlich ab 2014 zu einer bun-
desweiten Organisation. Folgt man ihrem programmatischen 
Grundsatzpapier, dem sog. Zwischenstandspapier aus dem 
Jahre 2014, so strebt die IL den „revolutionäre Bruch“ mit den 
bestehenden gesellschaftlichen Verhältnissen an, denn um 
„den Weg zu einer befreiten Gesellschaft freizumachen, braucht 
es die Abschaffung des Privateigentums an Produktionsmittel 
[…] und die Überwindung des bürgerlichen Staatsapparates 
als Garant dieser Eigentumsordnung.“ Um an das demokrati-
sche Spektrum anschlussfähig zu werden, greift die IL Themen 
auf, die die Menschen bis weit in die Mitte der Gesellschaft 
bewegen. Ihre Akteure geben sich bewusst undogmatisch und 
bemühen sich um ein gemäßigtes äußeres Erscheinungsbild. 
So verzichten IL-Protagonisten aus taktischen Gründen weit-
gehend auf szenetypische Kleidung und die Anwendung von 
Gewalt. Diese Vorgehensweise ermöglicht es ihr, eine Schar-
nierfunktion zwischen dem gewaltorientierten linksextre-
mistischen Spektrum, den dogmatischen Linksextremisten 
und dem demokratischen Protest einzunehmen. Ein zentrales 
Aktionsfeld zur Wahrnehmung dieser Funktion stellt dabei der 
Klima- und Umweltschutz dar. Wie wichtig dieses Thema für 
die IL ist, unterstreicht zum einen ihre Klima AG, zum ande-
ren das unter ihrer maßgeblichen Beteiligung ins Leben geru-
fene Klima-Bündnis Ende Gelände (EG).

Neben der IL gehört das 2006 gegründete Bündnis uG zu den 
bedeutendsten postautonomen Zusammenschlüssen. Nach eige-
ner Aussage geht es dem Bündnis uG nicht nur um eine „Kri-
tik, für die es weder Institutionen noch Parlamente noch feste 
Verfahren“ gebe, sondern auch um die „Kritik gesellschaftlicher 
Herrschaft als ganzer“. Das postautonome Bündnis strebt nach 
einer herrschaftsfreien kommunistischen Gesellschaft. Wie 

diese Gesellschaftsform konkret aussehen soll, bleibt jedoch, 
wie so oft im Linksextremismus, äußerst diffus.

Möglicherweise stößt das postautonome Projekt – zumindest 
was die IL betrifft – aber mittlerweile an seine Grenzen. So ist 
ihr sog. Zwischenstandspapier bis heute noch nicht erkennbar 
weiterentwickelt worden. Stieg bislang die Anzahl ihrer Orts-
gruppen über die Jahre kontinuierlich bis auf 31 an, so muss 
sie zurzeit mit dem Ausscheiden der Ortsgruppen Freiburg, 
Heilbronn, Kassel, München und Münster aus der IL anschei-
nend einen erheblichen personellen Aderlass verkraften. Es 
bleibt abzuwarten, wie die IL mit dieser Entwicklung künftig 
umgeht und ob sie sie politisch überlebt. 

Ein Großereignis hat die Wirkmacht gezeigt, die Autonome 
und Postautonome auf der Straße entfalten können, wenn sie 
weitgehend arbeitsteilig agieren: der G20-Gipfel von Ham-
burg aus dem Jahre 2017. Während die IL federführend die 
Anfahrtswege der Gipfelteilnehmer am 7. und 8. Juli blockierte 
und das Bündnis uG den Kohlehafen, um den „kapitalistischen 
Normalvollzug“ zu unterbrechen, war der „klassische“, d.h. 
der organisations- und hierarchiefeindliche Autonome für 
die gewalttätigen Auseinandersetzungen „zuständig“. Bei-
nahe wie im Sinne einer Arbeitsteilung, ob so geplant oder 
auch nicht, läutete die von dem Autonomen Zentrum Rote 
Flora angemeldete Demonstration Welcome to Hell am Nach-
mittag des 6. Juli die autonomen Gipfelproteste ein. Mit dem 
selbsterklärenden Motto dieser Demonstration gaben die Ver-
anstalter auch schon deren Stoßrichtung vor: Unverkennbar 
ging es Teilen der etwa 12.000 Teilnehmern vor allem um die 
gewaltsame Auseinandersetzung mit der Polizei als Repräsen-
tant des verhassten Systems. Bereits nach der Auftaktkundge-
bung eskalierte die Lage. Etwa 1.000 Teilnehmer vermummten 
sich plötzlich und bildeten einen „Schwarzen Block“. Versuche 
der Polizei, diesen vom Demonstrationszug zu trennen, mün-
deten in die ersten gewaltsamen Auseinandersetzungen der 
Gipfelproteste. Polizisten wurden mit Holzlatten, Eisenstan-
gen und Flaschen attackiert und mit Steinen beworfen. Nach 
Beendigung der Demonstration zogen Autonome in Kleingrup-
pen marodierend durch die Hamburger Stadtteile St. Pauli und 
Altona. Sie errichteten Barrikaden, plünderten und zerstörten 
im Laufe der Nacht Geschäfte und steckten Autos in Brand. 
Als am 7. Juli die Postautonomen ihre Blockadeaktionen star-
teten und damit die Polizeikräfte an sich banden, konnte der 
„klassische“ Autonome in Altona weitgehend ungestört agie-
ren. So bewarfen die Linksextremisten die Station der Bun-
despolizei und das Altonaer Rathaus mit Steinen und Molo-
towcocktails; mehr als 30 Autos gingen an der Elbchaussee 
in Flammen auf. Der Versuch, die Elbphilharmonie, in der am 
Abend für die Staatsgäste ein Konzert stattfinden sollte, zu 
blockieren, mündete in stundenlange Straßenschlachten zwi-
schen Autonomen und der Polizei. Am Abend brach eine Welle 
der Zerstörung über das Schanzenviertel herein, in deren Zuge 
Geschäfte geplündert, Autos angezündet und Anwohner durch 
Marodeure bedroht wurden. Als die Polizei anrückte, stan-
den auf den Dächern Autonome, um sie mit Molotowcocktails, 
Metallkugeln, Eisenstangen und Gehwegplatten zu attackie-
ren. Zahlreiche Anwohner, darunter Kleinverdiener, Familien 
und Arbeitslose, verloren während der gewaltsamen Proteste 
gegen den G20-Gipfel ihr Auto, diverse klein- und mittel-
ständische Unternehmer ihre Geschäfte und möglicherweise 
ihre Existenz. Vor allem militante Kleingruppen sind wahllos 
marodierend durch Hamburg gezogen. Nur dem Zufall blieb es 
geschuldet, dass es keine Todesopfer gab. Dass Teile der auto-
nomen Szene den Tod von Polizisten zumindest einkalkulier-
ten, zeigt vor allem ihr Vorgehen im Schanzenviertel. 
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4  Weiterstadt 1993 – Der letzte Anschlag der 
Roten Armee Fraktion (RAF)

Es ist die Endphase des Linksterrorismus in der Bundesrepu-
blik wie ihn die Revolutionären Zellen (RZ), die Bewegung 2. 
Juni und die Rote Armee Fraktion (RAF) verkörperten, als am 
27. März 1993 frühmorgens ein Sprengsatz die noch im Bau 
befindliche Justizvollzugsanstalt Weiterstadt erschütterte. Drei 
Unterkunftsgebäude und der Verwaltungstrakt wurden zerstört, 
der Rest der Anlage mehr oder weniger schwer beschädigt. Auf 
80 bis 90 Millionen DM wurde der Schaden geschätzt. Drei Tage 
später bekannte sich ein Kommando Katharina Hammerschmidt 
– benannt nach einem verstorbenen Mitglied der RAF – zu der 
Tat. Laut der am Tatort aufgefundenen DNA-Spuren handelte es 
sich bei den Tätern um die bist heute flüchtigen RAF-Terroris-
ten der dritten Generation Ernst-Volker Staub, Daniela Klette 
und Burkhard Garweg. Es sollte der letzte Terroranschlag der 
RAF sein. Am 20. April 1998 gab die Terrororganisation ihre 
Selbstauflösung bekannt. Zu Ende gingen damit fast dreißig 
Jahre voller Gewalt, die insgesamt 34 Menschenleben forderten. 
Ihre Akteure mussten sich eingestehen, dass sie mit ihrem Ver-
such, den demokratischen Rechtsstaat gewaltsam zu erschüt-
tern, die Massen nicht mitreißen konnten und letztlich völlig 
isoliert waren. 

Doch die RAF verschwand nicht gänzlich von der Bildfläche. 
In Gestalt von Staub, Klette und Garweg startete sie, wenn auch 
nicht mehr unter dem Label RAF, ein gutes Jahr nach ihrer 
Auflösungserklärung eine beispiellose Raubserie. So überfielen 
sie am 30. Juli 1999 einen Geldtransporter in Duisburg-Rhein-
hausen und erbeuteten dabei 1 Million DM. Wie schon in Wei-
terstadt, so hinterließen sie auch bei dieser Tat DNA-Spuren, 
die sie als Tatverdächtige ausweisen. Auf den ersten Überfall 
folgten bis Mai 2016 höchstwahrscheinlich noch 11 weitere 
Raubüberfälle, für die die Ermittler das RAF-Trio verantwortlich 
machen.

Aber wer oder was war die dritte Generation der RAF? Um 
diese Frage zu beantworten hilft es, einen Blick auf das Drei-
Generationen-Schema zur historischen und strukturellen Ein-
ordnung der RAF zu werfen: um die verschiedenen Phasen ter-
roristischer Aktivitäten der RAF anschaulicher zu machen, teilt 
die Forschung ihre Geschichte in drei Generationen ein, deren 
Übergänge weitgehend fließend sind. 

Offiziell beginnt die Geschichte der RAF mit der gewalt-
samen Befreiung Andreas Baaders am 14. Mai 1970 aus dem 
Institut für Soziale Fragen in Berlin durch die Konkret-Jour-
nalistin Ulrike Meinhof. Neben den beiden gehörten noch 
Gudrun Ensslin sowie Jan Carl Raspe, Holger Meins und der 
Rechtsanwalt Horst Mahler zu den Führungskadern der ersten 
Generation der RAF. Sie bildeten zu diesem Zeitpunkt ihre 
mittlerweile im Untergrund lebende Kommandoebene und 
entschieden alleine über Anschläge und Attentate. In Zuge 
der sog. Mai-Offensive 1972 mit Sprengstoffanschlägen u.a. 
auf das Axel-Springer-Verlagsgebäude in West-Berlin und auf 
das Hauptquartier der US-Streitkräfte in Heidelberg, gelang 
es schließlich der Polizei bis Ende 1974 19 RAF-Mitglieder, 
darunter Baader, Ensslin, Meinhof, Mahler, Meins und Raspe, 
festzunehmen und damit das Ende der ersten Generation der 
RAF einzuläuten.

Die zweite Generation der RAF organisierte sich um Christian 
Klar und Brigitte Mohnhaupt. Sie trat mit der Botschaftsbeset-
zung in Stockholm am 24. April 1975 auf den Plan und endete 
mit der Verhaftung ihrer Kommandoebene um Klar, Mohnhaupt, 
Adelheid Schulz und Helmut Pohl Ende 1984. Die Befreiung 
der inhaftierten RAF-Mitglieder, die sog. Big Raushole wie sie 
es nannten, war für die zweite Generation der RAF zwischen 

1972 und 1977 ihr alles andere überragende Ziel. Diese Phase 
war geprägt von einer zunehmend brutaler und rücksichtslo-
ser agierenden RAF für die vor allem die Offensive '77 als zen-
trale Wegmarke des bundesrepublikanischen Linksterrorismus 
steht. Dieser sog. Deutsche Herbst begann bereits im Frühjahr 
und zwar am 7. April 1977 mit dem Mord an Generalbundesan-
walt Siegfried Buback. Er setzte sich am 30. Juli mit der Ermor-
dung des Vorstandssprechers der Dresdner Bank Jürgen Ponto 
fort und mündete zum einen am 5. September 1977 in die Ent-
führung es Arbeitgeberpräsidenten Hanns-Martin Schleyer und 
zum anderen in die Ermordung seines Fahrers und seiner drei 
Personenschützer. Es folgte am 13. Oktober 1977 die Entfüh-
rung der Lufthansamaschine Landshut mit 87 Passagieren an 
Bord durch palästinensische Terroristen. Als die Bundesregie-
rung nicht auf ihre Forderungen nach Freilassung der inhaf-
tierten RAF-Kader einging und stattdessen am 18. Oktober die 
Lufthansamaschine durch die GSG 9 erstürmen ließ, begingen 
Baader, Ensslin und Raspe in der JVA Stuttgart-Stammheim 
umgehend Selbstmord. Noch am selben Tag erschossen darauf-
hin seine Entführer Hanns Martin Schleyer.

Anders als die zweite Generation fokussierte sich die dritte 
Generation der RAF nicht mehr auf die Freipressung inhaftier-
ter Mitglieder sondern auf präzise geplante Angriffe gegen den 
Staat. Zugleich versuchten sie sich international noch inten-
siver zu vernetzen. Dabei setzten sie auf eine enge Koopera-
tion vor allem mit der französischen Terrororganisation Action 
Directe (AD). Ihr Ziel war es, den bewaffneten Kampf zu inter-
nationalisieren und die Kräfte in den Metropolen in einer Front 
zu konzentrieren. Ihren Ausdruck fand diese verstärkte Zusam-
menarbeit in der Offensive `85/`86 mit der Ermordung des 
französischen Generals René Audran am 25. Januar 1985 und 
des Managers der Motoren- und Turbinen-Union (MTU), Ernst 
Zimmermann, am 1. Februar 1985. Auf diese Taten folgte am 
8. August 1985 der Sprengstoffanschlag auf die Rhein-Main-
Airbase in Frankfurt am Main, bei der drei Menschen getötet 
und 26 teilweise schwer verletzt wurden sowie die tödlichen 
Anschläge u.a. auf den Siemens-Manager Karl-Heinz Beckurts, 
den Diplomaten im Auswärtigen Amt Gerold von Braunmühl 
und am 30. November 1989 auf den Vorstandssprecher der Deut-
schen Bank AG Alfred Herrhausen. Mit der Ermordung des Chefs 
der Treuhandanstalt Detlev Karsten Rohwedder endete 1992 die 
gezielte Gewalt der RAF gegen Menschen. 

Mit den Überfällen des flüchtigen RAF-Trios und der Suche 
nach ihnen hat die Vergangenheit des deutschen Linksterro-
rismus wieder ein stückweit Einzug in die Gegenwart gehal-
ten. Wie die RAF zu ihrer aktiven Zeit mit diversen Bank-
überfällen, so versuchen auch ihre verbliebenen Relikte durch 
Beschaffungskriminalität ihren Lebensunterhalt (und mögli-
che weitere Aktionen?) zu finanzieren. Allein die drei Buch-
staben RAF elektrisieren die Öffentlichkeit nach wie vor und 
garantieren gesellschaftliche und mediale Aufmerksamkeit. Zu 
prägend war die Gewaltbereitschaft der RAF in ihrer aktiven 
Zeit, zu prägend ihre Verbrechen, als das sie ihren Platz im 
kollektiven Gedächtnis der bundesrepublikanischen Gesell-
schaft so schnell verlieren könnte. Zudem harrt diese Phase 
der bundesrepublikanischen Geschichte weiter ihrer Aufarbei-
tung. Viel zu viele Fragen sind noch offen und warten auf 
Antworten: Wer gehörte bspw. zur dritten Generation der 
RAF? Wie war sie strukturiert? Wer waren ihre Führungska-
der? Wer von ihnen war für die zehn Morde, die der dritten 
RAF-Generation zugeschrieben werden, verantwortlich? Fra-
gen, auf die Garweg, Staub und Klette Antworten geben könn-
ten, wenn man ihrer habhaft würde und sie ihr Schweige-
versprechen aufheben und aussagen würden. Eine Festnahme 
der drei Flüchtigen könnte somit nicht nur zur Aufklärung 
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einer beispiellosen Raubserie beitragen, sondern auch Licht 
ins Dunkel eines noch weitgehend unaufgearbeiteten Stückes 
bundesrepublikanischer Geschichte bringen.

5 Ausblick

Eine Reise durch den Linksextremismus und Linksterrorismus 
der letzten vierzig Jahre offenbart unübersehbare Brüche im 
linksextremistischen Selbstverständnis, die vor allem in der 
friedlichen Revolution in der DDR 1989/90 und in der Implo-
sion der Länder des real existierenden Sozialismus ihren 
Ursprung haben. Der dogmatische Linksextremismus wie ihn 
die DKP verkörpert, hat zwar diese aus ihrer Sicht als Kon-
terrevolution diffamierte Zeitenwende existenziell überlebt, 
aber sich bis heute nicht davon erholt. Nicht viel anders 
erging es dem Linksterrorismus, der schließlich Anfang 1998 
seine Aktivitäten einstellte. Ihr Niedergang ging einher mit 
dem Aufstieg der Autonomen, die sich in Abgrenzung zum 
Marxismus-Leninismus bewusst undogmatisch, struktur- und 
hierarchiefeindlich geben. Ihre Kritik an dem am Anarchis-
mus angelehnten autonomen Selbstverständnis wiederum 
ermöglichte erst den Aufstieg der Postautonomen. Mit ihrem 
Versuch der Entgrenzung in die Mitte der Gesellschaft wol-
len sie von den Erfolgen vor allem sozialer Bewegungen wie 
der Klimaschutzbewegung profitieren, diese für ihre Inter-
essen instrumentalisieren und langfristig radikalisieren. Der 
postautonome Weg wird zwar von vielen Autonomen kritisch 
gesehen, da er ihrer struktur- und hierarchiefeindlichen 
Grundeinstellung widerspricht. Dennoch sind die Postauto-
nomen auch für den „klassischen“ Autonomen als Organisa-
tor kaum zu ersetzen.

Die linksextremistische Szene ist aber auch weiterhin nicht 
statisch, sondern immer im Fluss. So verändern sich nicht nur 
die bekannten Ausprägungen des Linksextremismus, sondern 
es kommen auch immer wieder neue hinzu wie in jüngster 
Zeit die sog. Identitätslinken. Hinter diesem Begriff verbirgt 
sich das Konzept einer Politik, die sich einseitig auf Identitä-
ten wie Ethnie, Religion oder Gender fixiert und deren Inter-
essen mit aller Vehemenz vertritt. Es rückt nicht mehr primär 
die soziale, sondern die kulturelle Zugehörigkeit zu speziel-
len Gruppen in den Fokus. Diese hochgradig intolerante Strö-
mung der extremen Linken mit Auswirkungen bis weit in die 
Mitte der Gesellschaft brandmarkt politisch missliebige Grup-
pen, Personen und Positionen und verweigert sich dem ver-
nunftgeleiteten kritischen Diskurs. Linksidentitäre versuchen 
durch eine ideologisch ausgerichtete Sprachzensur mit jakobi-
nischem Eifer geistige Verbotszonen zu errichten und bedro-
hen so die in der freiheitlichen demokratischen Grundordnung 
formulierten grundlegenden Werte wie Menschenrechte, Mei-
nungs-, Presse-, Wissenschafts- und Religionsfreiheit. Die von 
dieser Bewegung ausgehende Diskriminierung und Stigmati-
sierung von Mehrheiten durch Minderheiten verstößt gegen 

die Würde des Einzelnen und somit gegen grundlegende Men-
schenrechte bzw. grundgesetzlich geschützte Bürgerrechte. 
Eine Entwicklung, die aus den USA, Großbritannien und 
Frankreich kommend, mittlerweile auch in der Bundesrepublik 
angekommen ist.

Vor allem vor dem Hintergrund der Corona-Pandemie hat 
sich die linksextremistische Szene aber auch auf anderen 
Gebieten weiter verändert. Veranstaltungen, insbesondere 
Demonstrationen, fanden in dieser Zeit kaum mehr statt. Die 
Autonomen Zentren waren weitgehend geschossen, so dass 
Linksextremisten ihre politischen Aktivitäten in erster Linie 
in den virtuellen Raum verlegten und sich zumeist nur als 
Einzelpersonen an den realweltlichen Protesten gegen die 
Corona-Schutzmaßnahmen beteiligten. Wie Mehltau legte 
sich die Corona-Pandemie auf die linksextremistische Szene. 
Zugleich befand sich die linksextremistische Szene während 
dieser Phase in einem kaum auflösbaren Dilemma. Obwohl 
sie den demokratischen Rechtsstaat, seine Institutionen und 
Repräsentanten kategorisch ablehnt, hielt sie sich aus Sorge 
vor einer Infektion an die staatlichen Vorgaben zum Schutz 
vor der Pandemie. Sie forderte sogar explizit zu deren Ein-
haltung auf. Damit gehörten Linksextremisten in dieser glo-
balen Ausnahmesituation ungewollt zu den Unterstützern 
des ihnen verhassten Staates. Dieser Widerspruch dürfte mit 
dafür verantwortlich sein, dass Linksextremisten wenig Inte-
resse an einer Teilnahme an den Protesten gegen die Corona-
Maßnahmen gezeigt haben. Vielmehr haben sie nur spora-
disch zu Protestaktionen, z.B. gegen die zeitweise verfügte 
nächtliche Ausgangssperre oder zur Freigabe der Patente für 
die Corona-Impfstoffe aufgerufen.

Generell scheint sich das Protestgeschehen seit Corona 
von Demonstrationen weg und hin zu klandestinen, äußerst 
gewalttätigen Aktionen verlagert zu haben. Bestes Beispiel 
dafür ist die sog. Eisenacher Gruppe um Lina E. Ihre Mit-
glieder werden beschuldigt, 13 Rechtsextremisten schwerste 
Verletzungen zugefügt zu haben. Auch die vier Übergriffe 
deutscher Linksextremisten vom Februar 2023 in Budapest 
auf Personen, die sie für Rechtsextremisten hielten, unter-
streicht diese Annahme.

Zweifelsohne stellt der Rechtsextremismus zurzeit die 
größte Bedrohung für den demokratischen Rechtsstaat dar. 
Das bedeutet aber wiederum nicht, dass von anderen Phä-
nomenbereichen wie dem Linksextremismus keine Gefahren 
mehr ausgehen. Die letzten vierzig Jahre haben gezeigt, dass 
der Linksextremismus in seinen verschiedenen Spielarten 
vor allem aufgrund seiner Intoleranz und seiner Aggressi-
vität eine fortwährende Bedrohung für den demokratischen 
Rechtsstaat und eine freie und offene Gesellschaft darstellt. 
Die Sicherheitsbehörden müssen ihn als auch alle anderen 
politischen und religiösen Extrema im Auge behalten, um 
auch künftige Bedrohungen für die freiheitliche demokrati-
sche Grundordnung frühzeitig zu erkennen und um zeitnah 
und entschlossen auf sie reagieren zu können. 

Anmerkungen

1 Dr. Udo Baron ist seit 2008 als Referent für den Bereich Linksextremismus und seit 
2021 auch für den Bereich Extremismus mit Auslandsbezug im niedersächsischen Ver-
fassungsschutz zuständig.

2 Zur näheren Erläuterung: Mit „politischen Auffassungen“ sind die Ideologien des 
Marxismus und des Anarchismus in all ihren Varianten gemeint. Unter „Bestrebun-
gen“ versteht man Einzelpersonen und Gruppierungen, die entsprechende Weltbilder 
haben. Die „Normen“ des demokratischen Verfassungsstaates sind die in der freiheit-
lichen-demokratischen Grundordnung festgelegten unantastbaren Grundwerte wie 
z.B. die Menschenrechte, die Gewaltenteilung oder das Mehrparteienprinzip. Zu den 
„Regeln“ gehört z.B. das staatliche Gewaltmonopol. Unter der Bezeichnung „egalitäre 
Gesellschaft“ streben Linksextremisten eine Gesellschaft der radikalen Gleichheit aller 

Menschen an. Auch wenn dieser Begriff erst einmal positiv besetzt ist, so würde des-
sen Umsetzung zur Folge haben, dass der Einzelne zu Gunsten des Kollektivs in den 
Hintergrund treten müsste und uniform würde, was mit der im Grundgesetz festge-
schriebenen unantastbaren Würde des Menschen unvereinbar ist.

3 Als Spontis bezeichnet man linksradikale Gruppen, die sich in der Nachfolge der Außerparla-
mentarischen Opposition (APO) sahen. Spontis hielten die „Spontaneität der Massen“ für das 
revolutionäre Element der Geschichte. Im Gegensatz zu Marxisten-Leninisten, die glaubten, 
für die Revolution sei eine Avantgarde-Partei vonnöten, die die Führung in eine bessere 
Zukunft übernehmen müsse, waren die Spontis eher „antiautoritär“ ausgerichtet. Nicht 
Theorieschulungen und Parteiaufbau standen für sie im Vordergrund ihrer Aktivitäten, son-
dern „spontane“, nichtsdestoweniger abgesprochene Aktionen in der Öffentlichkeit. 

4 Zwischen 1998 und 2014 bildete Russland gemeinsam mit den USA, Kanada, Großbritannien, 
Frankreich, Italien, Deutschland und Japan die G8-Staaten. In Reaktion auf die russische 
Annexion der ukrainischen Krim-Halbinsel im Jahre 2014 wurde Russland ausgeschlossen.
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Die Polizei im Wandel 
der Zeit: Ein Hauptper-
sonalratsvorsitzender 
blickt zurück

Von EPHK Karsten Bech, Wiesbaden*

Die Fachzeitschrift „Die Kriminalpolizei“ besteht 40 Jahre, Grund 
genug für einen Rückblick auch aus Sicht eines Hauptpersonal-
ratsvorsitzenden. Den Hauptpersonalrat (HPR) der hessischen 
Polizei und mich als Vorsitzender begleiten nämlich immer wie-
der Veränderungen, die natürlich auch erforderlich sind, um 
unsere Polizei in allen Belangen auf dem neusten Stand zu hal-
ten. Nachfolgend skizziere ich für die Jubiläumsausgabe der Zeit-
schrift ausgewählte Themenbereiche der zurückliegenden Jahre.

1  Digitalisierung, Kommunikation und neueste 
Technik

Aktuell und in aller Munde ist die Digitalisierung und Anpassung 
der IT-Technologien. Man hat erkannt, dass in den vergangenen 
Jahren einiges nur schleppend voranging und mehr Zielorientie-
rung von Nöten gewesen wäre. Jedoch sind Veränderungen in die-
sem Bereich nicht so einfach, da langwierige Prozesse vorgeschal-
tet und keine Entscheidungen über Nacht möglich sind. Ausschrei-
bungsverfahren, Testläufe und die Auswahl der richtigen Soft- und 
Hardware bedürfen einer sensiblen Entscheidung. Wie vielseitig 
diese Technikwelt ist, zeigen nachfolgende Beispiele: 

„HessenData“ der Fa. Palantir, eine Software, um Datenbe-
stände miteinander abzugleichen und zusätzliche Erkenntnisse 
für die Ermittlungen zu gewinnen. Der Einsatz dieser Software 
ist jedoch vom BVerfG auf den Prüfstand gestellt worden. Sicher 
stellt sie eine Hilfe für die polizeiliche Arbeit dar. Da das Allge-
meine Persönlichkeitsrecht betroffen ist, muss jedoch auch der 
Grundrechtsschutz Berücksichtigung finden.

Als weiteres Beispiel ist die kürzlich eingeführte „Foto-App“ 
auf unseren dienstlichen Mobiltelefonen zu nennen. Dienstli-
che Handys sind heute nicht mehr wegzudenken und gehören in 
den Polizeialltag, so wie sie bereits nahezu von jedem von uns 
im privaten Leben genutzt werden. Seit Jahren nutzt man dort 
auch die Fotofunktion und versendet Bilder, ohne dass man sich 
Gedanken über diese technische Möglichkeit macht. Die dienstli-
che „Foto-App“ hingegen musste erst rechtliche und technische 
Hürden nehmen, um für unsere Polizeizwecke genutzt werden zu 
können. Aber auch hier geht es voran. Programme für die polizeili-
che Arbeit werden ständig entwickelt, aktualisiert und verbessert. 
An dieser Stelle möchte ich ein ausdrückliches Dankeschön an die 
Kolleginnen und Kollegen aussprechen, die in diesem Bereich mit 
viel Engagement für unsere moderne Polizei arbeiten.

Ein schwieriges Thema stellt die dienstliche Kommunikation 
dar. WhatsApp kennt wohl jeder aus dem privaten Bereich. Man 
kann damit schnell Informationen, Texte, Bilder, Videos und vieles 
mehr übermitteln. Aufgrund verschiedenster Vorfälle darf Whats-
App allerdings für dienstliche Zwecke nicht genutzt werden. Das 

dienstliche Pendant dazu heißt nun „Julius“ und ist in den vergan-
genen Monaten ausgebaut worden, um den dienstlichen Ansprü-
chen zu genügen. Momentan steigt die Akzeptanz für den kleinen 
Bruder von WhatsApp – nicht zuletzt wegen der guten Arbeit, die 
bspw. einsatzbegleitend in Frankfurt am Main bei der Räumung im 
Fechenheimer Wald durch die Kolleginnen und Kollegen geleistet 
wurde. Informationen konnten auf diesem Wege erfolgreich an die 
Einsatzkräfte in Bild und Text transportiert werden. 

Neueste Technik ist eine Selbstverständlichkeit für eine profes-
sionelle Schutz- und Kriminalpolizei. Fotografien von Unfall- oder 
Tatorten werden heute mit hochtechnisierten Polizei-Drohnen 
erstellt. Vor 40 Jahren unvorstellbar. Es wird damit deutlich, dass 
vieles mit großem Engagement in unseren Reihen getan wird. Dies 
ist auch dringend geboten, um weiterhin auf dem schnell fahren-
den Zug der Digitalisierung und technischen Entwicklung mitfah-
ren zu können. Im Projekt „Schub 11“ („Anschub“ für wichtige 
Themenbereiche im Rahmen der Digitalisierung und „11“ für die 
Anzahl der Präsidien) wurden wichtige Digitalisierungsthemen pri-
orisiert. Sie werden nun nach und nach in den Präsidien unter 
einer Themenverantwortlichkeit eingebunden. Dadurch sollen Syn-
ergien in der hessischen Polizei erreicht werden.

2 Arbeitszeiterfassung

Ein weiterer erwähnenswerter Punkt ist die Erfassung der Arbeits-
zeit. Wurden früher in den Geschäftszimmern Stundenzettel geführt 
und hat im Wechselschichtdienst der Wachhabende die Zeiterfassung 
mit der Streifeneinteilung und der Stärkefeststellung im Wachbuch 
erledigt, gibt es heute das „Integrierte Zeitmanagement“ (IZEMA). 
Seit seiner Einführung im Jahr 2005 musste die Software perma-
nent angepasst werden. Unzählige Ausführungsbestimmungen und 
interne Dienstvereinbarungen haben Personalräte und Behördenlei-
tungen beschäftigt. Nicht nur die unterschiedlichsten Dienstgestal-
tungen, Verträge, Schichtdienstmodelle und Einsätze sind und waren 
Herausforderungen, nein, auch politische Entscheidungen wie das 
„Lebensarbeitszeitkonto“ (LAK) mit seinen Besonderheiten machen 
das Zeitmanagement nicht einfacher. Bei Einführung des LAK ging 
es ursprünglich um die Reduzierung der wöchentlichen Arbeits-
zeit von 42 auf 41 Stunden und am Ende des Berufslebens um die 
Inanspruchnahme angesparter Zeiten, um so früher aus dem Dienst 
ausscheiden zu können. Gut, dass im Laufe der Zeit diese Anwend-
barkeit erweitert wurde und auf Antrag auch schon früher Stunden 
abgegolten werden können. Sonst wäre so manche Dienststelle beim 
Ausscheiden der geburtenstarken Jahrgänge unterbesetzt. Auch 
hier gehört nun eine nachvollziehbare, besser planbare und sozial-
verträgliche Regelung der Wochenarbeitszeit her. Nur eines darf nie-
mals vergessen werden: Die Software (IZEMA – SP Expert) muss den 
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gültigen Arbeitszeitregelungen angepasst werden und nicht umge-
kehrt. Zurzeit werden die Dienste „Flexfrei“ und Zusatzurlaub neu 
konfiguriert bzw. programmiert. Da dies oft schwer verständlich und 
in der Software schwer abbildbar ist, gibt es sicher noch zusätzli-
che EXEL-Tabellen auf den Dienststellen, die sich im Graubereich der 
datenschutzrechtlichen Zeiterfassung befinden. Dies sollte eigent-
lich nicht sein, denn dafür wurde IZEMA eingeführt. Also handelt 
es sich auch hier um ein Feld, welches immer wieder neu bestellt 
werden muss. 

3 Gewalt gegen Polizeibeschäftigte

Neben der Technik und der Ausstattung spielt naturgemäß das 
Umfeld des Polizeidienstes eine entscheidende Rolle. Erschreckend 
sind die zahlreichen Angriffe auf Polizeibeschäftigte. Immer häu-
figer ist zu lesen, dass Kolleginnen und Kollegen bei der Ausübung 
ihres Dienstes verletzt worden sind. Die jüngsten Bilder aus der Sil-
vesternacht haben wir alle noch vor Augen. Erschreckend sind aber 
nicht nur die Angriffe gegen Polizei und Rettungskräfte selbst, son-
dern auch der gesunkene Respekt gegenüber Menschen, die helfen, 
retten und bergen wollen. Früher stand der Polizist dem Bürger als 
„Freund und Helfer“ gegenüber. Heute sind die Kolleginnen und Kol-
legen oft auf Körperschutzvollausstattungen angewiesen. Auch dies 
ist ein Wandel der Zeit – aber kein schöner. Waren es früher noch 
Kirmesschlägereien, die zu bewältigen waren, sind heute immer 
häufiger Messer und andere gefährliche Gegenstände im Spiel. Es 
wird zum Teil auf dem Boden liegende Personen eingetreten, bis 
keine Regung mehr wahrnehmbar ist. Neue Strafrechtsnormen sind 
nur ein Teilansatz, um dieses erschreckende Phänomen zu stoppen. 
Hier müssen wir der Justiz vertrauen, die zeitnah urteilen und den 
möglichen Strafrahmen ausnutzen sollte. Es muss klar sein: Wer Ein-
satzkräfte attackiert, hat empfindliche Strafen zu erwarten.

4 Angemessene Alimentation

Auch die finanziellen Rahmenbedingungen führen immer wie-
der zur Unzufriedenheit und zu Problemen. So hat der VGH Kas-
sel bereits im November 2021 festgestellt, dass die Besoldung 
in den Jahren 2013 bis 2016 verfassungswidrig zu niedrig war 
und den Vorgang dem BVerfG vorgelegt. Der im Februar 2023 
eingebrachte Gesetzentwurf zur Anpassung der Besoldung und 
Versorgung wird dabei die verfassungswidrige Besoldung nicht 
ausgleichen. Er bedarf der Nachbesserung, um eine gerechte 
Bezahlung zu erreichen. 

Vergleichbares gilt für den Tarifbereich. Sind Tarifbeschäftigte 
im Polizeidienst eigentlich noch zeitgemäß und vor allem ange-
messen eingruppiert? Denn auch hier ist der Wandel der Zeit 
feststellbar. Längst nehmen Tarifbeschäftigte nicht mehr nur ein-
fache Tätigkeiten wahr. Aufgaben haben sich im Laufe der Jahre 
verändert, doch oftmals sind die Arbeitsplatzbeschreibungen 
beibehalten und die anspruchsvolleren Leistungen nicht ange-
messen honoriert worden. Deshalb kann ich nur empfehlen, die 
Arbeitsplatzbeschreibungen regelmäßig zu aktualisieren.

Um beim Thema Geld zu bleiben: Gut gemeint war sicher die 
Hessische Leistungsanreize-Verordnung, die es den Behörden 
ermöglicht, einzelne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie 
Mitarbeiterteams für überdurchschnittliche Leistungen zu 
belohnen. Neben einer Dienstbefreiung können auch Geldzu-
wendungen zugesprochen werden. Da diese Möglichkeit jedoch 
begrenzt ist, kommen leider nur sehr wenige Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter in den Genuss dieser wertschätzenden Maß-
nahme. Ich bin der Überzeugung, dass zu jedem Termin noch 
mehr gute und fleißige Beschäftigte bedacht werden könnten, 

leider sind aber die Mittel endlich. Die Auserwählten freut es, 
die Nichtbedachten dürften indes enttäuscht sein. 

5 Beurteilungen

Eingruppierungen und Beförderungen haben etwas mit dem Leis-
tungsprinzip zu tun und fußen oft auf einem Arbeitszeugnis oder 
einer Beurteilung. Aber genau diese werden von Menschen über 
Menschen erstellt und wer fühlt sich schon immer gerecht beurteilt? 
Wer reflektiert seine eigene Leistung richtig? Waren Vorgesetzte bei 
der Erstellung objektiv oder haben sie sich beeinflussen lassen? Oder 
wurden gar Beurteilungsfehler begangen? Leider sind mir in meiner 
langjährigen Tätigkeit als Personalratsvorsitzender alle dieser Varian-
ten begegnet. Einige konnten durch eine offene und faire Ausspra-
che gelöst, andere mussten hingegen verwaltungsgerichtlich geklärt 
werden. Damit verbunden ist auch die Problematik, gerechte und 
nachvollziehbare Beurteilungsrichtlinien zu erstellen. Dies war der 
Grund, warum es in Hessen zu keinen landeseinheitlichen Normen 
gekommen ist, die sowohl vom Hauptpersonalrat der Polizei als auch 
vom Landespolizeipräsidium getragen werden konnten. Zu verschie-
den waren die Vorstellungen. Hauptgründe waren die unterschied-
lichen Strukturen und Größen der Behörden, die Bildung von Ver-
gleichsgruppen, prozentuale Festlegungen in den Notenstufen und 
der Beurteilungszeitraum. Eine Anmerkung sei mir dazu erlaubt: 
Niemand hat es verdient schlecht beurteilt zu werden, nur weil es 
mathematisch vorgegeben ist oder das System zu einem Ergebnis 
kommt. Auch wenn es die letzte Beurteilung vor dem Ruhestand 
ist, keine Beförderung mehr im Raum steht und nicht mehr Geld 
verdient werden kann: Die Beurteilung muss das tatsächliche Leis-
tungsbild wiedergeben. Nur das ist gerecht und wertschätzend.

6  Flexibilisierte Arbeitszeit und mobiles 
Arbeiten

In den letzten Jahren haben sich viele Dinge positiv entwickelt. 
So gibt es in Hessen fast alle Schicht- und Wechselschichtdienst-
modelle und die sog. flexibilisierte Arbeitszeit im Tagesdienst. 
Natürlich müssen Mindestwachstärken gehalten und Servicezeiten 
berücksichtigt werden, bis heute ist es aber immer noch möglich, 
im Rahmen der Experimentierklausel über veränderte Arbeits- bzw. 
Schichtdienstzeiten abzustimmen und diese nach durchgeführter 
Probezeit einzuführen. Sicher ist unter den Bedingungen der Ver-
einbarkeit von Familie und Beruf nicht jeder Einzelfall optimal zu 
lösen, jedoch bestehen vielfältige Möglichkeiten, einen akzeptab-
len Kompromiss zu finden. Trotz aller Probleme hat die zurücklie-
gende Corona-Pandemie zudem eines gezeigt: Das mobile Arbeiten 
ist unter bestimmten Bedingungen auch im Polizeidienst möglich. 
Ein Meilenstein im Wandel der Polizei in den letzten Jahren. Des-
halb entstehen zurzeit auch Dienstvereinbarungen zwischen den 
Behörden und den örtlichen Personalräten zur Regelung dieser 
Arbeitsform, ohne damit bereits bestehende Regelungen auszuhe-
beln. Es gilt Möglichkeiten abzustimmen, an die vor der Pandemie 
nie zu denken war. Ein richtiger Weg zu einer modernen Polizei.

7 Ergebnisse der Expertenkommission

Nun ist es schon viele Monate her, dass sich eine Expertenkom-
mission mit der hessischen Polizei, ihrer Struktur, Problemen, 
Fehlern, deren Ursachen und daraus resultierenden Verände-
rungserfordernissen beschäftigt hat. Weit über hundert Themen 
wurden als Empfehlungen an die dafür eingerichtete Stabsstelle 
„Fehler- und Führungskultur“ weitergegeben. In vielen Projekten 
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nahmen sich zahlreiche Beschäftigte diesen Empfehlungen an 
und versuchten Lösungsansätze zu entwickeln. Dabei dürfte es 
jedem klar sein, dass positive Entwicklungen innerhalb der Poli-
zei nicht über Nacht erreicht werden können. Deshalb war und 
ist es nach wie vor schwierig, aus theoretischen Empfehlungen 
auch handhabbare Prozesse für den Dienstalltag abzuleiten. 

Bei der Einführung neuer Maßnahmen, Ideen und Verfahrens-
weisen sind wir mit dem Hauptpersonalrat in der Beteiligung. 
Um aber am Ende auch für die hessische Polizei, jedes Präsi-
dium und alle Beschäftigten ein befriedigendes Ergebnis zu 
erreichen, ist es noch ein langer Weg. Hier sollte der Grundsatz 
„Qualität vor Geschwindigkeit“ gelten. Zu einigen Maßnahmen 
sind bereits Pilotdienststellen (z.B. Führungskräfteauswahl) 
bestimmt worden und man versucht die Theorie sinnvoll in den 
Dienst zu integrieren. Viele Denkansätze sind sehr gut, müssen 
sich jedoch in der Praxis noch bewähren. Deshalb stehen die 
örtlichen Personalräte und der Hauptpersonalrat auch im stän-
digen Austausch und evaluieren gemeinsam mit den Behörden. 

Die Übertragung der Prozesse aus der Stabsstelle „Fehler- und 
Führungskultur“ in die Polizeipräsidien und damit die Allge-
meine Aufbauorganisation (AAO) bindet naturgemäß Ressour-
cen. Das eh schon knapp bemessene Personal muss sich bspw. 
um die Umsetzung und vor allem die spätere Fortführung der 
Projekte sowie grundlegende Fragen der Aus- und Fortbildung 
kümmern. Die zwingende Folge von fehlendem Personal bei 
zunehmenden Aufgaben ist die Festlegung von Prioritäten. 
Dass die sich fortentwickelnde Kriminalität im Vordergrund der 
polizeilichen Arbeit stehen muss, ist unbestritten. Denn die 
Gefahrenabwehr und die Kriminalitätsbekämpfung gehören zu 

den Kernaufgaben der Polizei, die nicht vernachlässigt werden 
dürfen. Gute Ansätze dürfen zudem nicht verpuffen, nur weil 
sie im Einzelfall halbherzig gelebt oder sogar abgelehnt werden. 
Dies gilt z.B. für das viel zitierte Leitbild. Also muss die Fehler- 
und Führungskultur in allen Ebenen auch gelebt werden. Doch 
getreu dem Motto „Packen wir es gemeinsam an“ bin ich sicher, 
dass mit der notwendigen Gründlichkeit und ausreichendem 
Personal die Polizei modernisiert werden kann.

8 Zum Abschluss

Leider zeigen die aktuellen Zahlen, dass sich viele Kolleginnen und 
Kollegen nach der Einstellung in die Polizei umorientieren. Teilweise 
wird das gebotene Leistungsniveau nicht erreicht, teilweise werden 
die bestehenden Rahmenbedingungen jedoch auch nicht akzeptiert. 
Dies muss uns nachdenklich machen. Ich würde mich freuen, wenn 
ich demnächst unserem Nachwuchs wieder aus ganzem Herzen von 
einem tollen Polizeiberuf mit überzeugenden Rahmenbedingungen 
erzählen kann, mit dem man sich in jeder Form identifizieren kann. 
Diese positive Berichterstattung muss wieder unser aller Ziel sein. 
Dann sehe ich auch dem nächsten Rückblick unter dem Motto „Die 
Polizei im Wandel der Zeit“ gelassen entgegen.

Anmerkungen

*  Der Autor ist Erster Polizeihauptkommissar und Vorsitzender des Hauptpersonalrates 
der hessischen Polizei.
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Nebengesetzen; Kommentar. 
70. Auflage 2023

Der Kommentar zum Strafge-
setzbuch mit Nebengesetzen von 
Dr. Thomas Fischer dürfte jedem 
Juristen und jedem Polizeibeam-
ten ein Begriff sein. Der von Otto 
Schwarz begründete und Eduard 

Dreher sowie Herbert Tröndle fortgeführte Handkommentar 
gehört zu den unverzichtbaren Standardwerken in Praxis 
und Studium. Die jährliche Neuauflage sorgt für eine beson-
dere Aktualität. 
Thomas Fischer, der das Werk nun bereits seit der 50. Auf-
lage herausgibt, ist Rechtsanwalt, Vorsitzender Richter am 
Bundesgerichtshof a.D. und Honorarprofessor an der Univer-
sität Würzburg.
Inhaltlich überzeugt der praxisgerechte und zugleich wis-
senschaftlich fundierte Kommentar auf ganzer Linie. Durch 
seine ausgezeichnete Strukturierung schafft er in kurzer 
Zeit einen umfassenden Überblick über Rechtsprechung 
und Lehrmeinungen, verliert sich aber nicht in verzicht-
baren Einzelfragen. Den Kommentierungen sind der Norm-
text, eine Übersicht sowie Hinweise auf das einschlägige 
Schrifttum vorangestellt, so dass sich der Leser schnell und 
unkompliziert zurechtfinden kann und eine vertiefende 
Auseinandersetzung mit der Thematik ermöglicht wird. Als 

ausgesprochen positiv herauszustellen ist die Ausgewogen-
heit und Objektivität der Kommentierung. Der Autor legt den 
Schwerpunkt erkennbar auf die Rechtsprechung, vernach-
lässigt jedoch keineswegs relevante Literaturmeinungen. 
Die 70. Auflage erscheint mit dem Gesetzesstand vom 1. 
November 2022. Berücksichtigt wurde insbesondere noch 
die im Oktober beschlossene Änderung des § 130 StGB 
(Volksverhetzung). 
Der ausgewiesene Schwerpunkt der Neuauflage liegt erneut 
auf der Implementierung der aktuellen Rechtsprechung und 
Literatur. Daneben hat die Überarbeitung des Kommentar-
textes auch dem Ziel gedient, das Gesamtvolumen des Wer-
kes etwas zu reduzieren.
Aufgrund seiner Informationsfülle, Zuverlässigkeit und 
Aktualität ist der Kommentar für alle am Strafverfahren 
Beteiligten eine wichtige Grundlage und ohne Einschrän-
kungen zu empfehlen.
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Polizeiausrüstung  
im Spiegelbild 
gesellschaftlicher 
Entwicklungen

Von KHK Ralf Schmidt, Wiesbaden*

Die Polizei als eine der wichtigsten Säulen unserer demokrati-
schen Gesellschaft übernimmt Aufgaben der Prävention, der 
Gefahrenabwehr und ist für die repressive Aufklärung und Ver-
folgung von Normenverletzungen zuständig. Der ständige Wandel 
einer modernen Zivilgesellschaft und neue Erscheinungsformen 
der Kriminalität stellen die Polizei ständig vor neue Herausfor-
derungen. Jede Zeitepoche und Gesellschaftsform in Deutschland 
hatten „ihre Polizei“. Ein sichtbares Merkmal dieser Verände-
rungsprozesse war und ist das Erscheinungsbild, die persönliche 
Ausstattung und Bewaffnung der Einsatzkräfte. Diese Entwick-
lungen stellen einen wesentlichen Teil Polizeigeschichte selbst 
dar. Auf der einen Seite der vielzitierte „Freund und Helfer“, auf 
der anderen Seite der in der Verfassung verankerte Träger des 
staatlichen Gewaltmonopols, bewegt sich die Polizei heute mehr 
denn je in diesem kritisch beobachteten Spannungsfeld. Um zu 
verstehen wie diese gegensätzlichen Situationen in einer plura-
listischen Gesellschaft funktionieren, müssen bei Veränderungen 
innerhalb der Polizei immer auch die gesellschaftlichen Entwick-
lungen mitgedacht werden.

1 Die Kaiserzeit 1871 bis 1918

Ansätze einer „vormodernen Polizei“ gab es in Deutschland ab 
dem Jahr 1800 in Form von militärisch ausgerichteten Gendar-
marien (franz. Gens d`armes – Waffenleute, Männer, die beruf-
lich Waffen trugen). 1871 glichen Kaisers Gendarmen nicht nur 
äußerlich Kaisers Soldaten. Vor 1918 konnte kein Deutscher Poli-
zist werden, der nicht bei der Armee gedient hatte. Das Selbst-
verständnis der Polizei war auf ein Obrigkeitsdenken ausgerichtet 
und die Bürger wurden als Untertanen betrachtet. So saßen in 
Theatervorstellungen Schutzleute, um zu überwachen, ob in den 
aufgeführten Stücken nicht abfällig über Gott oder gar den Kai-
ser gesprochen wurde. Der Beginn des Jahrhunderts war zudem 
geprägt von Massendemonstrationen, Streiks und politischen 
„Klassenkämpfen“. Im April 1906 kam es in Breslau im Rahmen 
eines Streiks zu Polizeieinsätzen gegen Arbeiter. „Vor mit gezoge-
nem Säbel heranstürmenden Schutzleuten floh der Arbeiter Franz 
Bienwald […] ein Polizist folgte ihm und hieb ihm mit einem Säbel 
eine Hand ab“ (Vossische-Zeitung, „Rache für Bienwald“). Neben 
der Pickelhaube als Kopfbedeckung, wurde dieser Vorfall in ganz 
Deutschland zum Sinnbild für das preußische Polizeiregime. Auf 
Streifengängen standen den Polizisten, abgesehen von Triller-
pfeifen (Notsignal: „Kurz, kurz, lang“ – Antwortsignal: „dreimal 
kurz“), keine Telekommunikationsmittel zur Verfügung, um Ver-
stärkung anzufordern. Der Fluchtgefahr wurde dadurch begeg-
net, dass nicht nur eine Fessel oder Knebelkette angelegt wurde, 
sondern auch die Schnürsenkel der Schuhe und die Hosengürtel 

weggenommen wurden. Zur Not wurden auch Stricke als „Fessel-
werkzeug“ benutzt. Die Art der Bewaffnung, vornehmlich Vorder-
lader, Knüppel und Säbel, hatte dazu geführt, dass viele Polizis-
ten ihr Leben lassen mussten. Ein Angreifer hatte Zeit, mit eige-
nen Waffen oder bloßen Händen anzugreifen. Den Gendarmen 
stand ein Revolver zur Verfügung. Dieser Armeerevolver Modell 
1883 – umgangssprachlich „Reichsrevolver“ – genannt, wurde ab 
1908 durch Pistolen ersetzt. Die erste technische Sensation die-
ser Zeit war allerdings keine waffentechnische Errungenschaft. 
Straßenbeleuchtungen aus Öllampen, die täglich befüllt werden 
mussten, waren zu Beginn des 19. Jahrhundert eine Sensation 
und erleichterten der Polizei die Arbeit gegen das „lichtscheue 
Gesindel“. 

2 Polizei in der Weimarer Republik

Mit der Weimarer Republik sollte der erste demokratische Staat 
auf deutschem Boden entstehen. Die alten kaiserlichen Poli-
zeistrukturen waren nach dem Horror des Ersten Weltkriegs 
zusammengebrochen. Viele Polizisten lehnten jedoch die neue 
Staatsform konsequent ab und rechtsextreme Tendenzen in der 
Polizei trugen zum Scheitern der Republik bei. Den innenpo-
litischen Konflikten nach dem Krieg folgte eine konsequente 
„Modernisierung“ als militärische Eingreiftruppe: Die Polizei der 
Weimarer Republik wurde für den bürgerkriegerischen Einsatz 
im Landesinnern mit Maschinengewehren, Handgranaten, Pan-
zerfahrzeugen und Artillerie aus Armeebeständen ausgestat-
tet. Weiterhin geprägt durch obrigkeitsstaatliche Strukturen, 
setzte die Polizei unter anderem bei den Berliner Maiunruhen 
1929 Gewehre und Pistolen gegen demonstrierende Arbeiter ein 
– 33 Menschen wurden getötet, Unzählige verletzt und mehr 
als 1.200 Personen verhaftet. Sinnbildlich für die Ära, als Teil 
der Uniform, war der „Tschako“ als Kopfbedeckung. Während 
der Nazizeit wurde der ursprüngliche Polizeistern dann durch 
einen Hoheitsadler mit Hakenkreuz ersetzt. 

3 Der Streifenwagen

Die Einführung von Funkstreifenwagen – eine „amerikani-
sche Erfindung“ – zunächst Schnellpatrouillenwagen genannt, 
ermöglichte ab 1920 die Schaffung von Großrevieren, die nun 
nicht mehr nach dem „Prinzip der Fußstreife“ angelegt werden 
mussten. Die sog. „Radiostreifenwagen“ folgten dann gegen 
Ende der 1940er-Jahre. Bereitschaftspolizei und „Überfallkom-
mandos“ nutzten offene Mannschaftswagen vom Typ Opel Blitz, 
um die Kräfte zum Einsatzort zu transportieren.
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4 Die Nazizeit 1933 bis 1945 

Die dunkelste und unrühmlichste Zeit deutscher Polizeigeschichte 
begann spätestens im Jahr 1933. Mit ihrer Machtübernahme legten 
die Nazis großen Wert darauf, so schnell als möglich die gesamte 
Polizei unter ihre Kontrolle zu bekommen. Dabei gab es kaum Wider-
stand aus den Reihen der Polizei. Zu dieser Zeit entstand auch die 
berüchtigte Geheime Staatspolizei (Gestapo). Die Rechtsstaatlich-
keit in Deutschland wurde nach und nach abgeschafft. Im Juli 1932 
kam es zum „Altonaer Blutsonntag“, dabei kamen 16 unbewaffnete 
Anwohner des Arbeiterviertels durch Schüsse aus Polizeikarabinern 
ums Leben. 1935 wurde die Polizei geschlossen in die „Wehrmacht“ 
eingegliedert. In der Folgezeit machten sich Polizisten bei Depor-
tationen und bei der Unterstützung von Wehrmacht und SS zahl-
reicher Kriegsverbrechen schuldig. Doch es gab Ausnahmen dieses 
unterwürfigen „Kadavergehorsams“: So bewahrte der Frankfurter 
Schutzpolizist Otto Kaspar jüdische Familien vor der Deportation, 
indem er unter hoher Eigengefahr Meldekarteien veränderte. Da die 
gesamte Wirtschaft auf „Kriegsindustrie“ umgestellt war, fanden die 
serienstarken Standardpistolen (sog. „Ordonnanzwaffen“ – offiziell 
eingeführt und persönlich zugeteilt) der Wehrmacht auch als Dienst-
pistolen der Polizei Verwendung. Vornehmlich handelte es sich um 
Fabrikate der Firmen Mauser, Walther und Sauer & Sohn. Weltweite 
Bekanntheit erlangten die Waffen der Fa. Walther, wie die Polizeiwaf-
fen Walther PP (für „Polizeipistole“) und Walther PPK („Polizeipistole 
Kriminal“) im Kaliber 7,65 mm. Beide Waffen wurden noch bis in die 
1970er-Jahre in modifizierter Form bei der Polizei genutzt. Auch die 
schon im Ersten Weltkrieg verwendete „Mauser C96“ und die „Pis-
tole 08“ (Kal. 7,65 oder 9 mm), auch als „Luger“ oder „Parabellum-
pistole“ bezeichnet, prägten das polizeiliche Erscheinungsbild. Ab 
1935 kam massenhaft die „P38“ der Firma Walther aus Zella-Mehlis 
bei Militär und Polizei zum Einsatz. Die Pistole war als Ersatzwaffe 
für die technisch anspruchsvolle „08“ vorgesehen. Auch nach 1945 
gehörte die Waffe noch zur Ausrüstung vieler Länderpolizeien.

5 Alte Kameraden 1945 bis 1950

Mit der Befreiung im Mai 1945 durch die Alliierten endete die 
Terrorherrschaft der Nazis. Die deutsche Polizei war während die-
ser Zeit auf das Engste mit dem Nationalsozialismus verknüpft. 
Sichtbarster Ausdruck dabei war die Personalie Heinrich Himm-
ler: Der führende Nazi war gleichzeitig „Reichsführer-SS“, „Chef 
der deutschen Polizei“ und Reichsinnenminister. Bis auf wenige 
Ausnahmen wurden alle Beamten, die vor dem 8. Mai 1945 bei 
der Polizei waren, zunächst entlassen und durch Neulinge ohne 
polizeilichen Hintergrund und Erfahrung ersetzt. Je nach Stand-
punkt und eigener Polizeitradition, wählten die Alliierten in den 
Besatzungszonen unterschiedlichste Wege. Die sog. „Entnazifizie-
rung“ fand dann aber nicht in der beabsichtigten rigorosen Form 
statt. Schnell nach Kriegsende zeichnete sich der Kalte Krieg 
ab. Die Mitgliedschaft in einer der Naziorganisationen war jetzt 
grundsätzlich kein Hindernis mehr in den Staatsdienst zurück-
zukehren. Unzählige Beamte, die bereits während der NS-Zeit im 
Polizeidienst waren, kehrten in den Dienst zurück. Vieles wurde 
verschwiegen, vertuscht und verharmlost.

6 Vier Besatzungszonen

Vielerorts waren die Polizisten in einer Art „Räuberzivil“ lediglich 
mit einem Knüppel und einer Armbinde oder Plakette etwa als 
„German Police“ erkennbar. Nachdem die Besatzungsmächte 1945 
die Entwaffnung der gesamten Polizei angeordnet hatten, stellte 
sich schnell heraus, dass eine unbewaffnete Polizei im Chaos der 

Nachkriegszeit nicht in der Lage war, die Sicherheit der Bürger zu 
gewährleisten. Der Alliierte Kontrollrat ordnete so die Wiederbe-
waffnung der Polizei an. Die Waffenvielfalt und das unterschiedli-
che Aussehen der Polizisten ergab sich auch aus den gravierenden 
politischen Unterschieden zwischen der Sowjetunion auf der einen 
und den drei Westalliierten Frankreich, Großbritannien und USA 
auf der anderen Seite. Eine der ersten Waffen, die offiziell an die 
deutsche Polizei ausgegeben wurde, war der italienische Karabiner 
Carcano Modell 1891/41 mit einem sechs Patronen Magazin. Dane-
ben standen den neuen Polizisten pro Revier häufig nur eine Pis-
tole zur Verfügung. Dort wurden etwa die spanische „Star“ Modell 
B, der „Colt“ Modell 1911/1911 A1, die „Astra“ Mod. 3000 oder 
die „FN“ Mod. 1910/22 streng unter Verschluss gehalten. Auch 
Revolver der Marke „Smith u. Wesson“ Mod. Victory und Karabi-
ner Modell .30 M1, mit 15 Patronen Magazin, wurden genutzt. 
Zunächst durften die deutschen Ordnungshüter nicht alleine auf 
Streife gehen, sie wurden von Soldaten oder Militärpolizei beglei-
tet. Die Waffen wurden lediglich nachts ausgegeben. 

7  Deutsche Demokratische Republik (DDR) 
1948 bis 1990

In der „SBZ“, der sowjetisch besetzten Zone, entstanden lokale 
sowie regionale Polizeieinheiten, die als Volkspolizei bezeich-
net wurden. Auch die Volkspolizei hatte durch den personellen 
Umbruch nach 1945 deutlich an Professionalität eingebüßt. Sie 
fungierte als tragender Teil des sozialistischen Herrschaftssystems 
und schützte die SED-Diktatur. Auch hier prägten Waffen das 
äußere Erscheinungsbild der Polizei. Das Gewehr „Tokarew SWT 40“ 
und die sowjetische Maschinenpistole „MP41“ mit Trommelmaga-
zin („PPSch-41“) fand in ihren Einheiten bis 1959 Verwendung. Ab 
1960 folgte die Ablösung durch die „Maschinenpistole“ (Sturmge-
wehr war in der DDR nicht gebräuchlich) Kalaschnikow AK-47. Die 
markante Waffe im Kaliber 7,62 mm x 39 und ihre Nachfolgemo-
delle gehörten danach zur Standardausrüstung der „bewaffneten 
Organe“ der DDR. Als Kurzwaffe wurden vornehmlich die Modellva-
rianten der „Makarov“- Selbstladepistole geführt. 

8 Die 1950er-Jahre

Die Vorstellungen der Westalliierten über den Aufbau einer zivilen 
Polizei wandelten sich spätestens mit Ausbruch des Koreakriegs 
1950. Der Kalte Krieg war nun in vollem Gange und die Aufstellung 
von „KVP“-Verbänden (Kasernierte Volkspolizei) in der DDR führten 
dazu, dass 1951 in Westdeutschland sich erste Einheiten des Bundes-
grenzschutzes (BGS) formierten. Der BGS sollte bei inneren Unruhen 
und im Kriegsfall eingesetzt werden und hatte somit Kombattanten-
Status. Die Einheiten erhielten eine militärische Ausbildung und 
Ausrüstung, bestehend aus gepanzerten Fahrzeugen, Maschinen-
gewehren, Handgranaten, Tarnanzügen und dem Stahlhelm des 2. 
Weltkrieges. Dazu passte, dass das Führungspersonal schon bei der 
ehemaligen Wehrmacht gedient hatte – damals ein typischer Kar-
riereverlauf. 1956, im Rahmen der Internationalen Polizeiausstel-
lung in Essen, wurden dann die ersten modernen Wasserwerfer von 
Mercedes-Benz präsentiert. Die Schutzpolizei war mit Schaftstiefeln, 
kombiniert mit Reiterhosen und mit Einsatzfahrzeugen der Marke 
Opel Kapitän auf Streife. Kradfahrer trugen riesige grüne Gummi-
mäntel, die mit dem „Leibriemen“ zusammengehalten wurden und 
offene weiße Helme mit einer markanten Schutzbrille. 1959 erfolgte 
in den Bereitschaftspolizeien die Umstellung vom Karabiner „98k“ 
auf das „FN“ Gewehr 1 (G1) vom belgischen Hersteller „Fabrique 
Nationale“. Das neue, „moderne“ Polizeigewehr hatte eine Magazin-
kapazität von 20 Patronen im Kaliber 7,62 mm x 51. 
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9 Röhrenhosen und Lederjacken

Nach einer Phase der demokratischen Neuausrichtung der Poli-
zei in Deutschland, waren die sog. „Halbstarken-Krawalle“ zwi-
schen 1956 und 1959 ein erster „Vorgeschmack“ auf das, was 
folgen sollte. 1958 randalierten jugendliche „Radauknilche in 
ledernen Jacken und Röhrenhosen“ (Der Spiegel 45/1958, „Saat 
der Gewalt“) bei einem Rock`n´Roll Konzert von Bill Haley in 
Berlin. 1962, bei den „Schwabinger Krawallen“, griff die Polizei 
unverhältnismäßig hart ein, viele verletzte Jugendliche waren 
die Folge. Kein Wunder: Die sog. „Unterkünfte“ der Bereit-
schaftspolizei waren immer noch eine Art Erziehungsanstalt. 
Strafexerzieren, ein ordensähnlicher Kodex, Ordnung, Sauber-
keit und Kameradschaft galten als „Leit-Tugenden“ und stamm-
ten eindeutig noch aus der Nazizeit. Kasernenhofton, Drill und 
Gehorsam waren allgegenwärtig. Die Polizeianwärter muss-
ten sich vielerorts mindestens sieben Jahre verpflichten und 
durften vor Vollendung des 27. Lebensjahres nicht heiraten. 
Baden-Württemberg schaffte erst 1967 die „Prüfung von Polizei-
Bräuten“(!) ab. In den Jahren zwischen 1967 und 1972 sorgte 
der gesellschaftliche Druck zu tiefgreifenden Reformen. Moder-
nere Einsatzkonzepte und neue rechtliche Regelungen folgten. 
Moderner ging es in Frankfurt am Main und anderen Großstäd-
ten zu. Hier kamen die neuen Opel-Limousinen wie das Modell 
„Kapitän“ mit Panoramascheiben und Heckflossen zum Einsatz.

10 Die RAF und der Terror

Als der Demonstrant Benno Ohnesorg am 2. Juni 1967 von dem 
Zivilpolizisten Karl-Heinz Kurras erschossen wurde, leitete das eine 
neue Ära der Auseinandersetzungen zwischen Polizei und bewaffne-
ten linken Gruppierungen ein. Das unverhältnismäßige Verhalten 
der Westberliner Polizei bei der sog. „Schah-Demonstration“ zeigte 
auch auf, wie es um das Selbstverständnis der deutschen Polizei 
bestellt war. Ein Auszug aus dem Gesetz über die Ausübung unmit-
telbaren Zwangs (UZwG) zeigt exemplarisch in welcher Gedanken-
welt die Polizei damals verfangen war: „Einsatz von Handgranaten 
gegen Störer […] Handgranaten dürfen nur gegen solche Personen 
eingesetzt werden, die selbst von Schusswaffen oder Explosivmitteln 
Gebrauch gemacht haben“. Vereinzelt (zum Beispiel in Bayern) gel-
ten ähnlich lautende Reglungen noch heute, da hier und dort noch 
entsprechende Waffen eingelagert werden. In den Waffenkammern 
dieser Epoche fanden sich die „Astra 600“, eine Selbstladepistole im 
Kaliber 9 mm Parabellum und „FN- Browning“ Pistolen im Kaliber 
7,65 und 9 mm von der belgischen Waffenproduktionsfirma Fabrique 
Nationale Herstal (FN). Diese Waffen wurden durch die schon im 
zweiten Weltkrieg verwendeten Pistolen „Walther PP“ und „PPK“ 
(7,65 mm) sukzessive ersetzt. Das dazu passende Holster nannte 
man „Witwenmacher“, es war eher ein Verwahrbehältnis mit „Schul-
ranzenverschluss“, als ein an polizeilichen Bedarfen orientiertes 
Schnellziehholster. Motorradpolizisten trugen jetzt weiße Mäntel 
und wurden im Volksmund „weiße Mäuse“ genannt. Vielfach kamen 
VW-Käfer, Modelle von Opel und bei der Autobahnpolizei auch der 
Porsche 956 zum Einsatz.

11 Lange Haare und Reformen 

Das „Saarbrücker Gutachten“ von 1972 enthielt die Beschreibung 
des Polizeibeamten als eine Art „Sozialingenieur“ und entsprach so 
dem Zeitgeist der Epoche von „Flower-Power“. Die Polizei sollte nun 
endlich der „zivilen Welt“ zugeordnet werden. Doch auch die Poli-
zisten selbst meldeten sich zu Wort. Die Medien meldeten „Unglaub-
liches“ – 1971 kamen in Düsseldorf, 8000 Beamte zu einer von der 

GdP organisierten Demo. Mit Transparenten wie „Stiefkinder des 
Staates“, schwarzen Fahnen und in voller Uniform, forderten sie 
gesellschaftliche und finanzielle Aufwertung. Dringend erforderli-
chen Reformen standen dann aber gesellschaftliche Entwicklungen, 
ein starker Beharrungswille innerhalb der Polizei und der aufkom-
mende Terrorismus entgegen. Schon im Sommer 1971 kam es zu 
mehreren spektakulären Banküberfällen mit Geiselnahmen, und 
im September 1972 endete die Geiselnahme der israelischen Mann-
schaft durch palästinensische Terroristen während der Olympischen 
Spiele in München in einem Blutbad. Der Bundesgrenzschutz als 
auch die Länderpolizeien stellten neue Einheiten auf: Die GSG 9 des 
Bundesgrenzschutzes und die Spezialeinsatzkommandos (SEK) der 
Länder. Ab 1976 führten die Polizeien (Ausnahme Berlin) die sog. 
„Chemische Keule“ – das Chemical Mace (Smith and Wesson Mk V.) 
ein. Wirkstoff war das umstrittene Chloracetophenon (CN). Taktisch, 
sollte das Gerät die „Lücke“ zwischen Schusswaffen- und Schlag-
stockeinsatz schließen. Ein Arbeitskreis der Innenministerkonferenz 
prüfte auch neue, „humane“ Polizeiwaffen auf ihre Verwendbar-
keit. Keines der „Geräte“ wurde für tauglich erachtet. 1974 entwi-
ckelten Experten ein sog. Pflichtenheft für eine neue Polizeipistole 
und forderten als Munition das Kaliber 9mm x 19. Die „kleineren“ 
Vorgängerpistolen hatte sich in vielen Fällen als nicht ausreichend 
„mannstoppend“ erwiesen. Die Pistole SIG-Sauer Modell „P6“ (Mod. 
225) mit einem 8 Patronen Magazin und 15 Patronen (Mod. 226 
für Spezialeinheiten) versprach Abhilfe. Auch die Waffenhersteller 
Walther sowie Heckler und Koch entwickelten neue Waffen. „H und 
K“ erfüllte mit der „PSP“, später „P 7“, mit innovativer Griffstück-
sicherung die neuen Forderungen. 1979 wurden die ersten Pistolen 
getauscht und 1998 war der vollständige Austausch der alten gegen 
die neuen Dienstpistolen vollzogen.

12 Mord an der Startbahn 

In den 1980er-Jahren kam es zu einem Bruch in der traditionel-
len Polizeikultur, der das Erscheinungsbild der Polizei nachhaltig 
prägte: Nach und nach wurden Frauen für den uniformierten Poli-
zeivollzugsdienst zugelassen. Zwar gab es bereits seit Beginn des 
20. Jahrhunderts Polizistinnen („Weibliche Kriminalpolizei“), aber 
zunächst waren ihnen Aufgaben der „Fürsorge“ vorbehalten. In 
den 1990er-Jahren erreichte dann der Frauenanteil in der uni-
formierten Polizei erstmals zweistellige Prozentzahlen. Allerdings 
begann ein „Polizistenleben“ immer noch wie beim Militär, mit 
dem Einrücken in eine Kaserne. Disziplin und freiwillige Unterord-
nung spielten nach wie vor eine große Rolle in der Polizeiausbil-
dung. Das autoritäre Auftreten der Polizei bei Großdemonstratio-
nen sorgte für ein gespanntes Verhältnis zum Bürger. Schlagstock, 
Helm und Schild waren ihr Sinnbild in dieser Zeit. Einsätze im 
Rahmen der Friedens- und Anti-AKW-Bewegung sowie die Ausei-
nandersetzungen um den Bau der „Startbahn West“ in Frankfurt 
prägten die Sozialisation einer ganzen Polizei Generation. 1987 
wurden die Polizisten Thorsten Schwalm und Klaus Eichhöfer bei 
einem Einsatz zum Schutz der Startbahn West in Frankfurt hin-
terhältig ermordet. Tatwaffe: Eine bei einem dilettantisch durch-
geführten Aufklärungsauftrag geraubte Sig Sauer Polizeipistole. 
Bei den Demonstrationen gegen das Kernkraftwerk Brokdorf tra-
fen im Einzelfall 100.000 (!) Demonstranten auf ca. 10.000 Poli-
zisten. Dabei kam es zu schwersten Auseinandersetzungen und 
zahlreichen Verletzten auf beiden Seiten. 1983 wurden die letzten 
Maschinenpistolen Walther Modell L und K gegen das Modell Heck-
ler und Koch MP5 ausgetauscht. Die „MP“, mit dem bis zu 30 Pat-
ronen fassenden Magazin, hatte sich schon im Objekt- und Strei-
fendienst der 1970er-Jahre bewährt. Das Konstruktionsprinzip, die 
Präzision, Zuverlässigkeit und Sicherheit der Waffe ist bis heute 
weltweit gefragt. In Hessen wurde die Waffe bedauerlicherweise 
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durch ein unhandliches Sturmgewehr ersetzt. Bekannt wurde die 
„MP5“ auch als Erkennungszeichen der Terrororganisation RAF. 
Das beruhte allerdings auf einer peinlichen Verwechslung. Das 
Logo soll aus dem näheren Umfeld der Terroristin Ulrike Meinhof 
stammen. Der „Designer“ verwechselte die bei „revolutionären 
Kämpfern“ verbreitete russische „AK-74“ mit der Polizei-MP – aus-
gerechnet mit der Waffe des „Klassenfeindes“. 

13 Streetfighter und Polizisten 

Zweifellos lässt sich für das 20. Jahrhundert in Deutschland 
eine langfristige Zivilisierung der „Institution Polizei“ feststel-
len. Dazu gehörte auch, dass verstärkt der „Kampfsport“ in die 
Polizeiausbildung integriert wurde. Neue Einsatzformen und 
der Verzicht auf die herkömmlichen Polizeiwaffen wie Pistole, 
Schlagstock, „Chemical Mace“ und Wasserwerfer waren dabei 
das Ziel. Selbst die Einführung fernöstlicher Waffen, wie dem 
„Tonfa“, ein Schlagstock mit rechtwinkligem Griff, waren kein 
Tabu mehr. Den Körper als Kampfmittel, wie in den fernöstli-
chen Kampfsportarten, einzusetzen, kultivierten „linke Street-
fighter“ ebenso wie junge Polizisten. Seit Erich Rahn 1910 die 
ersten Berliner Kriminalbeamten in „Jiu-Jitsu“ schulte, hatte 
Kampfsport immer einen gewissen Stellenwert in der Polizei-
ausbildung. 1939 wurde das „Jiu-Jitsu“ als „geheime Reichssa-
che“ eingestuft und blieb hauptsächlich den Militärs vorbehal-
ten. Nach dem Ende des 2. Weltkriegs wurde der Sport erst per 
Gesetz 1948 wieder allgemein zugänglich gemacht. Im Kont-
rast zu den säbelschwingenden Schutzmännern aus Kaisers Zei-
ten oder den schießwütigen Polizisten des „Berliner Blutmai“ 
1929, scheint der direkte Körpereinsatz zunächst einmal weni-
ger gefährlich, kontrollierter und weniger blutig. Körperliches 
Einsatztraining wird so dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 
der Mittel im besonderen Maße gerecht und beeinflusst so das 
Auftreten der Polizei in der Öffentlichkeit. Trotz Allem bleibt 
es Gewaltanwendung und die sieht für Außenstehende nicht 
immer „ästhetisch“ aus. Entscheidend ist aber die Rechtmäßig-
keit und nicht die Ästhetik polizeilicher Einsätze.

14 Das neue Jahrtausend

Im Rahmen der allgemeinen Neuausstattung der Länderpolizeien 
mit Dienstpistolen fand ein „Generationswechsel“ statt. Ab dem 

Jahr 2010 wurde die 
in Hessen geführte 
Pistole SIG-Sauer 
„P6“ ausgetauscht 
und durch die „P30“ 
von Heckler und 
Koch ersetzt. Als her-
ausragendes Merk-
mal besitzt die neue 
Waffe ein teilvorge-
spanntes Abzugs-
system, „Combat 
Defense Action“ 
(CDA) genannt. Der 
Kraftaufwand beim 
Betätigen des Abzu-
ges ist stets konstant 
und ein „Entspan-
nen“ der Waffe ent-
fällt. Hinzu kamen 
zwei je 15 Patronen 

fassende Magazine. Vorher wurde schon die Munition „moder-
nisiert“ und neue Deformationsgeschosse beschafft. Die neuen 
Patronen waren speziell auf eine möglichst geringe Umgebungs-
gefährdung ausgelegt. Im Vorfeld belegten zahlreiche Ereignisse, 
dass die als Kriegsmunition hergestellten Vollmantelgeschosse eine 
zu hohe Restenergie aufwiesen und so unbeteiligte Dritte erheb-
lich gefährden konnten. Ab dem Jahr 2000 vollzog sich sukzessive 
die Neuausstattung mit dem Einsatzmittel Pfefferspray, das CN-
Reizstoffsprühgeräte wurde ausgesondert. Teleskopschlagstöcke 
ergänzten den bei Bereitschaftspolizeien verwendeten Mehrzweck-
einsatzstock. Die Bodycam, die offen erkennbar getragene Video-
kamera, findet seit 2013 mehr und mehr Einzug in den Polizei-
alltag und dient der Abschreckung sowie der Dokumentation. Im 
Jahr 2018 hatten 13 der 16 Landespolizeien eine Empfehlung der 
Innenministerkonferenz aus dem Jahr 2001 umgesetzt und den 
„Taser“ (heute Distanzelektroimpulsgerät – kurz DEIG) beschafft. 
Nach den Spezialeinheiten stehen die Geräte mittlerweile auch 
dem Einzeldienst zur Verfügung. 

15 Terror in Europa

Spätestens der Terroranschlag im November 2015 in Paris mit 130 
Toten und 683 Verletzten führte zu einem Umdenken in Taktik, 
Bewaffnung und ballistischem Schutz der Polizei und änderte erneut 
das Erscheinungsbild. Als Antwort auf die anhaltende, nicht nur 
islamistische Terrorgefahr und das Agieren von militärisch organi-
sierter Kleingruppen, wurden neben einem ballistischen Schutz-
helm, Erste Hilfe Sets und „Plattenträgern“, neue Waffen einge-
führt. In Hessen soll das „G38“ aus der Waffenfamilie „HK 416“ 
von Heckler und Koch, als Mitteldistanzwaffe (MDW) im Kaliber 5,56 
mm x 45 Nato, die „MP5“ ersetzen. Einhergehend mit dem Kon-
zept des Notinterventionsteams (NIT) und des größeren Leistungs-
spektrums der Waffe, soll so eine Antwort auf die Bedrohungslagen 
gewährleistet sein. Vereinzelt setzen die Länderpolizeien weiter auf 
die bewährte „MP5“ und Baden-Württemberg hat im Alleingang die 
„MP7“ im Kaliber 4,6 mm x 30 angeschafft. Hierbei wird die annä-
hernde Durchschlagskraft eines Sturmgewehres mit der Kompaktheit 
einer MP kombiniert – ein interessanter Ansatz. 

16 Zum Abschluss

In einer demokratischen Gesellschaft sind die Medien als 
Kontrollinstanz fest verankert und nötig. Häufig wird jedoch 

Eine moderne und an die Herausforderungen 
angepasste Ausrüstung der Polizei.

Präventiv-Effekt des „Tasers“: Oftmals reicht die Androhung.



˘˘˘ Polizeiausrüstung im Spiegelbild gesellschaftlicher Entwicklungen
TECH

N
IK

35Die Kriminalpolizei Nr. 2 | 2023

versucht, Polizeieinsätze zu skandalisieren. Trotz vieler unfai-
rer Versuche die Polizei als Gesamtes zu diskreditieren, fin-
det sie sich im jährlichen Ranking „der vertrauenswürdigsten 
Institutionen in Deutschland“ seit Jahrzehnten im vordersten 
Bereich wieder. Das ist Ansporn und Verpflichtung zugleich. 
Polizisten agieren heute sensibel auf Veränderungen in der 
Gesellschaft und müssen sich ständig den neuen Anforderun-
gen an ihren Beruf anpassen. Dazu gehören eine moderne und 
lageangepasste Ausrüstung, Bewaffnung, Training und vor 
allem praxiserfahrene Ausbilder. Immer mehr Hersteller drän-
gen mit neuen Waffen und Ausrüstungsgegenständen auf den 
Markt. Dabei ist eine Tendenz zur Militarisierung der Polizei 
nicht zu übersehen. Hier muss mit Bedacht agiert und sensi-
bel abgewogen werden, wie die Polizei von der Bevölkerung in 
Zukunft wahrgenommen werden soll. Es besteht die Gefahr, 
wie am Beispiel USA zu beobachten, dass sich ohne Not eine 
Art „Trutzburg Mentalität“ entwickelt: Hier wir… und dort 
alle anderen! Für den polizeilichen Alltag gefällt dem Autor 
das Bild vom „bewaffneten Sozialarbeiter“ dann doch viel 
besser. Es genügt, wenn Einsatzkräfte – gut trainiert mental 

bereit – die Ausrüstung etwa für Terrorlagen, griffbereit im 
Fahrzeug mitführen. Und: Unser aller Wunsch sollte es sein, 
dass Polizeiwaffen nur im Training zum Einsatz kommen. 
Wahrscheinlich ist das ein „frommer Wunsch“, aber die Hoff-
nung stirbt zuletzt.

Bildrechte: Autor.
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Schmidt, 2022, „Polizistenmord“, K-ISOM online.
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REZENSION
Bürger, Die Rolle der Polizei 
bei Versammlungen. 1. Auflage 
2022

Bernd Bürger ist ein erfahrener 
Polizeipraktiker, der in unter-
schiedlichsten Funktionsebe-
nen über lange Jahre innerhalb 
von unzähligen Versammlungs- 
und Veranstaltungslagen einge-

setzt war. Diese Lagen umfassten sämtliche Dimensionen 
und Intensitäten, die im bundesdeutschen Geschehen bis-
lang vorgekommen sind. Innerhalb solcher Einsätze wirken 
vielfältige Prozesse auf alle beteiligten Menschen ein und 
bestimmen einen unbestimmbaren Verlauf. Diese Prozesse 
haben ihren jeweiligen Ursprung in unterschiedlichsten Ein-
zelwissenschaften, die jedoch alle miteinander verschmel-
zen und nicht vorhersehbare Quer- und Fernwirkungen auf-
weisen. Wenn in großen Teilen der Polizei über lange Jahre 
die große Komplexität von Lagen einzig und allein inner-
halb der klassischen Sonderlagen gesehen wurde, hilft Bür-
ger diesem Gedanken mit seinem Werk ab. Mit dem Her-
ausgeberband versucht er, theoretische Grundlagen mit 
polizeilicher Einsatzpraxis zu verknüpfen – und der Versuch 
gelingt auf anerkennenswerte Weise. Hierfür greift Bürger 
als Autor nicht nur auf seine eigene beeindruckende Exper-
tise zurück, sondern er hat als Herausgeber eine große 
Expertenschar gewinnen können, die sich mit ihm gemein-
sam dieser Aufgabe gestellt haben. In vier sinnvoll aufge-
teilten Abschnitten werden theoretische Grundlagen erör-
tert, Ethik und Recht beleuchtet, best practice Beispiele 
vorgestellt und schließlich das Thema Kommunikation ver-
tiefend dargestellt. Das inhaltliche Spektrum ist so breit 
gefächert, dass es hier nur bei der beispielhaften Nennung 
weniger Punkte bleiben kann: 
Die Psychologie und damit das Verhalten der Menschen-
menge steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
inneren Grundeinstellung der Einsatzkräfte, die gegenüber 
den Versammlungsteilnehmern grundsätzlich positiv und 

unterstützend sein sollte. Dabei macht Bürger gleichzeitig 
und unmissverständlich klar, dass eine Polizeikette keinen 
Empfehlungscharakter hat.
Die Mythen, die sich um kollektive Gewaltanwendung oder 
das Verhalten im Allgemeinen von Menschenmengen gebil-
det haben und in der Polizei unverändert weit verbreitet 
sind, werden aufgegriffen und korrigiert.
Bekannte kriminologische Theorien werden in Bezug zur 
polizeilichen Praxis gesetzt und so wird auch aus diesem 
Blickwinkel heraus deutlich, welche verschiedenen Wirkun-
gen polizeiliche Maßnahmen haben können. So zeigt sich 
beispielsweise, dass kleine Gesten gegenüber den Demons-
trationsteilnehmern die Wahrnehmung ermöglichen, dass 
sich in der Uniform Menschen verbergen; was die Rechtfer-
tigung für Gewalt erschwert. 
Die rund 380 Seiten, die von Bernd Bürger zusammenge-
stellt wurden, sind ein lesenswerter Gewinn für alle Polizei-
praktiker und jede Person, die sich auf wissenschaftlicher 
wie auch einsatzstrategischer und -taktischer Ebene mit 
dem Phänomen Mensch in Ansammlungen, Versammlun-
gen oder Veranstaltungen beschäftigt. Und ich stimme dem 
Herausgeber in seiner Einschätzung zu, dass die Inhalte in 
dieser komprimierten Form und hohem Transferanteil zur 
Praxis bislang nicht Gegenstand von praxisorientierten Cur-
ricula sind. Es bleibt damit jeder verantwortungsbewussten 
Führungskraft zunächst selbst überlassen, sich mit diesem 
Werk weiterzubilden und die Inhalte auf geeignete Weise zu 
vermitteln, um die eigene und die Sicherheit der ihr anver-
trauten Einsatzkräfte wirksam zu erhöhen. 

Rudi Heimann, Polizeivizepräsident des Polizeipräsidiums 
Südhessen
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Cybergrooming und die 
Gefahren im Netz

Von KOK Michél Odenthal, Freyburg/Unstrut.1

1 Einleitung

Der Begriff „Cybergrooming“ 
(Pädokriminalität) kommt aus 

dem englischen Sprachraum und bedeutet übersetzt „vorbe-
reiten/anbahnen“.2 Diesen Begriff kann man auch für sexu-
elle Belästigung im Internet gleichsetzen. Die Deliktshandlung 
bezieht sich auf das gezielte Ansprechen und Anbahnen von 
sexuellen Beziehungen, insbesondere mit Kindern oder Jugend-
lichen im Internet. Dabei nutzen Täter häufig die Anonymität 
des Internets, um ihre Opfer zu identifizieren und sich ihnen 
zu nähern. Oft geschieht dies, indem sie sich als jemand ande-
res ausgeben, um das Vertrauen der Kinder oder Jugendlichen 
zu gewinnen. Cybergrooming kann zu schwerwiegenden emo-
tionalen bzw. psychischen Schäden bei den Opfern führen und 
ist daher eine ernste Straftat. Wir leben in einer sich ständig 
wachsenden und insbesondere vernetzten Welt. Unsere Kommu-
nikationsmöglichkeiten haben sich rasend schnell entwickelt. 
Die Einstiegshürden sind sehr gering. Aber auch im analogen 
Leben kann es zu Grooming kommen. In diesem Beitrag soll es 
jedoch vorrangig um das Deliktsfeld Internet gehen.

2 Strafbarkeit

In Deutschland ist Cybergrooming strafbar und kann mit hohen 
Geld- oder sogar Freiheitsstrafen geahndet werden. Die genaue 
Strafbarkeit hängt dabei von den konkreten Umständen des 
Falls ab und kann je nach Schwere der Tat unterschiedlich aus-
fallen. Bspw. ist laut § 176 Abs. 1 StGB das gezielte Ansprechen 
von Kindern oder Jugendlichen mit dem Ziel, sie für sexuelle 
Handlungen zu gewinnen, strafbar und kann mit einer Frei-
heitsstrafe von bis zu drei Jahren oder einer Geldstrafe geahn-
det werden.

3 Umfrageergebnisse

Die Zahl der Kinder, die Erfahrung mit sexueller Belästigung und 
Erpressung im Internet macht, wird einer Umfrage zufolge immer 
höher. Das zeigt eine repräsentative Umfrage der Landesanstalt für 
Medien NRW mit 2002 befragten Kindern und Jugendlichen. Ein 
Viertel der Kinder gab an, von einem Erwachsenen bereits nach 
einem persönlichen Treffen gefragt worden zu sein. Vor allem von 
den unter Zehnjährigen wurden 2022 – im Vergleich zur Vorjahres-
befragung mit 9% – 20% von einem Erwachsenen nach einer Ver-
abredung gefragt, wie aus der Befragung zur Erfahrung von Kin-
dern und Jugendlichen mit Cybergrooming hervorgeht.3

Es gibt keine eindeutigen Kommunikationsmuster. Bei mehr 
als einem Drittel der Befragten, die bereits Erfahrungen mit 
Cybergrooming gemacht hatten, stellte sich erst während des 
Kontakts heraus, dass hinter einer vermeintlich gleichaltrigen 
Person ein Erwachsener steckt. In 7% aller Fälle kam es auf 
Wunsch der Erwachsenen zu einem Treffen. Da das Verhalten 

der Täter keine eindeutigen Muster aufweise, sei es für die Kin-
der schwierig, möglicherweise gefährdende Kommunikationssi-
tuationen zu erkennen. Auch ist der Anteil der Kinder gestie-
gen, die ein Nacktbild von einem Erwachsenen erhalten haben, 
nämlich von 12,2% im Jahr 2021 auf 14% im Jahr 2022.

Ungefähr 40% der Jungen und 35% der Mädchen chatten 
mindestens gelegentlich mit ihnen unbekannten Personen. Mit 
zunehmendem Alter der Befragten lässt sich eine steigende Ten-
denz erkennen. Ungefähr 75% der Kinder hatten nach den Erfah-
rungen mit Cybergrooming zum Teil sehr negative Gefühle.4

Es ist aber nicht nur strafbar, Minderjährige zu sexuellen Hand-
lungen zu überreden, sondern auch strafbar, ihnen pornografische 
Inhalte zu zeigen. Bereits der Versuch in allen genannten Fällen 
ist eine Straftat. Cybergrooming kann überall dort stattfinden, wo 
Kontakt über digitale Medien möglich ist: in sozialen Netzwerken, 
wie Facebook und Instagram, in Chats, Foren oder über Messenger 
wie WhatsApp, auf Spieleseiten, in Spielenetzwerken etc. Jungen 
und Mädchen können dort auch schnell mit pornografischen oder 
sogar kinderpornografischen Inhalten konfrontiert werden. Vie-
len Kindern und Jugendlichen ist zudem nicht bewusst, dass sich 
Erwachsene im Internet bisweilen als Gleichaltrige ausgeben, um 
auf diese Weise schlimmstenfalls einen realen Missbrauch anzubah-
nen. Zudem gehört es für viele junge Menschen schon fast dazu, 
dass im Netz freizügige Fotos veröffentlicht werden, um anderen 
zu imponieren. Dadurch steigt das Risiko, belästigt zu werden.5

4 Schutz-/Präventionsmöglichkeiten

Um sich vor Cybergrooming zu schützen, gibt es einige einfache 
Schritte, die man beachten sollte:

 f Maximale Vorsicht, mit wem man online interagiert. Es ist zu 
vermeiden, persönliche Informationen wie bspw. den voll-
ständigen Namen, Adresse oder Telefonnummer mit Fremden 
zu teilen.
 f Verwenden eines oder mehrere Online-Nicknamen oder ein 
Pseudonym, wenn man im Internet unterwegs ist.
 f Wachsam sein, wenn man im Internet chattet oder Nach-
richten austauscht. Wenn jemand fragt, sich zu treffen oder 
persönliche Informationen über sich selbst mitteilt oder von 
Gesprächspartner fordert, sollte man vorsichtig sein und 
überlegen, ob man diese Informationen zwingend teilen 
muss/möchte.
 f Wenn man das Gefühl hat, dass jemand im Internet versucht 
zu betrügen oder einem sexuell zu nahe zu kommen, sollten 
Kinder dies sofort den Eltern oder einer anderen vertrauens-
würdigen Person mitteilen.
 f Nutzen und Ausschöpfen der Privatsphäre-Einstellungen der 
sozialen Netzwerke und anderer Online-Dienste, um persönli-
che Informationen und Online-Aktivitäten zu schützen.
 f Immer wachsam sein und darauf achten, was man im Inter-
net teilt. Es ist stets daran zu denken, dass alles, was man 
online postet, für jeden sichtbar sein kann und nur schwer 
widerrufbar ist.



˘˘˘ Cybergrooming und die Gefahren im Netz
KRIM

IN
ALITÄTSBEKÄM

PFU
N

G

37Die Kriminalpolizei Nr. 2 | 2023

Es gibt zahlreiche Organisationen, welche sich auf das Thema 
Cybergrooming und die Prävention sexueller Übergriffe im 
Internet spezialisiert haben. Hier sind einige Beispiele:

 f Die Initiative „Safer Internet“ ist ein Zusammenschluss von 
europäischen NGOs und staatlichen Institutionen, die sich 
dem Schutz von Kindern und Jugendlichen im Internet wid-
men. Sie bieten Informations- und Aufklärungsmaterialien 
zu verschiedenen Themen rund um das Internet und bieten 
auch Unterstützung für Betroffene von Cybergrooming und 
sexuellen Übergriffen.6

 f Die „Stiftung Digitale Chancen“ ist eine deutsche NGO, die 
sich für die Förderung der digitalen Bildung und des verant-
wortungsvollen Umgangs mit dem Internet einsetzt. Sie bie-
tet unter anderem Schulungen und Fortbildungen für Lehrer 
und Eltern an und hat auch eine Hotline für Betroffene von 
Cyber-Grooming und sexuellen Übergriffen im Internet.7

 f Die „European Schoolnet“ ist ein Netzwerk von europäischen 
Bildungsministerien, das sich für die Förderung der digitalen 
Bildung in Europa einsetzt. Sie bieten unter anderem ein 
Programm namens „Safer Internet“ an, das Schulen und Leh-
rern bei der Prävention von Cybergrooming und sexuellen 
Übergriffen im Internet unterstützt.8

 f Die „Initiative gegen Kinderpornographie und -handel im 
Internet“ ist eine deutsche NGO, die sich gegen die Ver-
breitung von Kinderpornographie im Internet einsetzt und 
Betroffene unterstützt. Sie bieten auch Informations- und 
Aufklärungsmaterialien zu verschiedenen Aspekten des The-
mas an und haben auch eine Hotline für Betroffene und 
deren Angehörige.9

Dies sind nur einige Beispiele von Organisationen, die sich 
mit dem Thema Cybergrooming und sexuellen Übergriffen im 
Internet befassen. Es gibt noch viele weitere, die bei diesem 
Thema weiterhelfen können. Selbstverständlich sollte man sich 
an die örtliche Polizei oder eine andere zuständige Stelle wen-
den. Es ist daher von besonderer Bedeutung, dass die aufneh-
menden Beamtinnen und Beamte zu diesem Deliktsfeld hinrei-
chend geschult und sensibilisiert sind. Besonderer Bedeutung 
verlangt das Ermitteln der subjektiven Strafbarkeit.

5 Subjektive Strafbarkeit

Die subjektive Strafbarkeit bezieht sich auf die Vorausset-
zungen, die erfüllt sein müssen, damit eine Person für eine 
bestimmte Straftat strafrechtlich verfolgt werden kann. Dabei 
geht es vor allem um die Frage, ob die Person bei der Begehung 
der Tat die erforderliche Schuld besaß. Im Allgemeinen müssen 
folgende Voraussetzungen für die subjektive Strafbarkeit erfüllt 
sein:

 f Das subjektive Element der Straftat muss erfüllt sein. Dies 
bedeutet, dass die Person die Tat bewusst und willentlich 
begangen haben muss.

 f Die Person muss die erforderliche Schuld besessen haben. 
Dies bedeutet, dass sie bei der Begehung der Tat entweder 
vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt haben muss.
 f Die Person muss die erforderliche Zurechnungsfähigkeit 
besitzen. Dies bedeutet, dass sie zum Zeitpunkt der Bege-
hung der Tat in der Lage gewesen sein muss, die Konsequen-
zen ihres Handelns zu erkennen und zu verstehen.
Sind die Voraussetzungen für die subjektive Strafbarkeit 

nicht erfüllt, kann die Person für die betreffende Straftat 
nicht strafrechtlich verfolgt werden, auch wenn die objek-
tiven Elemente der Straftat vorliegen. Die subjektive Straf-
barkeit ist also ein wichtiger Bestandteil des Strafrechts 
und muss bei der Beurteilung einer bestimmten Handlung 
berücksichtigt werden.10

6 Zum Abschluss

Ein Bereich, bei dem seit Jahren kontinuierlich Anstiege zu 
verzeichnen sind, ist die Cyberkriminalität. Hier wurden im 
Jahr 2021 146.363 Fällen erfasst, eine Zunahme um 12,1%. 
Bei der Verbreitung pornografischer Inhalte ist statistisch eine 
Steigerung um plus 87,8% zu beobachten, bei der Verbreitung 
kinderpornografischer Inhalte haben sich in der PKS aus dem 
Jahr 2021 die Fallzahlen im Vergleich zu 2020 mehr als verdop-
pelt (plus 108,8%).11

25% der Befragten gaben an, bisher noch nicht mit ande-
ren über das Thema Cybergrooming gesprochen zu haben. Zwar 
seien die Eltern die wichtigsten Bezugspersonen zu dem Thema, 
allerdings wünschten sich zwei Drittel, dass die Schule mehr 
dazu informiert. Kinder, die sich bereits zu Cybergrooming 
geäußert hatten, empfanden es als unangenehm, darüber zu 
sprechen.12

Diese erschreckenden Zahlen zeigen, dass Aufklärungsar-
beit dringend geboten ist und auch für die gewerkschaftliche 
Arbeit von Bedeutung sein muss. Insbesondere die Frauen-
gruppe machte mit ihrem Antrag beim GdP-Bundeskongress 
2022 auf dieses Kriminalitätsphänomen aufmerksam.13 In 
Zusammenarbeit zwischen Bundesfrauenvorstand, Bundes-
vorstand, Bundesfachausschuss Kriminalpolizei und ggf. im 
Verbund mit der GEW sollte diese Präventionsarbeit (am bes-
ten bereits im Kindergarten) mit geeigneten Maßnahmen for-
ciert werden. Eine stärkere Fokussierung der Studien- und/
oder Schul-Curricula im Bereich der Daten- und Digitalkom-
petenz wären ferner von Vorteil. Des Weiteren müssen den 
Kolleginnen und Kollegen im Streifeneinsatz- und Kriminal-
dienst hinreichende Weiterbildungsmöglichkeiten zur Verfü-
gung stehen. Damit diese Delikte nicht in den zum Teil end-
losen Weiten des Dunkelfeldes bleiben, ist es wichtig, junge 
Internetnutzer frühzeitig zu sensibilisieren bzw. zu ermuti-
gen, sich den Eltern oder anderen geeigneten Ansprechpart-
nern zu öffnen und Strafanzeige zu stellen.

Anmerkungen

1 KOK Odenthal ist Angehöriger des Polizeireviers Burgenlandkreis. Er leistet seinen 
Dienst beim Revierkriminaldienst und ist als Sachbearbeiter PIAV/operative Auswer-
tung tätig. Daneben ist er seit Januar 2022 stellv. Bundesjugendkassierer im GBJV.

2 https://sexuelle-gewalt.alp.dillingen.de/index.php/elektronische-medien/98-groo-
ming (zuletzt aufgerufen am 19.12.2022 um 08:50 Uhr).

3 https://www.medienanstalt-nrw.de/presse/pressemitteilungen-2022/2022/novem-
ber/watchdog22-eindeutig-online-werbekennzeichnung-im-netz/immer-mehr-kin-
der-und-jugendliche-machen-erfahrungen-mit-cybergrooming.html (zuletzt aufgeru-
fen am 12.12.2022 um 15:54 Uhr).

4 https://www.heise.de/news/Cybergrooming-Umfrage-Ein-Zehntel-der-Kinder-wurde-
bereits-online-erpresst-7343073.html (zuletzt aufgerufen am 12.12.2022 um 15:52 Uhr).

5 https://www.polizei-beratung.de/startseite-und-aktionen/aktuelles/detailansicht/cyber-
grooming-ist-missbrauch-im-netz/ (zuletzt aufgerufen am 12.12.2022 um 15:58 Uhr).

6 https://www.saferinternet.de/ (zuletzt aufgerufen am 12.12.2022 um 16:00 Uhr).
7 https://www.digitale-chancen.de/ (zuletzt aufgerufen am 12.12.2022 um 16:01 Uhr).
8 http://www.eun.org/ (zuletzt aufgerufen am 12.12.2022 um 16:03 Uhr).
9 https://jugendhilfeportal.de/projekt/initiative-gegen-kinderpornografie-im-inter-

net/ (zuletzt aufgerufen am 12.12.2022 um 16:04 Uhr).
10 https://www.iurastudent.de/content/der-subjektive-tatbestand (zuletzt aufgerufen 

am 12.12.2022 um 16:06 Uhr).
11 https://www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/kriminalstatistik-2016154; vgl. 

Polizeiliche Kriminalstatistik 2021 Ausgewählte Zahlen im Überblick S.9; (zuletzt 
aufgerufen am 12.12.2022 um 16:08 Uhr).

12 https://www.heise.de/news/Cybergrooming-Umfrage-Ein-Zehntel-der-Kinder-wurde-
bereits-online-erpresst-7343073.html (zuletzt aufgerufen am 12.12.2022 um 15:52 Uhr).

13 Antrag C062 „Cybergrooming“ (GdP-Bundeskongress 2022 in Berlin).
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Strafrechtliche  
Rechtsprechungs-
übersicht

Von EPHK & Ass. jur. Dirk Weingarten, Wiesbaden

Wir erinnern in dieser Jubiläumsausgabe an bedeutende Urteile 
zu aufsehenerregenden Ereignissen der letzten 40 Jahre. 

Volkszählungsurteil

Auf Grundlage des Volkszählungsgesetzes sollte 1983 eine 
Volkszählung in Form einer Totalerhebung stattfinden. Für die 
Erfassung waren Beauftragte und Verbeamtete der öffentlichen 
Verwaltung vorgesehen und sollten von Haus zu Haus gehen; 
ein Registerabgleich sei zu fehleranfällig. Neben der vollstän-
digen „Kopfzählung“ war auch die Erhebung weiterer Angaben 
beabsichtigt.

Es wurden mehrere Verfassungsbeschwerden eingereicht. 
Karlsruhe stellte letztlich per Urteil am 15.12.1983 fest, dass 
zahlreiche Vorschriften des Bundesgesetzes erheblich und 
ohne Rechtfertigung in Grundrechte des Einzelnen eingriffen. 
Die entsprechenden Vorschriften erklärte es für nichtig und 
das gesamte Bundesgesetz für verfassungswidrig, da es die 
Beschwerdeführer in ihrem Grundrecht verletzte. Das Volks-
zählungsurteil ist die Grundsatzentscheidung des BVerfG, mit 
der das Grundrecht auf informationelle Selbstbestimmung als 
Ausfluss des allgemeinen Persönlichkeitsrechts und der Men-
schenwürde etabliert wurde (Art. 2 Abs. 1 i.V.m. Art. 1 Abs. 
1 GG); der Meilenstein des Datenschutzes. (BVerfG, Urt. v. 
15.12.1983 – Az. 1 BvR 209, 269, 362, 420, 440, 484/83)

Schlecker

Kurz vor Heilig Abend 1987 wurden die Kinder Meike und Lars 
der Eheleute Schlecker entführt. Drei maskierte Männer über-
fielen die Mutter und ihre Kinder gegen 23 Uhr in deren Haus 
und nahmen die Kinder als Geiseln. Die Geschwister wurden 
gefesselt in einer fünf Kilometer entfernten Fischerhütte fest-
gehalten; zunächst wurden 18 Millionen DM Lösegeld gefor-
dert. In stundenlangen Verhandlungen handelte der Vater, 
Anton Schlecker, die Forderungen auf 9,6 Millionen DM herun-
ter; über diese Summe war er versichert. Am 23.12.1987, dem 
Tag nach der Tat, wurde das Lösegeld übergeben. Die Erpresser 
verschwanden mit dem Auto des Geldüberbringers und fuhren 
nach Ulm. Die entführten Kinder konnten sich zwischenzeitlich 
selbst befreien und aus der Fischerhütte fliehen. 

Im Sommer 1998 wurden die Geiselnehmer zwei Wochen nach 
ihrem letzten Bankraub in Schleckers früherer unmittelbaren 
Nachbarschaft festgenommen. Denn sie hatten den damaligen 
Direktor dortiger Volksbank in seinem Haus überfallen. Am 
22.3.1999 wurden die beiden Hauptangeklagten vom Land-
gericht Ulm wegen räuberischer Erpressung und erpresseri-
schen Menschenraubes zu jeweils dreizehneinhalb Jahren Haft 

verurteilt. In sieben weiteren Fällen hatten die Verbrecher ins-
gesamt knapp 16 Millionen DM erbeutet. (https://www.welt.
de/print-welt/article568720/Hohe-Haftstrafen-im-Schlecker-
Prozess.html, aufgerufen letztmalig am 17.3.2023)

Geiseldrama von Gladbeck

Mit dem Geiseldrama von Gladbeck hatte im Sommer 1988 die 
Bundesrepublik Deutschland ein durch die Unterstützung der 
Medien aufsehenerregendes Verbrechen, in dessen Verlauf drei 
Menschen ums Leben kamen. Ein Bankraub mit anschließen-
der Geiselnahme begann in Gladbeck und endete nach rund 54 
Stunden auf der BAB 3 bei Bad Honnef mit einem Zugriff des 
SEK. Die beiden Haupttäter Rösner und Degowski überfielen am 
16.8.1988 eine Filiale der Deutschen Bank in einem Einkaufs-
zentrum Gladbecks. Rösners Freundin Löblich schloss sich am 
Abend desselben Tages den Tätern an. Auf ihrer Flucht nahmen 
sie mehrmals Geiseln und fuhren mit ihnen durch das nord-
westliche Deutschland sowie in die Niederlande. Sie entführten 
auch einen Linienbus und erschossen einen 14-Jährigen. Nach 
einem Aufenthalt in der Kölner Innenstadt konnten die drei 
Geiselnehmer am 18.8.1988 bei dem Zugriff festgenommen wer-
den. Dabei wurde eine weitere 18-jährige Geisel – aus der Waffe 
Rösners – getötet. Auf der Fahrt zum Tatort kam ein 31-jährige 
Polizist bei einem Verkehrsunfall ums Leben. 

Rösner und Degowski wurden wegen gemeinschaftlichen 
erpresserischen Menschenraubes und Geiselnahme mit Todes-
folge verurteilt, Degowski für Mord und Rösner wegen ver-
suchten Mordes zu lebenslangen Freiheitsstrafen. Für Rösner 
ordneten die Richter zudem Sicherungsverwahrung an. Löb-
lich erhielt eine neunjährige Freiheitsstrafe wegen erpresse-
rischen Menschenraubes und Geiselnahme mit Todesfolge. (LG 
Essen, Urt. v. 22.3.1991 – 22 a Ks 70 Js 515/88 StA Essen, 22 
a (26/88))

Kaufhauserpresser „Dagobert“

Arno Funke erpresste 1988 das Kaufhaus des Westens in Ber-
lin um 500.000 DM. Nach einer gescheiterten Geldübergabe ließ 
er – nachdem die erste Bombe „versagt hatte“ – am 25.5.1988 
im Kaufhaus nachts eine weitere Bombe detonieren, die einen 
Sachschaden in Höhe von 250.000 DM anrichtete. Bei der Geld-
übergabe erlangte er den geforderten Geldbetrag, von dem er 
einige Jahre lebte. Nachdem das Geld der ersten Erpressung ver-
braucht war, entschied er sich von 1992 bis 1994 mit der bewähr-
ten Methode zunächst eine Million, später 1,4 Millionen DM vom 
Karstadt-Konzern zu erpressen. Weil die Bereitschaft zur Geld-
übergabe durch eine Zeitungsanzeige mit dem Text „Dagobert 
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grüßt seinen Neffen“ signalisiert werden sollte, wurde er seitdem 
nur noch als „Dagobert“ bezeichnet. Um die Ernsthaftigkeit sei-
ner Forderungen zu unterstreichen, verübte er fünf Bombenan-
schläge und einen Brandanschlag gegen Karstadt-Kaufhäuser, bei 
denen eine Person leicht verletzt wurde. Im Frühjahr 1994 wurde 
Funke schließlich festgenommen.

Nachdem der BGH das erstinstanzliche Urteil aufgehoben 
hatte verhängte am 14.6.1996 das Berliner LG in zweiter Ins-
tanz eine Haftstrafe von neun Jahren wegen schwerer räube-
rischer Erpressung. Zudem wurde Funke zur Leistung von 2,5 
Millionen DM Schadensersatz an Karstadt verurteilt. (BGH Urt. 
v. 30.11.1995 – 5 StR 465/95)

Walter Sedlmayr

Im Juli 1990 wurde Walter Sedlmayr von seinem Privatsekretär tot 
im Schlafzimmer seiner Wohnung in München-Schwabing aufge-
funden. Der Leichnam wies mehrere Messerstiche an Hals und Nie-
ren auf. Zudem wurde Sedlmeyer mit einem Hammer erschlagen. 
Durch die Ermittlungen erfuhr die Öffentlichkeit erstmals vom 
homosexuellen Privatleben des bürgerlichen, konservativen Volks-
schauspielers. Die Ermittlungen der Polizei, die auch V-Männer ein-
setzte, konzentrierten sich zunächst auf die Stricherszene. 

Schließlich geriet der Privatsekretär durch ein laienhaft 
gefälschtes Testament in Verdacht und wurde später wegen 
Urkundenfälschung verurteilt. Im Mai 1991 wurden dann Sedl-
mayrs ehemaliger Ziehsohn und dessen Halbbruder festgenom-
men und 1993 in einem Indizienprozess zu lebenslanger Haft 
verurteilt, wobei bei dem Ziehsohn die besondere Schwere der 
Schuld festgestellt wurde. (LG München I, 21.05.1993 – Ks 122 
Js 3887/91)

Reemtsma

Am 25.3.1996 überwältigten zwei Täter Jan Philipp Reemtsma auf 
seinem Grundstück in Hamburg-Blankenese. Dort hinterließen sie 
einen mit einer Handgranate beschwerten Brief mit der Lösegeld-
forderung von 20 Millionen DM. Ihr Opfer brachten sie in den Kel-
ler eines Hauses rund 90 km von Hamburg entfernt, wo Reemtsma 
bis zu seiner Freilassung 33 Tage später gefangen gehalten wurde. 
Mindestens zwei Geldübergabeversuche scheiterten, weil die Täter 
Polizeipräsenz vermuteten und in Folge dessen erhöhten sie die 
Lösegeldforderung auf 30 Millionen DM. Angehörige des Ent-
führten organisierten schließlich eine erfolgreiche Geldübergabe 
ohne Wissen der Polizei. 43 Stunden später, am 26.4.1996, wurde 
Reemtsma südlich von Hamburg unverletzt freigelassen. 

Dank der präzisen Beschreibung Reemtsmas und guter Ermitt-
lungsarbeit konnten drei der vier Tatbeteiligten identifizieren 
werden. Der Haupttäter Drach wurde 1998 in Buenos Aires ver-
haftet und zwei Jahre später ausgeliefert. 2001 verurteilte das 
LG Hamburg Drach zu 14 ½ Jahren Freiheitsstrafe. Auch die 
drei Mittäter wurden zur Verantwortung gezogen. Bereits 1996 
wurden Koszics und Richter in Spanien verhaftet und im folgen-
den Jahr zu zehneinhalb bzw. fünf Jahren verurteilt. Laskowski 
stellte sich 1999 selbst und bekam sechs Jahre Freiheitsstrafe. 
(https://de.wikipedia.org/wiki/Reemtsma-Entf%C3%BChrung, 
aufgerufen letztmalig am 17.3.2023)

Fall Gäfgen

Gäfgen entschloss sich, den 11-jährigen Bankierssohn Jakob 
von Metzler zu entführen und von seinen Eltern ein Lösegeld 

zu erpressen, um seinen aufwändigen Lebensstil zu finanzie-
ren. Dazu lockte er am 27.9.2002 den Jungen unter dem Vor-
wand, ihm eine von seiner Schwester in Gäfgens Auto verges-
sene Jacke geben zu wollen, in seine Wohnung und erstickte 
ihn dort. Sodann ließ er den Eltern Jakobs ein Erpresser-
schreiben zukommen und forderte eine Million Lösegeld. Die 
Erpressten informierten die Polizei. Die Leiche legte der Täter 
noch am Tattag in der Nähe eines Weihers einer hessischen 
Gemeinde ab. Als Ort der Geldübergabe wurde eine Straßen-
bahnhaltestelle im Frankfurter Stadtwald vereinbart. Ab dem 
Zeitpunkt, an dem der Entführer das Geld an sich nahm, wurde 
er beschattet. Die Polizei stellte im Rahmen der Observation 
fest, dass sich Gäfgen seit mehreren Stunden nicht um sein – 
von der Polizei als noch lebend vermutetes – Opfer gekümmert 
hatte. Stattdessen bestellte er einen Neuwagen und buchte 
einen Urlaub mit seiner Freundin. Schließlich wurde er am 
30.9.2002 am Frankfurter Flughafen festgenommen. In der 
polizeilichen Vernehmung verschleierte er den Verbleib und 
Zustand seines Opfers und beschuldigte zwei unbeteiligte 
Bekannte als vermeintliche Mittäter. Daraufhin ordnete der 
damalige Polizeivizepräsident, Wolfgang Daschner, an, dass 
durch Gewaltandrohung die aus seiner Sicht möglicherweise 
lebensrettende Aussage zum Aufenthaltsort des Elfjährigen 
erzwungen werden solle. Veranlasst durch die Folterandrohun-
gen machte Gäfgen schließlich zutreffende Angaben. Die Poli-
zei fand die Leiche Jakobs von Metzler. 

Mit Urteil vom 28.7.2003 verurteilte das LG Frankfurt am 
Main Gäfgen wegen Mordes in Tateinheit mit erpresserischem 
Menschenraub mit Todesfolge und wegen falscher Verdächti-
gung in Tateinheit mit Freiheitsberaubung in zwei Fällen zu 
einer lebenslangen Freiheitsstrafe und stellte dabei die beson-
dere Schwere der Schuld fest. (LG Frankfurt am Main, Urt. v. 
28.7.2003 – 5/22 Ks 2/03 3490 Js 230118/02)

Rudolph Moshammer

Moshammer wurde in der Nacht zum 14.1.2005 in seinem 
Haus im Münchner Vorort Grünwald mit einem Stromkabel 
erdrosselt; sein Chauffeur fand die Leiche am frühen Morgen. 
Moshammer hatte den ihm nicht bekannten Täter mit zu sich 
nach Hause genommen, wo es zunächst im Fernsehzimmer zu 
einvernehmlichen sexuellen Handlungen kam. Schließlich 
fasste der Mörder den Entschluss, Moshammer zu töten, um 
aus dem Anwesen Geld zu entwenden. Als Moshammer ihm 
später beim Verlassen der Wohnung den Rücken zuwandte, 
schlang dieser ihm im Treppenhaus von hinten unvermittelt, 
das Stromkabel viermal um den Hals und riss ihn zu Boden, 
wo sein Opfer rücklings zum Liegen kam. Sodann stütze er 
seinen Fuß auf dessen Oberkörper ab und zog mit beiden 
Händen an einem Kabelende, bis das Kabel riss. Der Tod trat 
durch zentrales Regulationsversagen ein. Der Angeklagte 
durchsuchte sein Opfer und das Anwesen nach Stehlenswer-
tem und verließ es mit wenigstens 200 Euro Bargeld. Am 
folgenden Tag nahm die Polizei einen 25-jährigen Asylbewer-
ber fest, der bald darauf die Tat gestand. Nach Aussagen des 
verschuldeten und psychisch kranken Täters hatte ihn Mos-
hammer nahe dem Münchner Hauptbahnhof angesprochen 
und ihm „2000 Euro Lohn für sexuelle Dienstleistungen“ in 
Aussicht gestellt. 

Am 2.11.2005 begann in München der Prozess – Mord 
durch Heimtücke – gegen den geständigen Täter. Er wurde am 
21.11.2005 zu einer lebenslangen Freiheitsstrafe wegen Mor-
des und Raubes mit Todesfolge verurteilt. (LG München, Urt. v. 
21.11.2005 – 1 Ks 128 Js 10073/05)
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Aktuelles aus dem Netz
Von EKHK Christian Zwick, Ludwigshafen

Das Internet gibt es 
seit 50 Jahren – oder 
doch schon länger?

1973 – also vor 50 Jahren – fiel 
erstmalig der Begriff „Inter-
net“ (Interconnected Net-
works). […] Vor 30 Jahren, 

also 1993 gab es die ersten Suchmaschinen Lycos und Yahoo. 
Die zwischenzeitlich wohl erfolgreichste Suchmaschine google 
startete 1997. Im Jahr 2004 kamen dann Soziale Netzwerke 
in Mode und 2007 wurden die ersten iPhones präsentiert und 
das mobile Internet entwickelte sich. […] Das Internet ist 
damit endgültig zur bestimmenden Technologie der Gegenwart 
geworden und verspricht auch ganz neue internetbasierte 
Anwendungen in den Bereichen Big Data, künstliche Intel-
ligenz, Internet der Dinge und Blockchain. Mehr: https://
www.wiwi.uni-wuerzburg.de/aktuelles/news/single/news/
das-internet-gibt-es-seit-50-jahren-oder-doch-schon-laenger, 
Meldung vom 3.3.2023.

ChatGPT: A Digital Sleuth For Detectives?

[Auf die Frage nach der Möglichkeit bzw. des Trainings einer 
speziellen „Spürhund“- und Polizei-ChatGPT antwortete die KI 
folgendermaßen:] „Ein SleuthGPT-Modell könnte durch die Fein-
abstimmung des ursprünglichen GPT-3-Modells auf einem Daten-
satz trainiert werden, der sich speziell auf Ermittlungs- und 
Detektivarbeit konzentriert. Dieser Datensatz könnte Beispiele 
für Detektivarbeit und Ermittlungen enthalten, einschließlich 
fiktiver und realer Fälle, Polizeiberichte, Gerichtsprotokolle und 
anderes relevantes Material. Der Feinabstimmungsprozess würde 
es dem Modell ermöglichen, die Sprache, die Techniken und die 
Logik zu erlernen, die bei der Detektivarbeit verwendet werden, 
und fundiertere und genauere Antworten zu erhalten, wenn Fra-
gen zu Ermittlungsprozessen und -techniken gestellt werden. Das 
Ziel der Feinabstimmung wäre es, ein Modell zu schaffen, das 
menschliche Detektive bei ihrer Arbeit unterstützen und unter-
stützen kann, indem es relevante Informationen bereitstellt, 
Verbindungen herstellt und Hypothesen generiert.“ [übersetzt 
mit Microsoft Edge] Mehr: https://www.forensicfocus.com/
articles/chatgpt-a-digital-sleuth-for-detectives, Meldung vom 
21.2.2023.

iSIM statt eSIM: Qualcomm integriert SIM in 
Smartphone-SoC statt separaten Chip

Nachdem sich die eSIM bereits als Nachfolger der klassischen 
SIM-Karte für Handys etabliert hat, will Qualcomm mit iSIM 
die hohe Integration in Smartphones weiter voranbringen und 
baut das Subscriber Identity Module (SIM) direkt in ein System-
on-Chip (SoC) ein. […] Die höhere Integration ist zudem hilf-
reich für noch kleinere Produkte als Handys, etwas für Smart-
watches. Mehr: https://www.heise.de/news/iSIM-statt-eSIM-
Qualcomm-integriert-SIM-in-Smartphone-SoC-statt-separaten-
Chip-7536029.html, Meldung vom 6.3.2023.

Forscher züchten Elektroden in Gewebe: Auf 
dem Weg zur Mensch-Maschine?

Wissenschaftlern ist es erstmal gelungen, Elektroden im Gewebe 
von Lebewesen wachsen zu lassen. […] Durch Injektion eines 
Gels, das Enzyme als „Montagemoleküle“ enthält, konnten 
die Forscher Elektroden im Herzen und in der Schwanzflosse 
von Zebrafischen und rund um das Nervengewebe von medi-
zinischen Blutegeln wachsen lassen. Die Tiere erlitten dabei 
keinen Schaden. Mehr: https://www.t-online.de/digital/
zukunft/id_100136050/forscher-zuechten-elektroden-in-lebe-
wesen-was-bedeutet-das-fuer-menschen-.html, Meldung vom 
28.2.2023.

Samsung schützt vor Zero-Klick-Angriffen per 
Sofortnachrichten

Zero-Click-Exploits seien eine recht neue Bedrohung für 
mobile Geräte […]. Message Guard stelle eine fortschrittliche 
Sandbox zur Verfügung, die als virtuelle Quarantäne für per 
Kurznachricht empfangene Bilddateien diene. „Dadurch wird 
verhindert, dass bösartiger Code auf die Dateien Ihres Tele-
fons zugreifen oder mit dem Betriebssystem interagieren kann. 
Samsung Message Guard überprüft die Datei Bit für Bit und 
verarbeitet sie in einer kontrollierten Umgebung, um sicherzu-
stellen, dass sie den Rest Ihres Geräts nicht infizieren kann.“ 
Mehr: https://www.zdnet.de/88407216/samsung-schuetzt-
vor-zero-klick-angriffen-per-sofortnachrichten/, Meldung 
vom 21.2.2023.

Studie: Mangel an IT-Experten in deutschen 
Behörden steigt rasant

Unter anderem wegen großer Verrentungswellen sollen 2030 
in deutschen Amtsstuben rund 140.000 IT-Spezialisten feh-
len, besagt eine Studie von McKinsey. […] Seit der vorigen 
Berechnung aus dem Jahr 2019 habe sich die Lücke damit um 
15% vergrößert. […] Mehr: https://www.heise.de/news/Stu-
die-Mangel-an-IT-Experten-in-Deutschen-Behoerden-steigt-ra-
sant-7470502.html, Meldung vom 25.1.2023.

Kriminalität: Im Darknet wird Entwicklern bis 
zu 20.000 US-Dollar geboten 

Gesucht wurden demnach vor allem Softwareentwickler (61% 
der analysierten Anzeigen). Das höchste angebotene Gehalt lag 
bei 20.000 US-Dollar im Monat, das niedrigste lag hingegen bei 
nur 200 US-Dollar. Administratoren und Tester wurden durch-
schnittlich 1.500 US-Dollar angeboten. Bezahlt wird üblicher-
weise in Kryptowährungen. […] Im Rahmen des Bewerbungs-
verfahrens müssen teils Tests absolviert werden, mit denen die 
Kompetenz des Bewerbers oder der Bewerberin geprüft werden 
soll. Mehr: https://www.golem.de/news/darknet-kriminelle-
bieten-entwicklern-bis-zu-20-000-us-dollar-2301-171569.html, 
Meldung vom 31.1.2023.


